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In vielen Ländern des Globalen Südens hat sich die Finanzlage in letzter 
Zeit erheblich verschlechtert. Bereits heute besteht nach Angaben des 

Internationalen Währungsfonds für 33 der ärmeren Länder ein hohes Risiko 
der Überschuldung oder sie sind bereits zahlungsunfähig. 

Aber auch reichere Länder sind von neuen Finanzkrisen bedroht.  
Hier ist es insbesondere der Privatsektor, von dem die Risiken ausgehen. 

Private Unternehmen haben billiges Geld und niedrige Zinsen genutzt, 
 um sich massiv zu verschulden. 

Die Gefahr ist groß, dass sich die Lage in den kommenden Jahren  
weiter zuspitzt. In einer alarmierenden Zahl von 130 Ländern sind  

als Folge davon Kürzungen der Staatsausgaben oder andere 
Sparmaßnahmen zu erwarten. Der Handlungsspielraum vieler Regierungen 

wird dadurch erheblich eingeschränkt – und damit auch ihre Möglichkeit, 
die Agenda 2030 und ihre globalen Nachhaltigkeitsziele (SDGs) zu  

verwirklichen. Denn die Verwirklichung der SDGs erfordert massive  
öffentliche Investitionen in Bereichen wie Gesundheit und Bildung,  

soziale Sicherung, Infrastruktur und Klimaschutz. 

Durch den Teufelskreis von Auslandsverschuldung und Austeritätspolitik 
drohen viele Länder, sich von den SDGs eher zu entfernen als sie bis 2030 

zu verwirklichen.

Aber es gibt Alternativen: Die Herausforderung besteht darin, Konzepte 
einer umwelt- und klimagerechten Wirtschaftspolitik mit Lösungsansätzen 

zur SDG-kompatiblen Prävention und Bewältigung von Finanzkrisen und 
dem Primat der Menschenrechte zu verbinden. 

Ziel muss ein menschenrechtsbasierter globaler Green New Deal sein. 
Grundvoraussetzung dafür ist eine aktivere Rolle des öffentlichen Sektors, 

der auf allen Ebenen politischen Gestaltungsspielraum  
(zurück-)gewinnen muss.
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Wegen ihrer Zuständigkeit für wichtige Politikfelder spielen die Bundesländer 
bei der Umsetzung der 2030-Agenda in und durch Deutschland eine zentrale 

Rolle. Ganz im Sinne der im September 2015 in New York verabschiedeten 
Nachhaltigkeitsagenda sind davon prinzipiell alle Sektoren betroffen, von der 

Sozial- über die Landwirtschafts-, Bildungs- und Umweltpolitik bis hin zur 
Wirtschafts- und Industriepolitik.

Dabei gilt, dass es weniger ein Problem sein dürfte, innerhalb der 
Nachhaltigkeitsstrategien der Länder auf Diskurse aus dem wirtschafts-, 
sozial- oder umweltpolitischen Bereich zu rekurrieren. Vielmehr wird es 

darum gehen müssen, den Leitgedanken des Konzepts „Nachhaltigkeit“ auch 
dort Geltung zu verschaffen, wo sie bislang nur eine untergeordnete Rolle 
spielen, oder es offenkundige Zielkonflikte gibt. Das gilt beispielsweise für 

die wirtschafts- und industriepolitischen Strategien einzelner Bundesländer.

Das vorliegende Arbeitspapier gibt eine Übersicht über die Strategien und 
Strukturen, die die Bundesländer unter den Stichworten „Nachhaltigkeit“ 
und „Entwicklungszusammenarbeit“ bislang geschaffen haben. Es liefert 

keine lexikalisch vollständige Aufzählung, sondern beschränkt sich bewusst 
auf einige zentrale Beispiele, aus denen sich unterschiedliche Ansätze, aber 

auch gemeinsame Trends ablesen lassen.

Hier dargestellt sind erste Steinchen dessen, was im Endergebnis ein großes 
Mosaik der Nachhaltigkeitspolitik auf Ebene der Bundesländer bilden sollte. 

Dieses Arbeitspapier dient dem Einstieg in die Debatte, ob die Länder mit 
ihren bisherigen Maßnahmen auf dem richtigen Weg sind, die umfassende 

Nachhaltigkeitsagenda der UN bei sich umzusetzen, und wo weiterer 
Handlungsbedarf besteht. 

Ländersache Nachhaltigkeit
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Die 2030-Agenda der Vereinten Nationen und ihre Ziele für nachhaltige 
Entwicklung (SDGs) messen Partnerschaften zwischen öffentlichen und 

privaten Akteuren eine wichtige Rolle bei. Das Spektrum dieser Partnerschaften 
ist groß. Es reicht von öffentlich-privaten Projektkooperationen zwischen 

einzelnen Regierungen und Unternehmen bis hin zu globalen Partnerschaften, 
an denen zum Teil hunderte von Regierungen, internationalen Organisationen, 

Unternehmen, philanthropischen Stiftungen und zivilgesellschaftlichen 
Gruppen beteiligt sind. 

Einen besonderen Boom erlebten in den letzten Jahren Partnerschaften 
zwischen Einrichtungen des UN-Systems und privaten Unternehmen sowie 

globale Partnerschaften, vor allem in den Bereichen Gesundheit, Ernährung 
und Energie.

Dem Partnerschaftsboom liegt die Annahme zugrunde, Regierungen seien 
weder strukturell noch finanziell in der Lage, die globalen Probleme alleine zu 
bewältigen. Dabei geht es bei vielen Partnerschaften nicht ausschließlich um 

die Mobilisierung zusätzlicher Finanzmittel. Insbesondere die größeren 
globalen Partnerschaften sollen auch zu einer besseren Koordination zwischen 
den verschiedenen Akteuren, dem Wissensaustausch, der Bewusstseinsbildung 

und gelegentlich auch der Standardsetzung beitragen.

Eine wachsende Zahl zivilgesellschaftlicher Organisationen und manche 
Regierungen sehen in dem Trend allerdings auch eine Reihe von Risiken.  

Sie fürchten, dass unter dem Dach von Partnerschaftsinitiativen der Einfluss 
transnationaler Unternehmen und ihrer Interessenvertreter auf den 

gesellschaftlichen Diskurs und die politischen Entscheidungen wächst.  
Zudem wird die Gefahr einer weiteren Zersplitterung des internationalen 

Institutionengefüges durch unzählige neue Partnerschaften gesehen.  
Dies erhöht den Koordinationsbedarf und die Transaktionskosten für die 

Regierungen und schwächt die zuständigen Organisationen des UN-Systems. 

Das Arbeitspapier gibt einen Überblick über den derzeitigen 
Partnerschaftsboom und diskutiert die damit einhergehenden Risiken und 

Nebenwirkungen. Es nimmt drei globale Partnerschaften aus den Bereichen 
Ernährung, Gesundheit und Energie genauer unter die Lupe:  

Scaling Up Nutrition, Every Woman Every Child und Sustainable Energy for All. 
Aus den Ergebnissen werden im letzten Teil einige Schlussfolgerungen für 

Politik und Zivilgesellschaft abgeleitet. 
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„Wir haben uns zu einem Zeitpunkt versammelt, in dem die nachhaltige 
Entwicklung vor immense Herausforderungen gestellt ist. Milliarden unserer 

Bürger leben nach wie vor in Armut, und ein Leben in Würde wird ihnen 
verwehrt. Die Ungleichheiten innerhalb der Länder und zwischen ihnen  

nehmen zu. Es bestehen enorme Unterschiede der Chancen, des Reichtums 
und der Macht.“

So heißt es in Paragraph 14 der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung, 
verabschiedet von den Mitgliedern der Vereinten Nationen im September 
2015. Konsequenterweise haben die Regierungen ein eigenständiges Ziel 
zur Reduzierung von Ungleichheiten sowohl innerhalb als auch zwischen 

Ländern in den Katalog der 17 SDGs aufgenommen – eine der größten 
qualitativen Neuerungen der Agenda 2030 gegenüber den MDGs.  

SDG 10 ist damit Ausdruck des in den letzten Jahren enorm gesteigerten 
Interesses in Wissenschaft, Wirtschaft und Politik am komplexen Phänomen 

der sozialen wie ökonomischen, der horizontalen und intersektionalen 
Ungleichheiten.

Auf internationaler Ebene hat beispielsweise Oxfam dazu beigetragen mit 
seinen Berechnungen, nach denen inzwischen die acht reichsten Männer 
der Erde über ebenso viel Vermögen verfügen wie die ärmere Hälfte der 

Weltbevölkerung zusammen. Selbst das Weltwirtschaftsforum bezeichnet 
die wachsenden Disparitäten bei Einkommen und Vermögen als größte 
Herausforderung für die globale Entwicklung der nächsten zehn Jahre.

Mit dem vorliegenden Arbeitspapier werden SDG10 und die daraus zu 
ziehenden Schlussfolgerungen genauer unter die Lupe genommen.  

Es beschreibt die verschiedenen Formen ökonomischer, sozialer und 
politischer Ungleichheiten und die damit verbundenen Indikatoren.  

Und es erörtert, welche Ansatzpunkte und Politikinstrumente es gibt, um 
Ungleichheit zu reduzieren – und damit der Verwirklichung der Agenda 
2030 einen Schritt näher zu kommen. Denn ohne die Verringerung von 
Ungleichheiten innerhalb und zwischen Ländern werden sich auch die 

anderen Ziele der Agenda 2030 kaum realisieren lassen.

Ungleichheiten verringern!
SDG 10: Schlüssel zur Verwirklichung der Agenda 2030
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Seitdem die Agenda 2030 mit ihren Zielen für nachhaltige Entwicklung 
(SDGs) im September 2015 verabschiedet wurde, entstanden in bislang 

mehr als 40 Ländern zivilgesellschaftliche SDG-Bündnisse. Manche haben 
zum Ziel, die Agenda und ihre SDGs in der Öffentlichkeit bekannt zu 

machen. Andere begannen, mit eigenen Projekten zur praktischen 
Umsetzung der SDGs beizutragen. Wieder andere konzentrieren sich darauf, 

die Politik ihrer Regierungen zu beobachten, Forderungskataloge zu 
formulieren und in Schattenberichten die Fort- bzw. Rückschritte und 

politischen Hindernisse bei der Umsetzung der SDGs zu analysieren.

Parallel dazu boomen in vielen Ländern aber auch rechtsnationale oder 
fundamentalreligiöse Bewegungen, deren Botschaften im diametralen 

Gegensatz zum Geist und zu den Zielen der Agenda 2030 stehen.

Angesichts dieser widersprüchlichen Trends untersucht dieses Arbeitspapier, 
welche (zivil-) gesellschaftliche Mobilisierungswirkung die Agenda 2030 
und die SDGs haben. Kann der Umsetzungsprozess der Agenda 2030 zur 
Stärkung fortschrittlicher zivilgesellschaftlicher Organisationen (auch als 

Gegengewicht zu nationalistischen und fremdenfeindlichen Bewegungen) 
und der dauerhaften Bildung neuer gesellschaftlicher Bündnisse führen?

Hat sich durch die Agenda 2030 die Rolle zivilgesellschaftlicher 
Organisationen in den Vereinten Nationen verändert? Wie sehen ihre 

praktischen Mitwirkungsmöglichkeiten aus? Welche Gruppen und 
Organisationen bestimmen den Diskurs? Und welches sind ihre 

Hauptbotschaften?

Mit welchen Problemen und Dilemmata sind zivilgesellschaftliche 
Organisationen im Umsetzungsprozess der Agenda 2030 konfrontiert?  

Und welche Bedingungen sollten erfüllt sein, damit die Bildung 
zivilgesellschaftlicher SDG-Allianzen Aussicht auf Erfolg hat?

Zivilgesellschaft und Agenda 2030
Neue Allianzen für die sozial-ökologische Transformation?
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Mit der Agenda 2030 und ihren Zielen für nachhaltige Entwicklung (SDGs) 
haben die Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen ambitionierte Schritte 

auf dem Weg zu einer sozial, ökonomisch und ökologisch gerechteren Welt 
vereinbart. Eine zentrale Frage lautet nun, wie die Umsetzung der  

SDGs finanziert werden soll und welche Rolle dabei die öffentlichen  
Haushalte spielen.

Grundsätzlich ist die Fiskalpolitik ein Schlüsselinstrument der Regierungen, 
um die Agenda 2030 und die SDGs in die Praxis umzusetzen. Ansatzpunkte 
bestehen für sie dabei sowohl in der Steuerpolitik als auch in der Haushalts-

politik. Das gilt auch für die Umsetzung der SDGs in Deutschland.

Wenn Bundesregierung und Bundestag ihre Prioritäten im Einklang mit dem 
Geist und den Zielen der globalen Nachhaltigkeitsagenda definieren,  

kann die Haushaltspolitik ein wichtiges Instrument sein zur Verringerung 
sozialer Ungleichheiten, zur Beseitigung von Diskriminierung und zur  

Förderung des Übergangs zu nachhaltigen Produktions- und Konsumweisen 
– und damit auch zur Verwirklichung der SDGs.

Mit anderen Worten: Die Umsetzung der Sustainable Development  Goals  
erfordert Sustainable Development Budgets. Aber bisher wird die 

„SDG-Tauglichkeit“ des Bundeshaushalts in der Finanzplanung der  
Bundesregierung nicht systematisch geprüft.

Bundesregierung, Bundestag und zivilgesellschaftliche Organisationen 
 haben unterschiedliche Rollen, Verantwortlichkeiten und entsprechend 

 unterschiedliche Einflussmöglichkeiten, um den Bundeshaushalt  
„SDG-konform“ zu machen. Im Verlauf der verschiedenen Phasen des  

Budgetzyklus gibt es für sie eine Vielzahl von Handlungs- und Interventions-
möglichkeiten, die sie stärker als bisher nutzen sollten.
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Massenproteste erschüttern eine wachsende Zahl von Ländern in ver-
schiedenen Regionen der Welt. In Ecuador, Chile und Argentinien, in 
Ägypten und im Libanon gehen Millionen von Menschen auf die Stra-
ßen, um gegen die herrschende Politik zu demonstrieren. 

Die Auslöser der Proteste muten für Außenstehende zuweilen banal an: 
In Ecuador war es die Ankündigung der Regierung, die Subventionen 
für Benzin zu streichen; in Santiago de Chile sollten die Preise für den 
öffentlichen Naheverkehr angehoben werden; im Libanon brachten die 
Pläne der Regierung, eine Steuer auf Internettelefonate einzuführen, das 
Fass zum überlaufen.

Diese Maßnahmen sind meist Teil eines weit umfassenderen wirtschafts- 
und finanzpolitischen Gesamtpakets der Regierungen, das vor allem die 
Armen und die Mittelschicht der jeweiligen Länder belastet. 

Die Regierungen reagieren so zumeist auf die massiv gestiegene Staats- 
und Auslandsverschuldung und auf die verschlechterten makroökonomi-
schen Rahmenbedingungen. Zum Teil geschieht dies auf Druck des In-
ternationalen Währungsfonds (IWF), der die Gewährung von Krediten 
zur Überbrückung von Zahlungsschwierigkeiten an die Senkung öffent-
licher Ausgaben und eine strikte Austeritätspolitik koppelt.

In vielen Ländern des Globalen Südens hat sich die gesamtwirtschaft-
liche Lage in jüngster Zeit erheblich verschlechtert. Die Wahrscheinlich-
keit neuer Verschuldungsspiralen wächst, und damit auch die Gefahr von 
Strukturanpassungsmaßnahmen mit möglicherweise verheerenden sozia-
len und ökologischen Folgen.

Bereits heute besteht nach Angaben des IWF für 24 der ärmeren Länder 
ein hohes Risiko der Überschuldung (high risk of debt distress), neun Län-
der haben vorübergehend oder dauerhaft die Rückzahlung ihrer Aus-
landskredite eingestellt und sind damit de facto zahlungsunfähig, darun-
ter so verschiedene Länder wie das vom Rohstoffexport abhängige Mo-
sambik und der vom Klimawandel betroffene kleine Inselstaat Grenada.1

Aber auch reichere Länder sind von neuen Finanzkrisen bedroht. Hier 
ist es insbesondere der Privatsektor, von dem die Risiken ausgehen. Auf 
Immobilien- und Aktienmärkten haben sich gewaltige Spekulations-
blasen gebildet. Private Unternehmen haben billiges Geld und niedrige 

1 https://www.imf.org/external/pubs/ft/dsa/dsalist.pdf (Stand: 30. November 2019). 

https://www.imf.org/external/pubs/ft/dsa/dsalist.pdf
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Zinsen genutzt, um sich massiv zu verschulden. IWF und Europäische 
Zentralbank warnen unisono davor, dass kritische Indikatoren sich im 
roten Bereich befinden, und Krisenrisiken stetig ansteigen. Finanz-
krisen starten häufig im Privatsektor und führen erst im zweiten Schritt 
zu Staatschuldenkrisen. Dann nämlich, wenn der Staat mit Bankenret-
tungspaketen und Konjunkturprogrammen einspringen muss, während 
Steuereinnahmen in der Krise kollabieren und mehr Arbeitslose versorgt 
werden müssen. Der Reformwille der Regierungen, den Finanzsektor zu 
regulieren und die Krisenrisiken unter Kontrolle zu bringen, ist indes in 
den letzten Jahren eingeschlafen. 

Eskalierende Handelskonflikte, schwankende Rohstoffpreise, ruinöser 
Steuerwettbewerb, volatile Kapitalflüsse auf unzureichend regulierten 
globalen Finanzmärkten, die zwischenzeitliche Abkehr der USA von der 
Niedrigzinspolitik, Naturkatastrophen infolge der Erderwärmung und 
auch „hausgemachte“ Probleme wie Korruption und Klientelismus ver-
schärfen in vielen Ländern die ökonomischen Probleme.

Die Gefahr ist groß, dass sich die Lage in den Jahren 2020-2021 weiter 
zuspitzt. Die Wirtschaftswissenschaftler*innen Isabel Ortiz und Matthew 
Cummins warnen in einer umfassenden Untersuchung bereits vor der Nor-
malität globaler Austeritätspolitik („Austerity: The New Normal“) und 
einer Renaissance des neoliberalen Washington Consensus. Sie prognosti-
zieren Kürzungen der Staatsausgaben und andere Sparmaßnahmen in einer 
alarmierenden Zahl von 130 Ländern in den kommenden zwei Jahren.2

Die ordnungs- und fiskalpolitische Handlungsfähigkeit vieler Regierun-
gen (ihr policy space) wird dadurch erheblich eingeschränkt – und damit 
auch ihre Möglichkeit, die Agenda 2030 und ihre globalen Nachhaltig-
keitsziele (SDGs) zu verwirklichen. Die Verwirklichung der SDGs erfor-
dert massive öffentliche Investitionen in Bereichen wie Gesundheit und 
Bildung, soziale Sicherung, Infrastruktur und Klimaschutz. Durch den 
Teufelskreis von Auslandsverschuldung und Austeritätspolitik drohen 
viele Länder, sich von den Nachhaltigkeitszielen eher zu entfernen als sie 
bis 2030 zu verwirklichen.

In seinem Bericht an die Generalversammlung der Vereinten Nationen 
2019 geht der Unabhängige Experte der Vereinten  Nationen (UN) zu 
Auslandsverschuldung und Menschenrechten, Juan Pablo Bohoslavsky, 
noch einen Schritt weiter. Er erklärt, dass derartige Austeritätsmaßnah-
men nicht im Einklang mit den Menschenrechten stünden. Internatio-
nale Finanzinstitutionen (wie der IWF) könnten für ihre Mitwirkung bei 

2 Ortiz/Cummins (2019).
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der Durchsetzung von Maßnahmen, die die Menschenrechte verletzen, 
völkerrechtlich verantwortlich gemacht werden.3

Vor dem Hintergrund der aktuellen Lage möchte dieser Report auf die 
drohende globale Wirtschafts- und Finanzkrise, ihre möglichen Folgen 
für die Verwirklichung der SDGs und daraus abzuleitende politische 
Konsequenzen aufmerksam machen. 

Der Report skizziert in seinem ersten Teil die weltweiten Verschuldungs-
trends und beschreibt, welche Anzeichen es derzeit für eine neue globale 
Finanzkrise gibt. 

Im zweiten Teil analysiert er das Krisenmanagement von Regierungen 
und IWF und beschreibt beispielhaft, welche austeritätspolitischen Maß-
nahmen viele Regierungen derzeit umsetzen und welche Auswirkungen 
dies für den Schutz der Menschenrechte und die Realisierung der SDGs 
hat. 

Im abschließenden dritten Teil zeigt der Report, dass es durchaus Alter-
nativen gibt und informiert über politische Lösungsansätze, die dazu bei-
tragen können, dass die Agenda 2030 und ihre Nachhaltigkeitsziele nicht 
einer neuen globalen Finanzkrise und einem inadäquaten Krisenmanage-
ment zum Opfer fallen.

3 Bohoslavsky (2019a).
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I.  Dunkle Wolken am Horizont:  
Vorboten einer neuen globalen Finanzkrise

Kristalina Georgieva, seit Oktober 2019 Chefin des IWF, zeichnete in 
einer ihrer ersten Reden im neuen Amt ein düsteres Bild der weltwei-
ten Finanzlage: Die Schulden des öffentlichen und privaten (nichtfinan-
ziellen) Sektors haben 2018 weltweit einen historischen Höchststand von 
188 Billionen US-Dollar erreicht. Das waren 230 Prozent des globalen 
Bruttoinlandsprodukts.4 Zwei Jahre zuvor waren es noch 164 Billionen 
US-Dollar. Zählt man die Schulden des globalen Finanzsektors hinzu, 
kommt man nach Berechnungen des Institute of International Finance 
(IIF) auf eine Summe von fast 250 Billionen US-Dollar.5

Für sich genommen sind diese absoluten Zahlen wenig aussagekräftig. 
Besorgniserregend ist aber der Trend, der sich weltweit abzeichnet. Die 
IWF-Chefin fasst die Situation so zusammen: 

„Public debt in advanced economies is at levels not seen since the  
Second World War. Emerging market public debt is at levels last seen 
during the 1980s debt crisis. And low-income countries have seen 
sharp increases in their debt burdens over the past five years.“ 6

1. Auslandsverschuldung auf Rekordniveau

Besonders kritisch ist die Auslandsverschuldung der Länder des Globalen 
Südens. Auch sie ist auf ein neues Rekordniveau gestiegen. Öffentliche 
und private Schulden der Entwicklungs- und Schwellenländer summier-
ten sich im Jahr 2018 auf 8,8 Billionen US-Dollar.7 Sie sind damit heute 
fast doppelt so hoch wie auf dem Höhepunkt der letzten globalen Fi-
nanzkrise 2009 (4,5 Billionen US-Dollar) und mehr als viermal so hoch 
wie im Jahr 2000 (s. Grafik 1). An Zins- und Tilgungszahlungen flossen 
2018 aus diesen Ländern 1.064 Milliarden US-Dollar an die ausländi-
schen Gläubiger 8 – und damit rund siebenmal so viel wie die Länder 
der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) in diesem Jahr an öffentlicher Entwicklungsfinanzierung (ODA) 
zur Verfügung stellten (153 Milliarden US-Dollar).9

4 Georgieva (2019).

5 Tiftik/Mahmood (2019), S. 3.

6 Georgieva (2019).

7 United Nations Secretary-General (2019), S. 4.

8 Ebd., S. 17.

9  https://www.oecd.org/newsroom/development-aid-drops-in-2018-especially-to-neediest-countries.
htm 

https://www.oecd.org/newsroom/development-aid-drops-in-2018-especially-to-neediest-countries.htm
https://www.oecd.org/newsroom/development-aid-drops-in-2018-especially-to-neediest-countries.htm


Quelle: UNCTAD-Sekretariat und United Nations Secretary-General (2019).  *vorläufig

Grafik 1

Auslandsverschuldung der Länder des Globalen Südens (in Milliarden US-Dollar)
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Die makroökonomischen Verschuldungsindikatoren (Gesamtschulden 
bzw. Schuldendienst im Verhältnis zu den Exporteinnahmen und zum 
Bruttoinlandsprodukt (BIP)) haben sich in den letzten Jahren in vielen 
Ländern verschlechtert. Das Verhältnis der Auslandsschulden zum BIP 
erhöhte sich weltweit von 23,3 Prozent 2011 auf 29,1 Prozent 2018. Mit 
einem Anteil von 108,3 Prozent waren die Auslandsschulden der Jahre 
2016-2018 durchschnittlich höher als die Exporteinnahmen. Kurz vor 
der letzten globalen Finanzkrise lag der Anteil noch bei 63,6 Prozent.10 

In zahlreichen Ländern ist die Situation noch weit dramatischer als es 
diese Durchschnittszahlen vermuten lassen. In Argentinien hat sich das 
Verhältnis von Auslandsschulden zu Exporterlösen innerhalb von zehn 
Jahren mehr als verdoppelt, von 149 Prozent 2008 auf 339 Prozent 2018. 
Argentinien erhielt vom IWF infolge von Zahlungsschwierigkeiten 2018 
ein Kreditpaket in Höhe von 57 Milliarden US-Dollar, das bei weitem 
größte, das der IWF jemals an ein einzelnes Land vergeben hat.11

Ähnlich ist die Lage in Ecuador. Auch hier haben sich die Auslandsschul-
den innerhalb der letzten zehn Jahre mehr als verdoppelt (von 19 Milli-
arden US-Dollar 2008 auf 45 Milliarden US-Dollar 2018). 2008 musste 

10 United Nations Secretary-General (2019), S. 5.

11 International Monetary Fund (2018d) und (2019b).
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das Land noch 12 Prozent seiner Exporterlöse für den Schuldendienst 
aufwenden, 2018 waren es 72 Prozent (s. Kasten 4).

Der jährlich erscheinende Schuldenreport von erlassjahr.de und MI-
SEREOR warnt 2020, dass bereits 124 von 154 untersuchten Ländern 
kritisch verschuldet seien.12 Als besonders kritisch beurteilt er die Ver-
schuldungssituation in Bhutan, der Mongolei, Sri Lanka, Dschibuti, Kap 
Verde, Mosambik, Sudan, Argentinien, El Salvador, Jamaika, Libanon 
und Kirgisistan.

Nach Angaben des IWF ist die Zahl der ärmeren Länder des Globalen 
Südens, die entweder bereits überschuldet sind oder für die ein hohes 
Risiko der Überschuldung besteht, in den letzten vier Jahren von 18 auf 
33 gestiegen (vgl. Grafik 2). Folgende neun dieser Länder haben 2019 die 
Rückzahlung ihrer Auslandskredite vorübergehend oder dauerhaft ein-
gestellt und sind damit de facto zahlungsunfähig: Gambia, Grenada, die 
Republik Kongo, Mosambik, São Tomé und Príncipe, Simbabwe, Soma-
lia, der Südsudan und der Sudan.13

Einmalige Schuldenerlasse können armen Ländern zwar zeitweilig neue 
finanzielle Spielräume verschaffen. Sie schützen aber nicht vor zukünfti-
ger Überschuldung, da sie die strukturelle Situation der Länder im glo-
balen Wirtschaftssystem nicht verbessern. Viele der armen Länder, die in 
den 1990er Jahre als hochverschuldet eingestuft worden waren und deren 
Schulden im Rahmen der sogenannten HIPC-Initiative erlassen wurden, 
weisen heute wieder problematische Verschuldungsindikatoren auf.14 

Ein Überblick über die weltweite Verschuldungssituation wird auch da-
durch erschwert, dass das globale Geflecht von Kreditbeziehungen heute 
wesentlich komplexer und intransparenter ist, als dies in der Vergangen-
heit der Fall war. Das hat vor allem drei Gründe:

1.  Der Kreis der Gläubiger hat sich massiv vergrößert. Neben den tradi-
tionellen staatlichen Kreditgebern aus dem reichen Norden und den 
multilateralen Entwicklungsbanken kommen neue Geber aus dem 
Globalen Süden, allen voran China, sowie eine Vielzahl privater Gläu-
biger hinzu. Dazu zählen auch transnational agierende Pensionsfonds 
und Vermögensverwalter wie BlackRock oder die Allianz, die sich 
infolge der Niedrigzinspolitik der USA und der Europäischen Union 
(EU) händeringend auf die Suche nach lukrativeren Anlagemöglich-
keiten begeben. 

12 erlassjahr.de/MISEREOR (2020).

13 https://www.imf.org/external/Pubs/ft/dsa/DSAlist.pdf (Stand: 30. November 2019).

14 Kaiser (2019).

http://erlassjahr.de
http://erlassjahr.de/MISEREOR
https://www.imf.org/external/Pubs/ft/dsa/DSAlist.pdf


Quelle: https://www.imf.org/external/Pubs/ft/dsa/DSAlist.pdf (aktuelle und frühere Ausgaben)

Grafik 2

Zahl der armen Länder mit Überschuldungsrisiko (nach IWF)
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2.  Auch der Kreis der Schuldner hat sich erweitert. Zu den staatlichen 
Schuldnern kommen in zunehmendem Maße private Akteure – Ban-
ken und Unternehmen – die ihren Kapitalbedarf vermehrt auch über 
die internationalen Finanzmärkte decken.

3.  Regierungen und andere öffentliche Körperschaften sind im Rah-
men von öffentlich-privaten Partnerschaften (PPPs) mit Banken und 
Unter nehmen langfristige Zahlungsverpflichtungen eingegangen, die 
die Gefahr der verdeckten Verschuldung bergen. Denn diese oft über 
Jahrzehnte laufenden Zahlungspflichten werden in der Regel nicht in 
den öffentlichen Statistiken abgebildet und lassen die staatliche Ver-
schuldung geringer erscheinen als sie wirklich ist.15

2. Wachsendes Problem privater Verschuldung

Ein besonderes Problem sehen Finanzexpert*innen in der rasant wach-
senden Verschuldung privater Akteure, insbesondere privater Unterneh-
men. Das Phänomen ist nicht neu. Die Konferenz der Vereinten Natio-
nen für Handel und Entwicklung (UNCTAD) weist darauf hin, dass be-
reits seit den 1980er Jahren im Zuge von Deregulierung und Liberali-
sierung der Finanzmärkte der Umfang privater Kreditschöpfung massiv 
gewachsen sei.16 Weltweit stieg der Anteil privater Schulden am BIP von 

15 Vgl. dazu z.B. Romero (2015).

16 UNCTAD (2019), S. 74f.
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Quelle: Weltbank (https://databank.worldbank.org/source/international-debt-statistics)

Grafik 3

Langfristige öffentliche und private Auslandsverschuldung  
der Entwicklungs- und Schwellenländer (in Milliarden US-Dollar)
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115 Prozent 1980 auf über 200 Prozent 2017.17 Mittlerweile machen die 
privaten Schulden mehr als zwei Drittel des globalen Schuldenstands aus.

Befeuert wurde das nach den Worten von UNCTAD „explosionsartige“ 
Wachstum durch die Schaffung eines ganzen Arsenals von Finanzinno-
vationen, wie Kreditderivaten und Verbriefungen, d.h. der Bündelung 
gleichartiger Kredite zu einem Paket und seine Umwandlung in Wert-
papiere. Damit werden Kredite „liquide“ gemacht und können leichter 
an Finanzmärkten gehandelt und schnell von Investor zu Investor weiter 
gereicht werden. Eine Praxis, die sich allerdings als hoch riskant erwiesen 
hat und Kernproblem in der letzten globalen Finanzkrise war. Dennoch 
setzt sie sich auch heute noch ungemindert fort. 

Mittlerweile ist die Situation nach Ansicht der UNCTAD-Expert*innen 
„außer Kontrolle“ geraten und vor allem in einer Reihe von Schwel-
lenländern besorgniserregend.18 Die Auslandsverschuldung von Privat-
unternehmen ist gerade dort drastisch gestiegen. Insgesamt haben private 
Auslandsschulden in den Ländern des Globalen Südens inzwischen die 
gleiche Größenordnung erreicht wie öffentliche Schulden (s. Grafik 3). 
Rund 20 Prozent der privaten Schulden sind nicht über klassische Bank-
kredite, sondern über Unternehmensanleihen finanziert.19

17 Ebd., S. 75.

18 Ebd., S. 74 und 11.

19 Ebd., S. 80.

3000

2500

2000

1500

1000

500

0

Milliarden
US-Dollar

L Öffentliche und öffentlich garantierte Schulden        L Private nicht garantierte Schulden

2000 2002 2004 2006 2008 2010 2012 2014 2016 2018

https://databank.worldbank.org/source/international-debt-statistics


13I. Dunkle Wolken am Horizont

Einerseits kann die wachsende Auslandsverschuldung von Unternehmen 
des Südens durchaus als gutes Zeichen gedeutet werden, denn sie spie-
gelt eine positive Bewertung ihrer Kreditwürdigkeit auf den internati-
onalen Finanzmärkten wider. Andererseits birgt sie erhebliche Risiken, 
wenn sich die weltwirtschaftliche Lage verschlechtert. UNCTAD warnt 
in diesem Zusammenhang vor der „Möglichkeit eines perfekten Sturms 
von steigendem Schuldendienst, schwächer werdenden Währungen und 
verlangsamtem Wirtschaftswachstum.“ 20

Der IWF sieht in der steigenden Schuldenlast der Unternehmen derzeit 
sogar eine der gravierendsten Schwachstellen des globalen Finanzsystems. 
In seinem Global Financial Stability Report vom Oktober 2019 stellt er mit 
Blick auf die Situation in China, den USA und der EU fest:

„Corporate sector vulnerabilities are already elevated in several 
systemically important economies as a result of rising debt burdens 
and weakening debt service capacity. In a material economic 
slowdown scenario, half as severe as the global financial crisis, 
corporate debt-at-risk (debt owed by firms that are unable to cover 
their interest expenses with their earnings) could rise to  
$19 trillion—or nearly 40 percent of total corporate debt in major 
economies—above crisis levels.“ 21

Dies ist freilich nicht die einzige Gefahr, die der IWF derzeit für die 
globale Finanzmarkstabilität sieht. Unter der Überschrift „Key Vulner-
abilities in the Global Financial System“ nennt er außerdem die stärkere 
Abhängigkeit der Schwellenländer (emerging and frontier market economies) 
von Auslandskrediten und die Erhöhung der Bestände an risikoreichen 
und illiquiden Anlagen durch institutionelle Anleger.22 Zu diesen zählen 
nicht nur die klassischen Pensions- und Investmentfonds, sondern in zu-
nehmenden Maße auch die großen transnationalen Vermögensverwalter.

3. Zunehmende Bedeutung der Schattenbanken

Der konjunkturelle Aufschwung nach der letzten globalen Finanzkrise 
und die offensive Niedrigzinspolitik der Zentralbanken in Europa und 
den USA haben in den letzten Jahren einen regelrechten Ansturm auf ren-
table Anlagemöglichkeiten in den Entwicklungs- und Schwellenländern 
ausgelöst. Dadurch kam es zu einem drastischen Anstieg privater Kredit-
flüsse und substantiellen Veränderungen in der Gläubigerstruktur vieler 
dieser Länder. Waren die wichtigsten Geldgeber in der Vergangenheit 

20 Ebd., S. 11 (Übersetzung JM).

21 International Monetary Fund (2019f), S. ix.

22 Ebd.



Quelle: Eigene Berechnungen nach World Bank (2019).

Grafik 4

Anteil öffentlicher und privater Gläubiger an den öffentlichen 
Auslandsschulden der Länder des Globalen Südens
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meist ausländische Regierungen, internationale Entwicklungsbanken 
und der heimische Bankensektor, zählen heute oft private Investoren aus 
dem In- und Ausland zu den größten Gläubigern. 1970 hielten bi- und 
multilaterale Gläubiger rund 80 Prozent der öffentlichen Auslandsschul-
den der Länder des Globalen Südens. Bis 2018 sank ihr Anteil auf gerade 
einmal 40 Prozent.23 An ihre Stelle trat die Verschuldung bei privaten Fi-
nanzinvestoren über die Emission von Staatsanleihen auf den internatio-
nalen Kapitalmärkten. Sie machen inzwischen fast 50 Prozent der öffent-
lichen Auslandsschulden der Länder des Globalen Südens aus (vgl. Grafik 
4). Diese privaten Investoren haben in der Regel eine kurzfristigere An-
lageperspektive und höhere Renditeerwartungen als etwa die nationalen 
und internationalen Entwicklungsbanken.

Gerade bei Schwellenländern, aber auch bei Ländern, die von Investoren 
als sogenannte Frontier-Länder bezeichnet werden (Länder unterhalb des 
Status eines Schwellenlands, wie z.B. Vietnam oder Ghana), gewann die 
Finanzierung über Staatsanleihen erheblich an Bedeutung. 

23 UNCTAD (2019), S. 80.
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UNCTAD warnt in diesem Zusammenhang:

„This fairly radical shift in the ownership of developing country cen-
tral government debt signals a profound loss of control by developing 
country governments over the pace and direction of credit creation 
in their own economies, which is accentuated by the increased ex-
posure of developing country private sectors to short-term financial 
investor and creditor interests.“ 24

Eine besondere Rolle spielen unter den privaten Gläubigern die internati-
onal agierenden Pensions- und Investmentfonds und die großen transna-
tionalen Vermögensverwalter, allen voran der US-amerikanische Finanz-
konzern BlackRock (s. Kasten 1). Sie bilden den Nichtbanken- oder auch 
Schattenbankensektor, der weit weniger reguliert ist als der formale Ban-
kensektor und seit der letzten globalen Finanzkrise erheblich an Bedeu-
tung gewonnen hat. 

Unter den Ländern des Globalen Südens standen bisher lateinamerikani-
sche Länder, insbesondere Argentinien, Brasilien und Mexiko, im Fokus 
ausländischer Finanzinvestoren. In letzter Zeit konnten aber auch afrika-
nische Länder wie Ghana und Sambia Staatsanleihen in Milliardenhöhe 
an den internationalen Kapitalmärkten platzieren. Käufer waren auch hier 
vor allem institutionelle Investoren und Vermögensverwalter. Sie werden 
von hohen Zinssätzen in Größenordnungen von über acht Prozent und 
Laufzeiten von zum Teil mehr als 30 Jahren angelockt.25

In der Regel bündeln die Vermögensverwalter diverse Staatsanleihen zu 
Paketen, dessen Anteile an der Börse gehandelt werden können. Solche 
börsengehandelten Investmentfonds werden bei Privatanlegern immer 
beliebter, weil sie einfach zu kaufen und zu verkaufen sind und die kal-
kulierten Ausfallrisiken geringer sind, als es bei einzelnen Anleihen von 
Schuldnern mit eventuell niedriger Bonität der Fall ist.

In Ghana haben sich die öffentlichen Auslandsschulden in den letz-
ten zehn Jahren mehr als verdreifacht. Sie stiegen von 5,3 Milliarden 
US-Dollar 2010 auf 17,9 Milliarden US-Dollar 2018 (s. Tabelle 1).26 
Der IWF stuft das Überschuldungsrisiko Ghanas mittlerweile als hoch 
ein.27 Ein Teil des massiven Anstiegs ist auf die Ausgabe von Staatsan-
leihen zurückzuführen. Das Finanzministerium von Ghana hat erstmals 
2013 Anleihen in Höhe von 1 Milliarde US-Dollar ausgegeben. Bis 2018 
summierten sie sich auf insgesamt 5 Milliarden US-Dollar und damit 

24 UNCTAD (2019), S. 78.

25 Vgl. dazu die detaillierte Recherche von Vander Stichele (2019), insb. zu Ghana.

26 World Bank (2019).

27 https://www.imf.org/external/Pubs/ft/dsa/DSAlist.pdf

https://www.imf.org/external/Pubs/ft/dsa/DSAlist.pdf


Tabelle 1

Öffentliche Auslandsverschuldung Ghanas (in Mio. US-Dollar)
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28 Prozent der öffentlichen Auslandsschulden. Der Trend setzte sich auch 
2019 fort. Im März dieses Jahres platzierte das Finanzministerium Ghanas 
weitere Staatsanleihen in Höhe von insgesamt 3 Milliarden US-Dollar an 
den internationalen Kapitalmärkten.28

Mit den Schulden stiegen zwangsläufig auch die Zins- und Tilgungszah-
lungen Ghanas an die ausländischen Gläubiger. Sie haben sich von 170 
Millionen US-Dollar 2010 auf 1,774 Milliarden US-Dollar 2018 mehr 
als verzehnfacht. Davon entfielen 702 Millionen-US-Dollar im Jahr 2018 
auf die Tilgungszahlungen an Anleihegläubiger. Der Anteil der Zinszah-
lungen an den Staatsausgaben stieg entsprechend, so dass auch der IWF 
2019 in seinem Länderbericht zu Ghana warnte:

„The general government debt service bill relative to revenues has 
continued to grow to one of the highest in sub-Saharan Africa,  
reducing fiscal room to maneuver.“ 29

28 Vander Stichele (2019), S. 4.

29 International Monetary Fund (2019e), S. 22. 

Öffentliche und  5.331 6.612 8.128 11.234 13.384 15.306 16.759 17.313 17.920 
öffentlich garan- 
tierte Schulden

Öffentliche Gläubiger 4.210 5.126 6.315 7.445 8.147 8.775 8.781 9.305 8.974

Private Gläubiger 1.122 1.485 1.812 3.789 5.237 6.531 7.978 8.008 8.946

davon 0 0 0 1.000 2.000 3.000 3.750 3.750 5.048 
Anleihegläubiger

davon 1.122 1.485 1.812 2.789 3.237 3.531 4.228 4.258 3.898 
Geschäftsbanken u.a.

Tilgungszahlungen  170 207 278 343 450 558 848 1,063 1,774 
gesamt

Öffentliche Gläubiger 78 88 117 167 232 240 387 462 460

Private Gläubiger 92 120 161 176 218 318 461 601 1.315

davon 0 0 0 0 0 0 0 0 702 
Anleihegläubiger

davon  92 120 161 176 218 318 461 601 613 
Geschäftsbanken u.a. 

Quelle: World Bank (2019).

  2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018



Tabelle 2

Öffentliche Auslandsverschuldung Südafrikas (in Mio. US-Dollar)
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Anders, aber nicht weniger schwierig, stellt sich die Verschuldungssitua-
tion Südafrikas dar. Die öffentlichen Auslandsschulden haben sich dort 
seit 2010 von 36,3 Milliarden US-Dollar auf 77,0 Milliarden US-Dollar 
mehr als verdoppelt.30 Ausländische Finanzinvestoren spielen dabei eine 
zentrale Rolle, da die Verschuldung Südafrikas weit überwiegend über 
die Ausgabe von Staatsanleihen erfolgt. 2010 wurden bereits 89 Prozent 
der öffentlichen Auslandschulden von Anleihegläubigern gehalten, 2018 
waren es sogar 92 Prozent. An sie fließt auch der weit überwiegende 
Teil der Tilgungszahlungen aus dem südafrikanischen Staatshaushalt. Sie 
schwankten in den letzten zehn Jahren erheblich, abhängig von der Fäl-
ligkeit der ausgegebenen Anleihen. 2017 lagen die Tilgungszahlungen 
bei 1,2 Milliarden US-Dollar, 2018 sind sie sprunghaft auf 7,7 Milli-
arden US-Dollar gestiegen. Davon flossen 6,7 Milliarden an ausländi-
sche Finanzinvestoren. Wie auch im Fall von Ghana bedeuten steigende 
Zins- und Tilgungszahlungen, dass weniger Mittel für andere öffentliche 
Aufgaben, etwa in den Bereichen Bildung und Gesundheit, zur Verfü-
gung stehen. Das betrifft auch die Finanzierung der SDGs (mehr dazu 
im Kapitel 2).

30 World Bank (2019).

Öffentliche und  36.274 41.551 56.502 54.586 57.137 57.788 62.195 81.592 77.029 
öffentlich garan- 
tierte Schulden

Öffentliche Gläubiger 1.139 1.449 2.782 3.046 4.097 3.495 4.076 5.003 4.256

Private Gläubiger 35.135 40.102 53.720 51.540 53.040 54.293 58.119 76.588 72.772

davon 32.329 38.548 53.133 51.242 52.522 52.409 55.678 73.815 70.615 
Anleihegläubiger

davon 2.806 1.554 587 298 518 1.884 2.441 2.774 2.158 
Geschäftsbanken u.a.

Tilgungszahlungen  1.678 1.520  2.674 5.503 1.048  221 1.355 1.242 7.708 
gesamt

Öffentliche Gläubiger 40 42 37 24 21  151 139  263 304

Private Gläubiger 1.638 1.478 2.638 5.478  1.027 71 1.216  979  7.404

davon 0 104 1.670 4.972 1.000  0 997 663 6.700 
Anleihegläubiger

davon  1.638 1.374 968 507 27 71 219 316 704 
Geschäftsbanken u.a.  

Quelle: World Bank (2019).

 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018
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Kasten 1

BlackRock – der mächtigste Vermögensverwalter der Welt

BlackRock kümmert sich um die „Verwaltung von Vermögenswerten im Auftrag 
seiner Kunden, Risikovermeidung und Beratungsservice“ – so beschreibt das Unter-
nehmen selbst ganz harmlos sein Geschäft.31 Dabei ist BlackRock, das 1988 von 
Laurence Fink und einigen Kolleg*innen in New York gegründet wurde, längst die 
größte Investmentverwaltungsgesellschaft der Welt.32 BlackRock verwaltet Vermö-
genswerte im Umfang von 6,96 Billionen US-Dollar (Stand 30. September 2019) 33 
– das ist fast doppelt so viel wie das gesamte BIP Deutschlands im Jahr 2019. Mehr 
als 14.900 Menschen arbeiten in über 30 Ländern für den Konzern.34 Zu BlackRocks 
Kund*innen gehören Unternehmen, Pensionsfonds, staatliche Vermögensfonds, Re-
gierungen, Stiftungen, Banken, Versicherungsgesellschaften, Investmentfonds und 
Einzelpersonen. 

BlackRock ist mittlerweile der weltweit größte Investor. Der Konzern ist bedeutender 
Anteilseigner an allen 30 DAX-Unternehmen, großen US-amerikanischen Banken und 
Firmen wie Apple, ExxonMobile Corp. oder Nestlé.35 Welche Risiken eine solche Zen-
tralisierung von Kapital birgt, ist bisher auch unter Finanzexpert*innen noch wenig 
erforscht.36

Hauptgeschäftsmodell und Einnahmequelle dieses Finanzriesen sind die sogenannten 
börsengehandelten Fonds (Exchange-Traded Funds, ETFs). Bei ETFs, die bei Black-
Rock unter dem Produktnamen iShares firmieren, handelt es sich um ein Bündel von 
Aktien oder Wertpapieren, die den Wert eines Index (beispielsweise des DAX) ab-
bilden. So wird nicht mehr in ein einzelnes Unternehmen, sondern in einen ganzen 
Markt oder ein Marktsegment investiert (nach Kriterien wie beispielsweise einer Re-
gion, einer Branche oder der Art der Anlage, z.B. Staatsanleihen oder Aktien). Durch 
die Streuung des Anlagekapitals auf verschiedene Wertpapiere werden ETFs als ver-
gleichsweise risikoarm beworben.

Doch die Skepsis an diesem Geschäftsmodell wächst. Kritiker*innen befürchten, dass 
ETFs, deren Zahl und globales Marktvolumen seit Jahren rapide wächst, die Finanz-
märkte destabilisieren können. Denn durch die Kopplung der Fonds an einen Index 
können Markttrends verstärkt werden.37 Besonders bei akutem Marktstress könnten 
die ETFs unter den Wert des eigentlichen Portfolios fallen, was den Verkaufs-
druck dann zusätzlich erhöhen und Liquiditätsprobleme verstärken oder sogar erst 

31  https://www.blackrock.com/corporate/literature/whitepaper/viewpoint-blackrock-worldwide-leader-
in-asset-and-risk-management-nov-17.pdf (Übersetzung JM).

32 https://www.investopedia.com/articles/markets/012616/how-blackrock-makes-money.asp 

33 https://ir.blackrock.com/files/doc_news/archive/4a1e3da1-e31d-4295-a0e8-96eed78aeef2.pdf 

34  https://www.blackrock.com/corporate/literature/whitepaper/viewpoint-blackrock-worldwide-leader-
in-asset-and-risk-management-nov-17.pdf 

35  Vgl. https://www.investopedia.com/articles/markets/012616/how-blackrock-makes-money.asp und 
Buchter (2015), S. 10.

36 Buchter (2015), S.16.

37  Vgl. z.B. https://www.handelsblatt.com/finanzen/anlagestrategie/fonds-etf/investmentprodukte-
die-unterschaetzten-risiken-der-indexfonds/23686374.html?ticket=ST-21677638-
yYzWRCUjcywpb9Rsiwsz-ap1.

https://www.blackrock.com/corporate/literature/whitepaper/viewpoint-blackrock-worldwide-leader-in-asset-and-risk-management-nov-17.pdf
https://www.blackrock.com/corporate/literature/whitepaper/viewpoint-blackrock-worldwide-leader-in-asset-and-risk-management-nov-17.pdf
https://www.investopedia.com/articles/markets/012616/how-blackrock-makes-money.asp
https://ir.blackrock.com/files/doc_news/archive/4a1e3da1-e31d-4295-a0e8-96eed78aeef2.pdf
https://www.blackrock.com/corporate/literature/whitepaper/viewpoint-blackrock-worldwide-leader-in-asset-and-risk-management-nov-17.pdf
https://www.blackrock.com/corporate/literature/whitepaper/viewpoint-blackrock-worldwide-leader-in-asset-and-risk-management-nov-17.pdf
https://www.investopedia.com/articles/markets/012616/how-blackrock-makes-money.asp
https://www.handelsblatt.com/finanzen/anlagestrategie/fonds-etf/investmentprodukte-die-unterschaetzten-risiken-der-indexfonds/23686374.html?ticket=ST-21677638-yYzWRCUjcywpb9Rsiwsz-ap1
https://www.handelsblatt.com/finanzen/anlagestrategie/fonds-etf/investmentprodukte-die-unterschaetzten-risiken-der-indexfonds/23686374.html?ticket=ST-21677638-yYzWRCUjcywpb9Rsiwsz-ap1
https://www.handelsblatt.com/finanzen/anlagestrategie/fonds-etf/investmentprodukte-die-unterschaetzten-risiken-der-indexfonds/23686374.html?ticket=ST-21677638-yYzWRCUjcywpb9Rsiwsz-ap1
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hervorrufen würde.38 Je mehr Geld in einem ETF liegt, so Expert/innen, desto grö-
ßer sei die Gefahr eines Herdenverhaltens. Bei Marktturbulenzen könnten die Fonds 
somit als „gefährliche Brandbeschleuniger“ fungieren.39 Die Deutsche Bundesbank 
stellt in einem Beitrag über die wachsende Bedeutung von ETFs an den Finanzmärk-
ten fest:

„Insgesamt erscheinen die von ETFs ausgehenden spezifischen Risiken für das 
gesamte Finanzsystem derzeit – auch wegen der noch vergleichsweise gerin-
gen Größe des Sektors – begrenzt. Die Analyse verschiedener Flash Crashs 
[nur minutenlang andauernde, starke Kurseinbrüche, Anm. d. Red.] deutet 
jedoch darauf hin, dass Potenziale zur kurzfristigen Verstärkung von Phasen 
ausgeprägter Anspannungen an den Finanzmärkten bestehen. Die komplexe 
Struktur von ETFs […] erschwert die Risikobeurteilung und kann Liquidität-
srisiken bergen.“ 40

Besonders problematisch ist, dass der globale ETF-Markt von nur drei großen An-
bietern kontrolliert wird, allen voran von BlackRock (36,9 %), gefolgt von Vanguard 
(19,4%) und State Street (12,5 %).41 Die Risiken eines Absturzes der ETF-Märkte sind 
entsprechend konzentriert. 

Ungefähr zwei Drittel aller von BlackRock verwalteten Vermögenswerte entfallen auf 
Anlagen für den Ruhestand,42 weshalb ein möglicher Crash auch erhebliche soziale 
Folgen auslösen würde. Da es bisher wenig Erfahrungswerte mit ETFs gibt, sind die 
Ausmaße eines solchen Szenarios gar nicht absehbar. Der Gründer der Investment-
firma Vanguard, Jack Bogle, drückte es so aus: „Ich denke, diese rasch gehandelten 
ETFs stellen ein gewisses Risiko für den Markt dar, auch wenn ich nicht definieren 
kann, was das für ein Risiko ist.“ 43

BlackRock besitzt zusätzlich einen nicht zu unterschätzenden Einfluss auf die Art und 
Weise, wie Investitionsentscheidungen getroffen werden. Über seine Handels- und 
Marktanalyseplattform Aladdin,44 über die mittlerweile rund sieben Prozent aller 
Aktien, Anleihen und Kredite weltweit gehandelt werden, verlassen sich mehr als 
17.000 Händler*innen auf die analytischen Modelle, die BlackRock entwickelt hat.45 
Aladdin kombiniert hochentwickelte Risikoanalysen mit umfassenden Portfolioma-
nagement- und Handelsinstrumenten auf einer einzigen Plattform. Sollte Aladdin ein 
grober Fehler unterlaufen, könnte das Auswirkungen auf das gesamte Weltfinanz-
system haben.

38  Vgl. z.B. https://www.handelsblatt.com/finanzen/anlagestrategie/fonds-etf/investmentprodukte-
die-unterschaetzten-risiken-der-indexfonds/23686374.html?ticket=ST-19318588-
jUZFxXcAi2BEu6pSLlKS-ap1.

39  https://www.welt.de/finanzen/article182544958/ETFs-Bundesbank-warnt-vor-Schattenseiten-der-
Indexfonds.html. 

40 Deutsche Bundesbank (2018), S. 106.

41 https://www.statista.com/statistics/268970/etf-providers-market-share-by-volume/

42  https://www.blackrock.com/corporate/literature/whitepaper/viewpoint-blackrock-worldwide-leader-
in-asset-and-risk-management-nov-17.pdf 

43   https://www.faz.net/aktuell/finanzen/finanzmarkt/gefaehrden-etfs-die-stabilitaet-der-
finanzmaerkte-15337730-p2.html

44 Aladdin ist das Akronym für Asset, Liability, Debt and Derivative Investment Network.

45  https://www.economist.com/news/leaders/21591174-25-years-blackrock-has-become-worlds-
biggest-investor-its-dominance-problem

https://www.handelsblatt.com/finanzen/anlagestrategie/fonds-etf/investmentprodukte-die-unterschaetzten-risiken-der-indexfonds/23686374.html?ticket=ST-19318588-jUZFxXcAi2BEu6pSLlKS-ap1
https://www.handelsblatt.com/finanzen/anlagestrategie/fonds-etf/investmentprodukte-die-unterschaetzten-risiken-der-indexfonds/23686374.html?ticket=ST-19318588-jUZFxXcAi2BEu6pSLlKS-ap1
https://www.handelsblatt.com/finanzen/anlagestrategie/fonds-etf/investmentprodukte-die-unterschaetzten-risiken-der-indexfonds/23686374.html?ticket=ST-19318588-jUZFxXcAi2BEu6pSLlKS-ap1
https://www.welt.de/finanzen/article182544958/ETFs-Bundesbank-warnt-vor-Schattenseiten-der-Indexfonds.html
https://www.welt.de/finanzen/article182544958/ETFs-Bundesbank-warnt-vor-Schattenseiten-der-Indexfonds.html
https://www.statista.com/statistics/268970/etf-providers-market-share-by-volume/
https://www.blackrock.com/corporate/literature/whitepaper/viewpoint-blackrock-worldwide-leader-in-asset-and-risk-management-nov-17.pdf
https://www.blackrock.com/corporate/literature/whitepaper/viewpoint-blackrock-worldwide-leader-in-asset-and-risk-management-nov-17.pdf
https://www.faz.net/aktuell/finanzen/finanzmarkt/gefaehrden-etfs-die-stabilitaet-der-finanzmaerkte-15337730-p2.html
https://www.faz.net/aktuell/finanzen/finanzmarkt/gefaehrden-etfs-die-stabilitaet-der-finanzmaerkte-15337730-p2.html
https://www.economist.com/news/leaders/21591174-25-years-blackrock-has-become-worlds-biggest-investor-its-dominance-problem
https://www.economist.com/news/leaders/21591174-25-years-blackrock-has-become-worlds-biggest-investor-its-dominance-problem
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Durch die schiere Größe des Unternehmens und die weltweite Verzweigung der Ge-
schäftstätigkeiten in alle möglichen Marktsegmente stellt sich die Frage, ob Black-
Rock ein systemisches Risiko für die globalen Finanzmärkte darstellt. Im Jahr 2015 
erregte Carl Icahn, seinerseits Großinvestor an der Wall Street, in einer Talkshow des 
US-amerikanischen Fernsehsenders CNBC Aufsehen, als er BlackRock als eine „ext-
rem gefährliche Firma“ bezeichnete und vor den Risiken eines Finanzmarktkollapses 
durch BlackRock warnte.46 BlackRock unterliegt als Investitionsdienstleister nicht der 
Bankenregulierung. Viele sehen in BlackRock aber die größte Schattenbank der Welt 
und fordern eine stärkere Aufsicht ihrer Tätigkeiten. BlackRock CEO Larry Fink selbst 
wiegelt jedoch ab: „No, no, no, we’re just an asset manager, not a systemic threat 
in any way.“47 

Unabhängig von den Implikationen der Geschäfte BlackRocks für die globalen Finanz-
märkte übt das Unternehmen mittlerweile auch einen enormen Einfluss auf Entschei-
dungsträger*innen in Politik und Wirtschaft aus, denn BlackRock ist Großaktionär 
in wichtigen Konzernen, kauft Staatsanleihen und bestimmt so, in welche Länder, 
Sektoren und Branchen Geld fließt. 

Eine Studie der US-amerikanischen Wirtschaftswissenschaftler Lucian Bebchuk und 
Scott Hirst zeigt, dass BlackRock zusammen mit den anderen bedeutenden Index-
fonds-Anbietern Vanguard und State Street mittlerweile ein Fünftel aller Stimmrechte 
der Unternehmen aus dem US-Börsenindex S&P 500 kontrolliert (Stand: 2018).48 Die 
Tendenz ist steigend. Sie prognostizieren einen Anstieg auf rund 40 Prozent in den 
nächsten zwei Jahrzehnten.49 In Deutschland hält BlackRock insgesamt über 50 Mil-
liarden Euro an den DAX-Konzernen und ist damit einer der wichtigsten Investoren. 
Bei einigen Unternehmen ist BlackRock der größte Einzelaktionär, darunter Bayer, 
E.ON und Allianz.50

BlackRock mischt auch bei der politischen Regulierung der Finanzmärkte mit. Der 
Konzern berät eine Vielzahl von Regierungen und Zentralbanken, darunter die US-No-
tenbank Federal Reserve, die Europäische Zentralbank, die irische Zentralbank und die 
griechische Zentralbank.51 Die Beratung zahlt sich offensichtlich aus. BlackRock-Chef 
Larry Fink sprach mit Blick auf die Zentralbanken von einem „very supportive central 
bank regime world wide“.52 

Ganz gezielt treibt das Unternehmen auch seine Lobbyaktivitäten in den Hauptstäd-
ten der Welt voran. Im Tätigkeitsfeld „Public Policy“ produziert BlackRock nahezu 
im Wochentakt Studien und Briefe, die sich gezielt an politische Entscheidungsträ-
ger*innen (überwiegend in den USA) richten.53 Eine Studie der US-amerikanischen 
NGO Campaign for Accountability zeigt, wie BlackRock in den Jahren seit der 
letzten globalen Finanzkrise erfolgreich eine Einstufung als „systemrelevante 

46 https://www.youtube.com/watch?v=kWvnm1B93mE 

47 https://fortune.com/2014/07/07/blackrock-larry-fink/ 

48 Bebchuk/Hirst (2019). 

49 Ebd.

50  https://www.welt.de/wirtschaft/gallery159306584/So-viele-Anteile-haelt-BlackRock-an-deutschen-
Firmen.html 

51 https://www.dw.com/de/blackrock-die-heimliche-weltmacht/a-18649183 

52 https://www.youtube.com/watch?v=x-0jwN0mccs 

53 https://www.blackrock.com/corporate/insights/public-policy

https://www.youtube.com/watch?v=kWvnm1B93mE
https://fortune.com/2014/07/07/blackrock-larry-fink/
https://www.welt.de/wirtschaft/gallery159306584/So-viele-Anteile-haelt-BlackRock-an-deutschen-Firmen.html
https://www.welt.de/wirtschaft/gallery159306584/So-viele-Anteile-haelt-BlackRock-an-deutschen-Firmen.html
https://www.dw.com/de/blackrock-die-heimliche-weltmacht/a-18649183
https://www.youtube.com/watch?v=x-0jwN0mccs
https://www.blackrock.com/corporate/insights/public-policy
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Finanzinstitution“ (Systemically Important Financial Institution, SIFI) verhindert hat.54 
Um einer erneuten Finanzkrise vorzubeugen, unterliegen SIFIs strikterer Regulierung 
und müssen detaillierter Rechenschaft über ihre Tätigkeiten ablegen. Um das zu ver-
meiden, hat BlackRock in den letzten zehn Jahren seine Ausgaben für Lobbyaktivi-
täten in Washing ton verdreifacht. Das meiste Geld fließt dabei an Kandidat*innen in 
Wahlkampfzeiten und an Mitglieder des US-Kongresses, die in den für Finanzmark-
tregulierung zuständigen Ausschüssen sitzen. 

BlackRock-Lobbyisten sind auch in Brüssel aktiv. Seit 2010 ist der Konzern offiziell 
im EU-Lobbyregister registriert.55 In Deutschland erfuhr BlackRock erstmals größere 
öffentliche Aufmerksamkeit, als der Politiker Friedrich Merz 2018 für den CDU-Vorsitz 
kandidierte. Merz ist seit 2016 Aufsichtsratschef eines deutschen Ablegers von Black-
Rock (BlackRock Asset Management Deutschland AG). 

BlackRock selbst bestreitet seine politische Einflussnahme nicht. Beim Konzern heißt 
es: 

„As an important part of our fiduciary duty to our clients, BlackRock 
advocates for public policies that we believe are in our investors´ long-term 
best interests.“56 

Diese Investoreninteressen sind freilich nicht automatisch deckungsgleich mit den 
Interessen all der Menschen, die weltweit von den BlackRock-Aktivitäten betroffen 
sind.

4. Sonderfall China

China spielt allein schon wegen seiner ökonomischen Größe eine immer 
wichtigere Rolle für die Entwicklungsfinanzierung und die globale Fi-
nanzmarktstabilität. Angesichts seiner engen Verflechtungen mit den 
Volkswirtschaften anderer Länder hat die ökonomische Entwicklung 
Chinas direkte (positive wie negative) Auswirkungen für den Rest der 
Welt. Das betrifft sowohl Chinas Handels- und Investitionsflüsse als auch 
seine Finanzbeziehungen. 

Als weltgrößter Rohstoffimporteur ist Chinas wirtschaftliches Wohler-
gehen besonders für die ärmsten Entwicklungsländer entscheidend, da 
diese ganz überwiegend vom Roshstoffexport abhängig sind. Steigende 
Rohstoffpreise ab dem Jahr 2004 hatten im Globalen Süden einen Ent-
wicklungsschub ausgelöst. Sie hatten es vielen Ländern ermöglicht, ihre 
Entwicklung aus Exporteinnahmen ohne signifikante Neuverschuldung 
zu finanzieren. Fallende Rohstoffpreise seit 2014, als sich das chinesi-
sche Wirtschaftswachstum abzuschwächen begann, haben zu erheblichen 
Einnahmeausfällen und höherer Neuverschuldung geführt. Eine schwere 

54 Campaign for Accountability (2019).

55 https://lobbyfacts.eu/representative/bc00bbb0e3cb4fd7a03231d84a00f7a5/blackrock 

56 https://www.blackrock.com/corporate/insights/public-policy 

https://lobbyfacts.eu/representative/bc00bbb0e3cb4fd7a03231d84a00f7a5/blackrock
https://www.blackrock.com/corporate/insights/public-policy
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Wirtschaftskrise in China würde auch seine Handelspartner massiv be-
lasten.

Zwei Trends sind in diesem Zusammenhang von besonderer Bedeutung: 
Auf der einen Seite hat sich China seit der letzten globalen Finanzkrise 
für viele Länder zum größten Kreditgeber und Anleihegläubiger entwi-
ckelt, auf der anderen Seite ist aber auch Chinas eigene Verschuldung im 
In- und Ausland in den letzten Jahren dramatisch angestiegen.

Das ganze Ausmaß von Chinas Kreditvergabe kann nur geschätzt werden, 
denn viele Kredite tauchen in den Schuldendatenbanken von Weltbank, 
IWF oder der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ) nicht 
auf. Wissenschaftler*innen von den Universitäten Kiel, München und 
Harvard kommen in einer umfassenden Untersuchung zu dem Schluss, 
dass rund 50 Prozent der chinesischen Kredite an Länder des Globalen 
Südens „versteckt“ sind.57 Sie schätzen, dass Chinas direkte Darlehen und 
Handelskredite 2018 eine Größenordnung von 1,6 Billionen US-Dollar 
erreicht haben.58 Schuldner sind in erster Linie die Länder Afrikas, Asiens 
und Lateinamerikas sowie Russland. Länder mit dem relativ zu ihrem 
BIP höchsten Schuldenstand gegenüber China sind Dschibuti, Tonga, die 
Malediven, die Republik Kongo, Kirgisistan, Kambodscha, Niger, Laos, 
Sambia, Samoa, Vanuatu und die Mongolei.59 

Zu ähnlichen Ergebnissen kommt eine aktuelle Untersuchung von er-
lassjahr.de.60 Sie nennt als Länder mit den in absoluten Zahlen höchsten 
Schulden bei China: Venezuela, Angola, Russland, Brasilien, Pakistan, 
Ecuador, Argentinien, Äthiopien, Malaysia und Laos.61 Diese Länder sind 
für China als Rohstofflieferanten und (zukünftige) Absatzmärkte von 
strategischer Bedeutung. Viele sind Teil der „Belt and Road Initiative“ 
(„Neue Seidenstraße“), mit der China 2013 begann, ein interkontinenta-
les Netz von Handels- und Infrastrukturprojekten zu knüpfen. 

Aufgrund der Intransparenz der chinesischen Kreditbeziehungen ist zu 
vermuten, dass die Verschuldung vieler Länder höher ist, als die offiziellen 
Statistiken erkennen lassen. Damit wird die Gefahr von Schuldenkrisen 
unterschätzt und ihre Vermeidung oder zumindest effektive Bewältigung 
zusätzlich erschwert. 

Aber es sind nicht nur Länder des Globalen Südens, die bei China in 
erheblichem Maße verschuldet sind. China wurde im Laufe der letzten 

57 Horn/Reinhart/Trebesch (2019).

58 Ebd., S. 3.

59 Ebd., S. 14.

60 Stutz/Kaiser (2019).

61 Ebd., Anhang 2.

http://erlassjahr.de
http://erlassjahr.de
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zwei Jahrzehnte auch zu einem der wichtigsten Geldgeber westlicher 
Regierungen. Gemeinsam mit Japan ist China der mit Abstand größte 
ausländische Gläubiger der USA. Im September 2019 hielt China ame-
rikanische Staatsanleihen (Treasury Securities) in Höhe von 1,1 Billionen 
US-Dollar.62 Das waren rund 16 Prozent aller von Ausländern gehaltenen 
Staatsanleihen. US-Präsident Trump ist damit auch auf chinesische Gel-
der angewiesen, um das massiv gestiegene Haushaltsdefizit auszugleichen. 
2019 betrug das Defizit der USA bereits 984 Milliarden US-Dollar, 2020 
soll die Haushaltslücke laut Congressional Budget Office auf über eine 
Billion US-Dollar anwachsen.63 Grund dafür ist die Steuerreform von 
US-Präsident Trump, die u.a. den Körperschaftsteuersatz von 35 Prozent 
auf 21 Prozent senkte und den Unternehmen großzügig Abschreibungs-
möglichkeiten gewährte.

Es wird geschätzt, dass China auch in der Eurozone Staatsanleihen im 
Umfang von rund 850 Milliarden US-Dollar hält.64 Davon entfal-
len  allein auf Deutschland 370 Milliarden US-Dollar, und damit rund 
17 Prozent der deutschen Staatsanleihen. Die wechselseitigen ökonomi-
schen Abhängigkeiten sind entsprechend groß.

China ist aber nicht nur als Gläubiger für das Weltfinanzsystem von enor-
mer Bedeutung. Möglicherweise von noch größerem Einfluss ist seine 
Verschuldung im In- und Ausland. Sie ist vor allem nach der globalen 
Finanzkrise 2008 sprunghaft angestiegen. Die Gesamtverschuldung des 
chinesischen Staates, der Unternehmen (ohne Finanzsektor) und der pri-
vaten Haushalte lag 1995 noch bei rund 100 Prozent des Bruttoinland-
sprodukts, 2008 waren es 142 Prozent und 2018 bereits 257 Prozent.65 
Der IWF prognostiziert, dass die Verschuldung bis 2024 weiter auf 295 
Prozent des BIP anwachsen wird. Vor allem die Verschuldung von Unter-
nehmen, privaten Haushalten und Gebietskörperschaften ist in den letz-
ten Jahren drastisch gestiegen und wird als zunehmend problematisch 
angesehen.66 IWF-Expert*innen warnen vor dem gegenwärtigen Kredit-
wachstum und weisen darauf hin, dass ein derartiger Verschuldungsboom 
in vergleichbaren Fällen immer „böse endete“.67

Als Teil der Gesamtverschuldung ist auch die chinesische Auslandsver-
schuldung in den letzten zehn Jahren erheblich angestiegen. Sie hat 
sich  zwischen 2010 und 2018 von 735 Milliarden US-Dollar auf 

62  https://ticdata.treasury.gov/Publish/mfh.txt. Dieser Betrag bezieht sich nur auf Festlandchina (ohne 
Hongkong).

63 https://www.cbo.gov/publication/55824 und UNCTAD (2019), S. 18.

64 Horn et al. (2019), S. 33f.

65 https://www.bis.org/statistics/totcredit.htm und International Monetary Fund (2019j), S. 50.

66 Vgl. dazu z.B. Dieter (2019a und b).

67 Chen/Kang (2018), S. 8.

https://ticdata.treasury.gov/Publish/mfh.txt
https://www.cbo.gov/publication/55824
https://www.bis.org/statistics/totcredit.htm
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Grafik 5

Chinas langfristige Auslandsverschuldung nach Gläubigern 
(in Milliarden US-Dollar)
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1.962 Milliarden US-Dollar nahezu verdreifacht.68 Eine chinesische Be-
sonderheit ist der hohe Anteil kurzfristiger Kredite. Sie machten 2018 mit 
1.219 Milliarden US-Dollar 62 Prozent der gesamten Auslandsverschul-
dung aus. 

Nach der Öffnung der chinesischen Börsen für ausländische Finanzinves-
toren spielen auch hier internationale Investmentfonds und Vermögens-
verwalter eine immer größere Rolle. Sie integrieren chinesische Aktien 
und Anleihen schrittweise in wichtige globale Indizes und ETFs. Allein 
BlackRock hat inzwischen mehr als 60 ausschließliche Chinafonds auf-
gelegt. Ausländische Finanzinvestor*innen hielten 2018 Staatsanleihen 
in Höhe von 138 Milliarden US-Dollar und Unternehmensanleihen in 
Höhe von 180 Milliarden US-Dollar. Auf sie entfielen damit 43 Prozent 
der langfristigen Auslandsschulden Chinas (s. Grafik 5).

Manche internationale Finanzmanager sehen in der Öffnung der chinesi-
schen Börsen einen Meilenstein und eine große Chance für ausländische 
Investoren. „Chinesische Staatsanleihen haben das Potenzial, künftig als 
sicherer Hafen zu dienen“, erklären beispielsweise Manager der Schweizer 
Großbank UBS.69 

68 World Bank (2019).

69  https://www.boerse-muenchen.de/suedseiten/1138/Chinas-Oeffnung-sorgt-fuer-Neugewichtung-
der-Finanzmaerkte
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Andere betonen dagegen eher die Risiken wachsender Verschuldung. 
Nach den Worten des Wirtschaftswissenschaftlers Heribert Dieter steht 
Chinas wirtschaftlicher Aufschwung auf tönernen Füßen. Er sieht in der 
Verschuldung des Landes dessen Achillesferse und warnt: 

„[…] Diese hohe und rasch wachsende Verschuldung gefährdet nicht 
nur Chinas innenpolitische Stabilität, sondern könnte auch sicher-
heitspolitische Folgen haben. Ein wirtschaftlich instabiles China 
wird außenpolitisch zum Risiko für den indo-pazifischen Raum.“ 70

Und auch UNCTAD warnt, nicht nur mit Blick auf China, vor den sys-
temischen Risiken, die mit der wachsenden Verschuldung bei ausländi-
schen privaten Finanzinvestoren verbunden sind: 

„If […] much of public external debt is owed to international private 
creditors with short-term speculative interests and a growing share of 
external debt is held directly by private domestic entities rather than 
governments, the possibility of systemic debt distress in developing 
countries is real.“ 71

5. Folgen des Klimawandels verschärfen die Lage

Extreme Wetterereignisse und Naturkatastrophen infolge des Klimawan-
dels haben in einer wachsenden Zahl von Ländern nicht nur verheerende 
ökologische und soziale Folgen ausgelöst, sie verursachen auch massive 
ökonomische Kosten. Das verschärft in den betroffenen Ländern die oft 
ohnehin angespannte Verschuldungssituation. 

Die öffentlichen Kassen dieser Länder sind in doppelter Weise betroffen: 
Auf der einen Seite sinken die Steuereinnahmen, weil Unternehmen ge-
ringere Umsätze machen, Landwirt*innen weniger produzieren und die 
Bevölkerung insgesamt weniger konsumiert; auf der anderen Seite stei-
gen die Ausgaben für die Schadensbeseitigung und die Katastrophenvor-
sorge. Gerade in einer Situation, in der die Staaten mehr Geld bräuchten, 
bekommen sie weniger. Die Folge sind wachsende Haushaltsdefizite, die 
über zusätzliche Kredite finanziert werden müssen, sofern sie nicht über 
Haushaltskürzungen oder Zuschüsse der Entwicklungszusammenarbeit 
gedeckt werden können.

Als der Zyklon Idai im März 2019 Mosambik heimsuchte, betonte der 
IWF, dass die enormen Kosten des Wiederaufbaus hauptsächlich über 

70 Dieter (2019a), S. 1.

71 UNCTAD (2019), S. 79.
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internationale Unterstützung in Form von Zuschüssen gedeckt werden 
sollten:

„Emergency assistance and reconstruction costs are estimated to be 
enormous, making this storm the worst and costliest natural  disaster 
to ever strike the country. […] the bulk of emergency assistance and 
reconstruction needs will have to be covered by the international 
community mostly in the form of grants to ensure debt sustain-
ability.“ 72

Das hinderte den IWF allerdings nicht daran, dem Land seine Soforthilfe 
in Höhe von 118 Millionen US-Dollar als rückzahlbaren Kredit zur Ver-
fügung zu stellen. Und das, obwohl Mosambik vom IWF bereits zuvor als 
Land „im Zahlungsausfall“ (in debt distress) geführt wurde.73 Sarah-Jayne 
Clifton von der britischen Jubilee Debt Campaign nannte in diesem Zu-
sammenhang den zunehmenden Trend, die Bewältigung von Klimaschä-
den über die zusätzliche Verschuldung der betroffenen Länder zu finan-
zieren, „a shocking indictment of the international community.“ 74 Die 
Kampagne forderte den IWF auf, den Ländern, die vom Zyklon Idai 
getroffen wurden, die Schulden zu erlassen. Neben Mosambik waren das 
vor allem Simbabwe und Malawi.

Ähnlich ist die Situation in den kleinen Inselstaaten der Karibik und des 
Pazifik. Sie zählen zu den Regionen, die am stärksten durch den Klima-
wandel gefährdet sind, obwohl sie selbst zur Erderwärmung praktisch 
nichts beitragen. Ein Beispiel ist der südpazifische Inselstaat Vanuatu, der 
2015 von einem Zyklon verwüstet wurde. Seitdem hat sich seine Aus-
landsverschuldung nahezu verdoppelt (s. Kasten 2). Auch die Inselstaaten 
der Karibik werden immer häufiger Opfer von tropischen Wirbelstürmen 
mit verheerenden Folgen. 2017 wurden die Inseln Barbuda und Domi-
nica fast vollständig von Hurrikans zerstört, im September 2019 hat der 
Hurrikan Dorian die Bahamas heimgesucht und dort Schäden in Höhe 
von rund 3,4 Milliarden US-Dollar verursacht.75 

Diese Länder stecken in einem Teufelskreis von Klimaschäden und Ver-
schuldung, der sich noch verschärft, wenn sich die weltwirtschaftliche 
Lage verschlechtert. Das karibische Entschuldungsnetzwerk Jubilee Ca-
ribbean fordert aus diesem Grund ein Schuldenmoratorium und die 
Aufnahme effizienter Umschuldungsverhandlungen für die betroffenen 

72  https://www.imf.org/en/News/Articles/2019/04/19/pr19121-republic-mozambique-imf-exec-board-
approves-rapid-credit-facility-assistance-cyclone-idai 

73 https://www.imf.org/external/Pubs/ft/dsa/DSAlist.pdf 

74  https://www.brettonwoodsproject.org/2019/07/imf-and-world-bank-complicit-in-climate-debt-trap-
following-mozambique-cyclones/ 

75 ECLAC/IDB/PAHO (2019).

https://www.imf.org/en/News/Articles/2019/04/19/pr19121-republic-mozambique-imf-exec-board-approves-rapid-credit-facility-assistance-cyclone-idai
https://www.imf.org/en/News/Articles/2019/04/19/pr19121-republic-mozambique-imf-exec-board-approves-rapid-credit-facility-assistance-cyclone-idai
https://www.imf.org/external/Pubs/ft/dsa/DSAlist.pdf
https://www.brettonwoodsproject.org/2019/07/imf-and-world-bank-complicit-in-climate-debt-trap-following-mozambique-cyclones/
https://www.brettonwoodsproject.org/2019/07/imf-and-world-bank-complicit-in-climate-debt-trap-following-mozambique-cyclones/
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Länder, um nach einer Katastrophe dringend benötigte Mittel für 
Nothilfe und Wiederaufbau schnell zu mobilisieren.76

Kasten 2

Vanuatu im Teufelskreis von Klimawandel und Verschuldung

Die verheerenden Auswirkungen extremer Wetter- oder Naturereignisse auf die Ver-
schuldungssituation eines Staates zeigt das Beispiel von Vanuatu. Dieser im Südpa-
zifik liegende kleine Inselstaat mit rund 300.000 Einwohnern wurde im März 2015 
von einem Zyklon der gefährlichsten Stufe fünf heimgesucht. Etwa 70 Prozent der 
Bevölkerung waren von den Folgen des Zyklons betroffen, ca. 20 000 Häuser sowie 
ein Großteil der Infrastruktur und der Landwirtschaft des Landes wurden zerstört, 11 
Personen kamen ums Leben.77 Der Tourismus, eine wichtige wirtschaftliche Stütze 
des Landes, brach infolge des Zyklons nachhaltig ein.78

Auch in Vanuatus Staatskassen hinterließ der Zyklon tiefgreifende Einschnitte. Der 
Wiederaufbau der zerstörten Gebiete einerseits, sowie der Ausfall wichtiger Einnah-
men aus Landwirtschaft und Tourismus andererseits, trugen zu einem massiv erhöh-
ten Haushaltsdefizit bei, das Vanuatu durch neue Kredite decken musste.79 So war die 
Nettoneuverschuldung 2015 durch die Auswirkungen des Zyklons mehr als dreimal so 
hoch wie im Jahr 2014.80 Die öffentliche Gesamtverschuldung gemessen am BIP stieg 
im Vergleich zum Vorjahr um rund 14 Prozentpunkte auf rund 42 Prozent. Prognosen 
des IWF sehen eine weitere Erhöhung der öffentlichen Schulden auf 53 Prozent des 
BIP im Jahr 2023 voraus.81 Als Folge des Zyklons hat sich die Auslandsverschuldung 
des Landes innerhalb von vier Jahren von 203 Millionen US-Dollar 2014 auf 402 Mil-
lionen US-Dollar nahezu verdoppelt.82 

Dennoch stuft der IWF in einer Schuldentragfähigkeitsanalyse das Risiko Vanuatus, 
seine Auslandsschulden nicht mehr bedienen zu können, derzeit noch als „moderat“ 
ein. Der Anstieg der Verschuldung wird aber die Schuldenlast des Landes mittelfris-
tig steigern und Vanuatu so zusätzlich unter Druck setzen. Vanuatu ist außerdem 
eines der Länder mit dem höchsten Risikopotential für Naturkatastrophen,83 sodass 
die wirtschaftliche Situation permanent von erneuten Notlagen bedroht ist. Dies ist 
besonders alarmierend, da Vanuatu noch heute mit der Beseitigung der durch den 
Zyklon 2015 entstandenen Schäden beschäftigt ist.84 Da Naturkatastrophen und 
insbesondere extreme Wetterlagen durch den Klimawandel häufiger und intensiver 
auftreten werden, läuft Vanuatu Gefahr, durch zukünftige Katastrophen in eine Ab-
wärtsspirale der Klimaverschuldung hineingezogen zu werden. 

76 Vgl. Kaiser (2018), S. 10.

77 Vgl. Lefebvre (2015), S. 1. 

78 International Monetary Fund (2018e).

79 International Monetary Fund (2018c).

80 International Monetary Fund (2018e), S. 24. 

81 Ebd., S. 27. 

82 World Bank (2019), S. 140. 

83 Ministry of Climate Change and Adaptation of Vanuatu (2019), S. 2.

84 Government of Vanuatu – Finance and Treasury (2019), S. 12.



Tabelle 3

Auslandsverschuldung von Vanuatu (in Mio. US-Dollar)
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6. Zwischenfazit

Die Weltwirtschaft hat in der Dekade seit der letzten globalen Finanz-
krise einen nahezu ungebrochenen konjunkturellen Aufschwung erlebt. 
Die westlichen Zentralbanken, allen voran die EZB und die US-ame-
rikanische Federal Reserve, haben die Kapitalmärkte mit billigem Geld 
geflutet, die Leitzinsen bewegen sich seit Jahren auf niedrigstem Niveau, 
der Investitionsdruck ist hoch. In der Folge stieg die Verschuldung vieler 
Staaten, Unternehmen und privater Haushalte rapide an. 

Die Politik des billigen Geldes ist ein zweischneidiges Schwert. Einer-
seits hat der massive Aufkauf von Staatsanleihen durch die Zentralban-
ken nach der Griechenlandkrise weitere Zahlungsausfälle verhindert und 
allgemein die Zinskosten von Staatsanleihen reduziert. Auf diese Weise 
konnten mehr Steuereinnahmen für andere Zwecke als den Schulden-
dienst verwendet werden. Andererseits hat das frische Geld zu Spekula-
tionsblasen geführt und die Anlage in riskantere Anleihen begünstigt, 
u.a. auch auf den frontier markets. Diese Spekulationsblasen drohen nun zu 
platzen. Vor diesem Hintergrund kritisieren zivilgesellschaftliche Grup-
pen, wie zum Beispiel Eurodad und die Jubilee Debt Campaign, dass die 
Zentralbanken des Globalen Nordens mit ihrer Reaktion auf die letzte 
Finanzkrise bereits den Grundstein für die nächste Krise gelegt haben.85

Beispiele für diese Vermögenspreisinflation (asset price inflation) sind etwa 
der Anstieg der Immobilienpreise in deutschen Großstädten und der 
enorme Boom an den Aktienmärkten. Die Kurse der 30 DAX-Unter-
nehmen sind zwischen Anfang 2009 und Ende 2019 im Durchschnitt um 

85 Ellmers/Hulova (2013) und Jones (2015).

Quelle: World Bank (2019).

 2008 2014 2015 2016 2017 2018

Gesamte 148,9 203,3 256,8 293,4 401,4 402,2  
Auslandsverschuldung

Langfristige  89,7 98,9 172,0 210,9 287,6 313,8 
Auslandsverschuldung  
des öffentlichen Sektors

Kurzfristige Auslandsschulden 34,1 80,8 38,7 37,8 66,4 45,1

IWF-Kredite 25,1 23,6 46,1 44,7 47,4 43,3

Auslandsschulden/BNE (in %) 24,5 24,9 35,6 37,6 47,7 45,9
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rund 166 Prozent gestiegen, der Standard&Poor-Index der 500 größten 
börsennotierten US-Unternehmen (S&P500) hat sich im selben Zeitraum 
fast verdreifacht. Entsprechend wuchs auch das Vermögen der Aktionäre 
– und mit ihm die Kluft zwischen den Ultrareichen und den Armen 
dieser Welt. Darauf weist auch die Entwicklungsorganisation Oxfam in 
ihren vielbeachteten Berichten zur globalen Ungleichheit hin. Demnach 
hat sich in den letzten zehn Jahren die Zahl der Milliardäre weltweit 
nahe  zu verdoppelt. Allein 2018 ist ihr Vermögen um rund 900 Milliarden 
US-Dollar gewachsen – das waren 2,5 Milliarden US-Dollar pro Tag.86

Es kam daher nicht von ungefähr, dass die Regierungen 2015 in der 
Agenda 2030 die „enormen Unterschiede der Chancen, des Reichtums 
und der Macht“ als „immense Herausforderungen“ für nachhaltige Ent-
wicklung bezeichneten.87 Mit SDG 10 verpflichteten sie sich, die Un-
gleichheit innerhalb und zwischen den Ländern zu verringern und zu 
diesem Zweck u.a. fiskalpolitische Maßnahmen zu beschließen (SDG 
10.4) und die Regulierung und Überwachung der globalen Finanzmärkte 
und ihrer Institutionen zu verbessern (SDG 10.5). Seitdem hat sich die 
Lage jedoch eher verschlechtert.

Die weltweite Verschuldung von Regierungen und Privaten hat histo-
rische Höchststände erreicht. Damit stieg oftmals trotz relativ niedriger 
Zinsen auch die Schuldendienstlast. Sobald die Zentralbanken sich von 
ihrer strikten Niedrigzinspolitik verabschieden, so wie es in den USA 
schon seit 2015 vorübergehend geschah, steigert dies die Schuldendienst-
last weiter und könnte eine Lawine von Insolvenzen auslösen. 

Damit würde sich die Geschichte wiederholen: Auch die letzte große 
Schuldenkrise im Globalen Süden wurde in den 1980er Jahren durch 
eine plötzliche und massive Erhöhung der US-Leitzinsen ausgelöst. Viele 
Entwicklungsländer wurden davon hart getroffen, weil sie in den Jah-
ren zuvor Dollar-Kredite bei internationalen Banken aufgenommen hat-
ten, die auf diese Weise wiederum die Petrodollars der OPEC-Staaten 
recycle ten. Die Folge dieser Schuldenkrise war eine „lost decade of de-
velopment“, eine verlorene Dekade für Entwicklung, vor allem in Latein-
amerika und Afrika.88 Für die SDG-Erreichung bis 2030 wäre ein derar-
tiger neuer Krisenzyklus fatal. Fachleute aus Politik, Zivilgesellschaft und 
UN weisen daher beim jährlichen Financing for Development Forum 
der Vereinten Nationen schon seit einigen Jahren darauf hin, dass eine 
neue Welle von Schuldenkrisen als Hauptbedrohung für die fristgerechte 
SDG-Erreichung bis 2030 anzusehen ist.89

86 Oxfam (2019).

87 United Nations (2015b), Pkt. 14.

88 United Nations (2017), S. 7.

89 Ellmers (2016). 
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Dabei darf nicht außer Acht gelassen werden, dass der massiven Auslands-
verschuldung auf der einen Seite hohe Leistungsbilanzüberschüsse einiger 
Länder auf der anderen Seite gegenüberstehen. Das größte Ungleichge-
wicht weist der „Exportweltmeister“ Deutschland auf, dessen Leistungs-
bilanzüberschuss seit 2014 jährlich bei weit über 200 Milliarden Euro 
lag. Heribert Dieter, Wissenschaftler in der Forschungsgruppe Globale 
Fragen bei der Stiftung Wissenschaft und Politik warnt:

„Die Überschüsse in Höhe von deutlich über sieben Prozent des 
deutschen Bruttoinlandsprodukts (BIP) treiben andere Volkswirt-
schaften in die Verschuldung. Regelmäßig tadeln deutsche Politi-
ker ausufernde Schulden bei anderen als verantwortungslos. Ebenso 
unverantwortlich handelt aber Deutschland selbst, weil seine hohen 
Kapitalexporte nur durch Kapitalimporte anderer Länder ermöglicht 
werden.“ 90

Als Konsequenz fordern der IWF, die Europäische Kommission und 
zahlreiche Politiker*innen (einschließlich US-Präsident Trump), dass 
Deutschland seine Exportüberschüsse abbaut und die Binnennachfrage 
steigert.91

Zusätzliche Entwicklungen wie der schwelende Handelsstreit zwischen 
den USA und China, die Unwägbarkeiten des Brexits und die Folgen 
internationaler Wirtschaftssanktionen, insbesondere gegenüber dem 
Iran und Russland, verdüstern die weltwirtschaftlichen Perspektiven zu-
sätzlich. UNCTAD sieht angesichts dieser hochbrisanten Gemengelage 
enorme Herausforderungen für die Politik:

„A spluttering North, a general slowdown in the South and rising 
levels of debt everywhere are hanging ominously over the global 
economy; these, combined with increased market volatility, a 
fractured multilateral system and mounting uncertainty, are framing 
the immediate policy challenge.“ 92

Die weltweiten Herausforderungen und Unsicherheiten müssen zwei-
fellos nicht zum „größten Crash aller Zeiten“ führen, wie es manche 
Autoren für die kommenden Jahre prophezeien. Unbestritten ist jedoch, 
dass sich die sozio-ökonomische Situation in vielen Ländern bereits jetzt 
spürbar verschlechtert hat. Die weltweiten Proteste von Chile bis zum 
Libanon sind ein Spiegelbild der zugespitzten Lage. 

90 Dieter (2018), S. 5. 

91  Zu den Auswirkungen der EU-Politik auf die Verschuldung des Globalen Südens s. auch Ellmers/
Ryding (2019).

92 UNCTAD (2019), S. III.
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Viele Entwicklungsziele, die sich die Regierungen in der Agenda 2030 
mit den SDGs gesetzt haben, rücken vor diesem Hintergrund in weite 
Ferne. 

Es wird entscheidend darauf ankommen, wie die Politik nun auf die glo-
balen Herausforderungen reagiert, damit die SDGs nicht einer neuen 
globalen Finanzkrise zum Opfer fallen. Wie das folgende Kapitel zeigt, 
haben die bisherigen Reaktionen der Regierungen und das Krisenma-
nagement internationaler Finanzinstitutionen, insbesondere des IWF, die 
gegenwärtigen Krisentendenzen aber eher verschärft.



 32 Die SDGs im Schatten drohender Finanzkrisen

II.  Krisenmanagement, das die Krisen  
verschärft – die Renaissance weltweiter 
Austeritätspolitik

Nachdem die US-amerikanische Investmentbank Lehman Brothers am 
15. September 2008 Insolvenz angemeldet hatte und damit das ganze 
Ausmaß der größten Finanzkrise der letzten Jahrzehnte sichtbar wurde, 
reagierten die Regierungen in bis dahin seltener Geschlossenheit auf den 
drohenden Kollaps der Weltwirtschaft. Sie pumpten Billionen von Dol-
lars und Euros aus öffentlichen Mitteln in die Bankenrettung, schufen 
neue Regeln und Institutionen zur besseren Überwachung des globalen 
Finanzsystems und versuchten mit massiven Konjunkturprogrammen zu 
verhindern, dass aus der globalen Finanzkrise eine Weltwirtschaftskrise 
wurde. Insgesamt flossen in den Jahren 2008 und 2009 weltweit etwa 
9,6 Billionen US-Dollar in die Unterstützung des Finanzsektors und 2,4 
Billionen US-Dollar in Konjunkturprogramme.93 Ein großer Teil dieser 
Programme war schuldenfinanziert. Das heißt, die Staaten verschuldeten 
sich, um den Bankensektor zu entlasten, was einer Vergemeinschaftung 
der privaten Schulden gleichkam.

Bereits im Jahr 2010 setzte eine wirtschafts- und finanzpolitische Kehrt-
wende ein, die bis heute anhält. Im Vordergrund steht seitdem eine 
Mischung aus expansiver Geldpolitik und restriktiver Fiskalpolitik 
(„schwarze Null“). In vielen Ländern sank unter dem Schlagwort der 
fiskalischen Konsolidierung in mehreren Etappen der Anteil der Staats-
ausgaben am BIP. Die Wirtschaftswissenschaftler*innen Isabel Ortiz 
und Matthew Cummins sprechen in einer umfassenden Studie von drei 
Schockwellen kontraktiver Fiskalpolitik:94  

»  Die erste Welle folgte 2010 – 2011 unmittelbar auf die Hochphase der 
Finanzkrise. 

»  Die zweite Schockwelle folgte 2016 – 2017 und führte in mindestens 
119 Ländern zu einem sinkenden Anteil der Staatsausgaben am BIP. 

»  Die dritte und noch massivere Welle prognostizieren Ortiz und Cum-
mins für die Jahre 2020 – 2021. Dann sollen rund 5,8 Milliarden Men-
schen, d.h. 75 Prozent der Weltbevölkerung, in 130 Länder von einer 
Mischung aus restriktiver Fiskalpolitik und anderen austeritätspoliti-
schen Maßnahmen betroffen sein. 

93 Ortiz/Cummins (2019), S. 19.

94 Ebd., S. 10ff.



Quelle: Jubilee Debt Campaign (https://jubileedebt.org.uk/wp/wp-content/uploads/2019/03/
Debt-service-to-government-revenue_03.19.pdf)

Grafik 6

Öffentliche Schuldendienstzahlungen in Prozent der  
Staatseinnahmen 2018
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Gleichzeitig stieg seit 2010 infolge des weltweiten Verschuldungsbooms 
der Anteil der Schuldendienstzahlungen in den Staatshaushalten vieler 
Länder erheblich. Nach Berechnungen der britischen Jubilee Debt Cam-
paign musste Venezuela 63 Prozent seiner Staatseinnahmen im Jahr 2018 
für den Schuldendienst aufwenden, in Angola waren es 57 Prozent, in 
Ghana 56 Prozent, in Bhutan 39 Prozent und im Libanon 36 Prozent (s. 
Grafik 6).

In einigen der Länder mit steigenden Schuldendienstzahlungen sanken 
gleichzeitig die Staatsausgaben. Die größten Kürzungen gab es in Ägyp-
ten, Kamerun, Angola und der Mongolei.95 Ausgerechnet in einer Zeit, 
in der die Länder mehr Mittel zur Verwirklichung ihrer Nachhaltigkeits-
ziele benötigten, wird ihr fiskalpolitischer Spielraum durch Sparpolitik 
und Schuldenlast doppelt beschnitten. 

Zusätzlich verschärft wird die Finanzlage durch den ungebremsten 
Anstieg der Militärausgaben, die in vielen Ländern einen erheblichen 
Teil der öffentlichen Mittel absorbieren. Nach Angaben des Stockhol-
mer Friedensforschungsinstituts SIPRI waren es 2018 in Weißrussland 
rund 32  Prozent, in Saudi-Arabien 25 Prozent und im Libanon mehr 
als 15 Prozent (s. Grafik 7). Gerade in hochverschuldeten Ländern wie 
dem Libanon bleiben dadurch kaum Mittel, um die grundlegendsten 

95 Vgl. Jubilee Debt Campaign (2019).
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Quelle: SIPRI Military Expenditure Database

Grafik 7

Länder mit dem höchsten Anteil von Militärausgaben an den 
Staatsausgaben 2018
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öffentlichen Aufgaben im Bereich der sozialen Sicherung, des Infrastruk-
turausbaus und des Umweltschutzes zu finanzieren. Gepaart mit weitver-
breiteter Korruption und Vetternwirtschaft führte dies zu der brisanten 
Gemengelage, die die Massenproteste im Herbst 2019 auslöste.

Die Palette austeritätspolitischer Anpassungsmaßnahmen ist in den letz-
ten Jahren immer breiter geworden. Zugleich hat mit der weltweiten 
Verschuldungswelle auch die Zahl der Länder zugenommen, die solche 
Maßnahmen umsetzen müssen. Gelegentlich geschieht dies aus eigenem 
(wirtschafts-)politischem Impetus, überwiegend jedoch auf „Empfeh-
lung“ oder Druck der öffentlichen und privaten Gläubiger.96

Eine zentrale Rolle spielt dabei der IWF. Er nimmt grundsätzlich auf 
zweifache Weise Einfluss auf die Politik der Regierungen: Zum einen im 
Rahmen seiner Politikberatung und routinemäßigen Konsultationen mit 
den einzelnen Mitgliedsstaaten, zum anderen durch die Konditionalitä-
ten, die an die Vergabe von IWF-Krediten geknüpft sind.97

Ein wichtiges Instrument der politischen Einflussnahme sind die soge-
nannten Artikel IV-Konsultationen (benannt nach Art. IV des IWF- 

96 Vgl. dazu auch den Report des Center for Economic and Social Rights (2018).

97  gl. zu den beiden Formen der politischen Einflussnahme des IWF am Beispiel von Brasilien und  
Ägypten Donald/David/El-Badrawi (2019).
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 Über einkommens), die der IWF normalerweise einmal pro Jahr mit 
jedem seiner Mitglieder abhält (also z.B. auch mit Deutschland). Diese 
Konsultationen konzentrierten sich ursprünglich auf die Wechselkur-
spolitik des jeweiligen Mitglieds. Heute befassen sie sich auch mit der 
 Finanz- und Geldpolitik, der Zahlungsbilanz und der Auslandsverschul-
dung. Der IWF betont:

„Die Konsultationen beschränken sich nicht auf  makroökonomische 
Maßnahmen, sondern beschäftigen sich mit allen Aspekten, die 
einen wesentlichen Einfluss auf die makroökonomische Leistung 
eines Landes haben, zu denen je nach Situation Arbeitsmarkt,  
Umwelt und Regierungsführung gehören können.“ 98

Ob die Regierungen die Ratschläge des IWF befolgen, bleibt zunächst 
ihnen überlassen. Da die Ergebnisse der Konsultationen allerdings vom 
IWF publik gemacht werden, und damit für Medien, Öffentlichkeit, 
Finanz märkte und Ratingagenturen zugänglich sind, wird auf die be-
troffene Regierung erheblicher Druck ausgeübt.

Größer ist allerdings noch der Druck, der mit der Bewilligung von Kre-
diten verbunden ist. Denn sie sind an strikte Konditionalitäten geknüpft, 
auf die sich die betroffene Regierung (die sich in der Regel in einer finan-
ziellen Notlage befindet, sonst müsste sie keinen IWF-Kredit in Anspruch 
nehmen), einlassen muss. 

Der IWF hat selbst eingeräumt, dass die Zahl dieser sogenannten struk-
turellen Konditionalitäten, die mit seinen Kreditprogrammen verbunden 
sind, zwischen 2011 und 2017 deutlich gestiegen ist.99 Eurodad stellte 
2018 in einer Studie fest, dass an die beiden wichtigsten IWF-Kreditpro-
gramme, die Erweiterte Fondsfazilität (Extended Fund Facility) und die 
Stand-by-Vereinbarung (Stand-By Agreement), durchschnittlich 30 Bedin-
gungen pro Darlehen geknüpft sind.100 Allein zwischen 2016 und 2017 
hat der IWF 23 von 26 Kreditprogrammen nur unter der Bedingung 
bewilligt, dass die betroffenen Regierungen Maßnahmen zur Konsoli-
dierung ihrer Staatshaushalte umsetzten.101

Im Folgenden werden die austeritätspolitischen Maßnahmen näher be-
schrieben, die derzeit am weitesten verbreitet sind. Sie erstrecken sich 
nicht nur auf die Steuer- und Haushaltspolitik der jeweiligen Länder, 
sondern umfassen auch ordnungspolitische Maßnahmen, etwa im Be-
reich der Arbeitsmarktliberalisierung und der Privatisierung. Ihnen allen 

98 https://www.imf.org/external/np/exr/facts/deu/survd.htm. 

99 International Monetary Fund (2019a).

100 Brunswijck (2018).

101 Ebd., S. 3.

https://www.imf.org/external/np/exr/facts/deu/survd.htm
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ist gemein, dass sie zum Teil erhebliche Auswirkungen auf die Realisie-
rung der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Menschenrechte und 
die Erreichung der SDGs haben. Juan Pablo Bohoslavsky, der Unabhän-
gige Sachverständige der Vereinten Nationen zu Auslandsverschuldung 
und Menschenrechten, stellt in seinem Report an die UN-Generalver-
sammlung 2019 fest:

„Fiscal consolidation is often among the conditions attached to 
loans, and it has been widely advised, promoted and even pushed 
by inter national financial institutions over the last years. However, 
its devastating consequences on human rights are well known and 
documented. Treaty bodies, special procedures mandate holders, 
civil society organizations and scholars have repeatedly reported its 
various actual and potential consequences on a wide range of human 
rights and on specific groups, underscoring that people confronting 
cumulative and/or intersecting inequalities are disproportionally 
affected.“ 102

Die negativen Auswirkungen der diversen Austeritätsmaßnahmen, die 
die Schwächsten in der Bevölkerung am Härtesten treffen, wurden von 
den Regierungen und den internationalen Finanzinstitutionen bislang 
häufig zu wenig beachtet. Dies hat in vielen Ländern zu massiven ge-
sellschaftlichen Protesten und politischer Destabilisierung geführt und 
die Verwirklichung der SDGs zusätzlich erschwert. Dies betrifft insbe-
sondere die ärmsten Bevölkerungsgruppen, denen nach dem Leitmotiv 
der Agenda 2030, niemanden zurückzulassen („leave no one behind“), 
eigent lich besondere Beachtung zukommen müsste.

1. Kürzung von Renten- und Sozialleistungen

Die am weitesten verbreitete Strukturanpassungsmaßnahme betrifft die 
Reform der Renten- und Sozialsysteme. In mindestens 86 Ländern gab 
es in den letzten Jahren Bemühungen, die öffentlichen Sozialausgaben in 
diesem Bereich zu kürzen oder zumindest zu begrenzen.103 Vor allem in 
vielen europäischen Ländern reagieren die Regierungen damit auf Fi-
nanzierungslücken in den Rentensystemen. Ein aktuelles Beispiel ist der 
Versuch einer Rentenreform in Frankreich durch Präsident Macron, der 
im Dezember 2019 massive Streiks auslöste.

Übliche Elemente der Reformmaßnahmen waren bisher die Erhöhung 
der Beitragssätze der Arbeitnehmer/innen, die Senkung der Arbeitgeber-
beiträge zur Sozialversicherung, die Erhöhung der Anwartschaftszeiten, 

102 United Nations General Assembly (2019b), Pkt. 45.

103 Vgl. hierzu und zum Folgenden Ortiz/Cummins (2019), S. 30ff.
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die Abschaffung der Steuerbefreiungen für Renten, die Erhöhung des 
Renteneintrittsalters und die Senkung von Leistungen. In der Regel 
führten die Reformen zu höheren Belastungen für die Arbeitnehmer*in-
nen und Rentner*innen, mit zum Teil massiven negativen sozialen Fol-
gen. Ein Beispiel sind die Rentenkürzungen, die Griechenland seit 2010 
von seinen Gläubigern als Bedingung für die Gewährung von „Hilfs-
krediten“ zur Bewältigung seiner Schuldenkrise auferlegt wurden (siehe 
Kasten 3).

Für den Internationalen Gewerkschaftsbund stehen diese Reformen im 
direkten Widerspruch zu den internationalen Arbeitsstandards der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation (ILO): 

„These policies have had not only negative macroeconomic effects, 
but also disastrous consequences for the retired, endangering their 
right to a decent and healthy living. These measures have also direc-
tly contradicted international labour standards [...] as well as the UN 
Agenda 2030 target to extend social protection.“ 104

In vielen Ländern kam es auch zu einer (Teil-)Privatisierung der Ren-
tenversicherungen. Häufig führte dies jedoch zu einem eklatanten Miss-
verhältnis zwischen verschlechterten Rentenleistungen und gestiegenen 
Transaktions- und Verwaltungskosten. Nach Angaben der ILO wurde 
der Privatisierungstrend daher in mindestens 18 Ländern wieder umge-
kehrt,105 darunter in mehreren osteuropäischen Ländern wie Bulgarien, 
Polen, Rumänien und Russland. 

Dies hindert Vermögensverwalter wie BlackRock nicht, weiterhin für 
eine Privatisierung der Rente zu werben. So plädierte BlackRock-Chef 
Larry Fink in Bezug auf die europäischen und insbesondere die deut-
schen Rentensysteme für eine verstärkte Zusammenarbeit von Regierun-
gen und Unternehmen zur Förderung der privaten Altersvorsorge. Eine 
gesetzliche Garantie auf das angesparte Kapital wie in Deutschland sei bei 
der Rentenversorgung allerdings hinderlich. Besser sei es, diese Garantie 
europaweit auf einen kleinen Anteil zu beschränken und Sparer*innen so 
zum Investieren zu motivieren.106 Auch der Aufsichtsratschef von Black-
Rock Deutschland, Friedrich Merz, forderte eine private, aktiengestützte 
Rente.107 

104 ITUC (2019a), S. 2.

105 Ortiz et al. (2018).

106 https://www.freitag.de/autoren/der-freitag/achtung-rentenfresser

107  https://www.spiegel.de/wirtschaft/service/friedrich-merz-plaediert-fuer-private-
vorsorgepflicht-a-1271810.html

https://www.freitag.de/autoren/der-freitag/achtung-rentenfresser
https://www.spiegel.de/wirtschaft/service/friedrich-merz-plaediert-fuer-private-vorsorgepflicht-a-1271810.html
https://www.spiegel.de/wirtschaft/service/friedrich-merz-plaediert-fuer-private-vorsorgepflicht-a-1271810.html
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Dabei müssten Regierungen eigentlich den entgegengesetzten Weg ein-
schlagen. Im SDG 1.3 der Agenda 2030 verpflichten sie sich, 

„den nationalen Gegebenheiten entsprechende Sozialschutzsysteme 
und -maßnahmen für alle um[zu]setzen, einschließlich eines Ba-
sisschutzes, und bis 2030 eine breite Versorgung der Armen und 
Schwachen [zu] erreichen.“ 108

Vor allem in den ärmeren Ländern des Globalen Südens gibt es bis zur 
Verwirklichung dieses Ziels noch viel zu tun. Bislang erhalten dort we-
niger als 16 Prozent der alten Menschen eine Rente, wobei der Anteil bei 
den Frauen noch geringer ist.109

Reformen im Sozialsystem beschränken sich aber nicht nur auf Renten 
und Pensionen. In vielen Ländern führt der Sparzwang in den öffentli-
chen Haushalten auch zu einer Rationalisierung von Sozialhilfeleistun-
gen oder ihrer gezielten Ausrichtung auf die Ärmsten der Armen. Dies 
hat jedoch zur Folge, dass in Ländern wie Moldawien arme Haushalte, 
die nicht als extrem arm klassifiziert werden, durch das soziale Netz fal-
len.110

Juan Pablo Bohoslavsky warnt mit Blick auf Tunesien davor, dass die ex-
klusive Ausrichtung der Sozialhilfe auf die Ultraarmen nicht zu einer 
unzureichenden Absicherung für andere arme Haushalte führen darf.111

Eine derartige Beschränkung der sozialen Sicherung kann zu einer allge-
meinen Verunsicherung in der Bevölkerung führen, da selbst Angehörige 
der Mittelschicht befürchten müssen, bei Arbeitslosigkeit oder Krankheit 
sofort von sozialem Abstieg betroffen zu sein. 

Die Global Coalition for Social Protection Floors weist zurecht auf das 
Menschenrecht auf soziale Sicherheit hin (Art. 9 des Internationalen Pak-
tes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, WSK-Pakt), dass 
auch in einer Wirtschaftskrise nicht der Sparpolitik zum Opfer fallen darf:

„There is a human rights obligation to protect ongoing social pro-
tection spending in times of economic distress. Austerity measures 
typically taken after crises occur must not cut into social protection 
spending that protects people from the most disastrous fall-out of 
these crises.“ 112

108 United Nations (2015b), SDG 1.3.

109 Staab (2015).

110 Ortiz/Cummins (2019), S. 38.

111 Bohoslavsky (2019a), S. 13.

112 Global Coalition for Social Protection Floors (2018), S. 107.
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Gleiches gilt auch für das Menschenrecht auf Gesundheitsversorgung 
(Art. 12 des WSK-Paktes). Dennoch hat die verschärfte Schuldensitua-
tion in vielen Ländern dazu geführt, dass die öffentlichen Gesundheits-
ausgaben unter massiven Sparzwang gerieten. In Ländern wie Gabun, 
Kamerun oder Sri Lanka gibt der Staat aus seinem Haushalt weit mehr für 
den Schuldendienst als für die allgemeine Gesundheitsversorgung aus.113 
Im Tschad führte die strikte Vorgabe des IWF, das Haushaltsdefizit zu 
reduzieren, dazu, dass der öffentliche Gesundheitsetat zwischen 2013 und 
2017 um die Hälfte reduziert wurde.114 Auch in Griechenland haben die 
Kürzungen der Sozialausgaben zu einer spürbaren Verschlechterung der 
öffentlichen Gesundheitsversorgung geführt (s. Kasten 3).

Derzeit sind in über 30 Ländern Reformen des Gesundheitssystems im 
Gespräch, darunter im Kosovo, in Moldawien, Nigeria und Usbekistan. 
Zu den typischen Maßnahmen gehören erhöhte Nutzungsgebühren oder 
Abgaben für Gesundheitsleistungen, die Reduzierung des medizini-
schen Personals, der Wegfall von Zulagen und erhöhte Zuzahlungen für 
Arzneimittel.115 Die Folgen der Sparmaßnahmen bekommen vor allem 
Frauen zu spüren, da sie überwiegend in ihren Familien die Krankenbe-
treuung übernehmen, wenn öffentliche Versorgung wegfällt.

Eine umfassende empirische Untersuchung der Daten aus 137 Ländern 
kommt zu dem Schluss, dass Strukturanpassungsreformen, wie sie vom 
IWF vorgeschrieben werden, den Zugang zum Gesundheitssystem ver-
ringern und die Kindersterblichkeit erhöhen.116 Mit Blick auf die SDGs 
stellen die Autoren fest:

„Overall, our evidence suggests that structural adjustment programs 
endanger the attainment of Sustainable Development Goals in  
developing countries.“ 117

113 Brunswijck (2018), S. 17.

114 Ebd., S. 19.

115 Ortiz/Cummins (2019), S. 44.

116 Forster et al.(2019). Analysiert wurden Strukturanpassungsreformen zwischen 1980 und 2014.

117 Ebd., Abstract.
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Kasten 3

Wie die Sparmaßnahmen in Griechenland die Menschenrechte  
beeinträchtigen 

Die griechische Staatsschuldenkrise seit dem Jahr 2010 ist ein Beispiel dafür, wie in-
folge von Überschuldung und unausgewogenem Krisenmanagement extremer Druck 
auf die Sozialsysteme eines Landes ausgeübt wird. Strukturanpassungsmaßnahmen 
und das Primat der Haushaltskonsolidierung, die die Gläubiger Griechenland als Be-
dingung für die Bewilligung mehrerer „Hilfspakete“ auferlegt haben, sowie innen-
politisches Missmanagement haben zu einem Abbau des öffentlichen Sektors und 
zu tiefgreifenden Kürzungen der öffentlichen Sozialausgaben geführt. Die soziale 
Situ ation hat sich in Griechenland dadurch dramatisch verschlechtert. Grundlegende 
Menschenrechte, wie das Recht auf Arbeit und gute Arbeitsbedingungen, das Recht 
auf soziale Sicherheit und das Recht auf Ernährung, Unterkunft und Gesundheitsver-
sorgung sind gefährdet. 

»  Die Arbeitslosenquote war von 9,6 Prozent 2009 auf 27,5 Prozent im Jahr 2013 
gestiegen.118 2019 lag sie immer noch bei 16,9 Prozent. Der EU-Durchschnitt be-
trägt nur 6,3 Prozent. Besonders unter jungen Menschen ist die Lage prekär: 33,2 
Prozent der Menschen im Alter von 15 bis 24 Jahren sind arbeitslos.119 Zusätzlich 
sind immer mehr Menschen in Teilzeit oder instabilen Arbeitsverhältnissen be-
schäftigt. Frauen sind überproportional betroffen.120

»  Seit Beginn der Krise hat die griechische Regierung 12 Rentenkürzungen vorge-
nommen.121 43 Prozent der Rentner*innen erhalten derzeit weniger als 660 Euro 
Rente pro Monat. Das Pro-Kopf-Jahreseinkommen der über 65-jährigen liegt bei 
etwa 9.000 Euro, verglichen mit durchschnittlich 20.000 Euro in der Eurozone.122 

»  Rund 35 Prozent der Gesundheitsausgaben müssen Patient*innen aus eigener Ta-
sche bezahlen. Dieser Anteil ist mehr als doppelt so hoch wie im EU-Durchschnitt. 
Der Zugang zur Gesundheitsversorgung ist dadurch für viele eingeschränkt.123 
2018 gaben 13,1 Prozent der griechischen Bevölkerung an, ihren Bedarf an me-
dizinischer Versorgung nicht decken zu können. Im Jahr 2008 waren es noch 7,7 
Prozent.124 

»  Die Staatsausgaben wurden allein von 2009 bis 2013 um 16 Prozent gekürzt. Da 
aus den geringeren Mitteln auch noch die hohen Kosten der Bankenrettung be-
stritten werden mussten, sanken die Sozialausgaben überproportional, zum Bei-
spiel für Gesundheit um 42 Prozent, für Sozialwohnungen um 74 Prozent und für 
die Unterstützung von Familien um 49 Prozent.125

118 https://appsso.eurostat.ec.europa.eu/nui/show.do?dataset=lfsa_urgan&lang=de 

119  Eurostat Pressemitteilung 169/2019 (31. Oktober 2019) (https://ec.europa.eu/eurostat/
documents/2995521/10064449/3-31102019-CP-DE.pdf/b0a31c0c-fbdf-bf4a-2850-5b3ee28a05fd)

120 Bohoslavsky (2016).

121 Bersi (2016).

122  https://www.etui.org/ReformsWatch/Greece/Pension-reform-in-Greece-background-summary und 
https://www.ft.com/content/f6be12b2-f3ae-11e6-8758-6876151821a6

123 OECD/European Observatory on Health Systems and Policies (2017).

124 European Commission Directorate General for Employment, Social Affairs and Inclusion (2018).

125 Bohoslavsky (2016), S. 10.

https://appsso.eurostat.ec.europa.eu/nui/show.do?dataset=lfsa_urgan&lang=de
https://ec.europa.eu/eurostat/documents/2995521/10064449/3-31102019-CP-DE.pdf/b0a31c0c-fbdf-bf4a-2850-5b3ee28a05fd
https://ec.europa.eu/eurostat/documents/2995521/10064449/3-31102019-CP-DE.pdf/b0a31c0c-fbdf-bf4a-2850-5b3ee28a05fd
https://www.etui.org/ReformsWatch/Greece/Pension-reform-in-Greece-background-summary
https://www.ft.com/content/f6be12b2-f3ae-11e6-8758-6876151821a6
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Juan Pablo Bohoslavsky, UN-Sachverständiger für die Auswirkungen der Auslands-
verschuldung auf die Menschenrechte, bewertete die Situation in Griechenland in 
einem Bericht 2016 folgendermaßen: 

„Der unabhängige Sachverständige […] stellt […] mit Besorgnis fest, dass die 
menschenrechtlichen Verpflichtungen der Regierung und der internationalen 
Kreditgeber gegenüber den Menschen im Land sowohl bei der Konzeption 
als auch bei der Umsetzung der Strukturreformprogramme weiterhin unbe-
rücksichtigt bleiben. Er bedauert, dass bei den bisherigen Wirtschaftsreform-
programmen keine umfassenden vorherigen Folgenabschätzungen für die 
Menschenrechte […] durchgeführt wurden. Soziale und wirtschaftliche Rechte 
sind flächendeckend verweigert worden. Mehr als eine Million Menschen in 
Griechenland leben unterhalb der Armutsgrenze. […] Die extreme Armut in 
Griechenland ist so allgegenwärtig: […] 10,4 Prozent der Bevölkerung sind 
betroffen. Die seit 2010 eingeleiteten Sparmaßnahmen haben wesentlich 
zu diesem Ergebnis beigetragen. Die negativen Auswirkungen auf die Men-
schenrechte sind nicht das Ergebnis einer ‚unsichtbaren Hand‘; Staaten und 
internationale, öffentliche und private Finanzinstitute innerhalb und außerhalb 
Griechenlands tragen die Verantwortung. […] Schon die unverantwortliche 
Kreditaufnahme und -vergabe hat wesentlich zur Finanzkrise in Griechenland 
beigetragen. Überzogene Sparmaßnahmen haben nicht nur die Wirtschafts-
krise deutlich verschärft, sondern auch die Kürzung der Sozialschutz- und 
Gesundheitsausgaben vorangetrieben und damit das Recht auf soziale Sicher-
heit und Gesundheit untergraben. Schließlich wurde der Schließung bekannter 
Lücken im griechischen Sozialversicherungssystem nicht genügend Priorität 
eingeräumt. […] Die griechische Regierung ist derzeit weitgehend nicht in der 
Lage, für eine große Zahl von Einzelpersonen […] wesentliche wirtschaftliche 
und  soziale Rechte zu gewährleisten. Diese Situation ist in erster Linie nicht 
auf den fehlenden politischen Willen der Regierung zurückzuführen, […] 
sondern liegt auch an dem begrenzten fiskalpolitischen Spielraum, der ihr zur 
Verfügung steht, um ihren internationalen Menschenrechtsverpflichtungen ge-
recht zu werden. […] Besonders für Langzeitarbeitslose und Menschen ohne 
EU-Staatsangehörigkeit ist die Lage prekär.“ 126

Der UN-Sonderbeauftragte richtete u.a. folgende Empfehlungen an die griechische 
Regierung und ihre internationalen Kreditgeber:

»  Durchführung einer umfassenden menschenrechtlichen Folgenabschätzung der 
Strukturanpassungsprogramme in Zusammenarbeit mit allen relevanten Interes-
sengruppen, einschließlich der Finanzinstitutionen, der griechischen Nationalen 
Kommission für Menschenrechte, des Bürgerbeauftragten und der Zivilgesell-
schaft.

»  Überprüfung der zwischen Griechenland und den Finanzinstitutionen vereinbar-
ten Wirtschaftsreformpolitiken und Anpassungsmaßnahmen, um sicherzustellen, 
dass sie die schrittweise Verwirklichung der wirtschaftlichen, sozialen und kul-
turellen Rechte nicht untergraben, wobei der Wahrung eines Mindestniveaus an 
wirtschaftlichen und sozialen Rechten für alle Menschen […] Vorrang eingeräumt 
wird.

126 Ebd., S. 19-21 (Übersetzung JM).
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Viele Ökonom*innen, denen sich inzwischen auch der ehemalige IWF-Chefvolkswirt 
Olivier Blanchard angeschlossen hat, sehen es auch aus wirtschaftlichen Gründen 
als kontraproduktiv an, dass der Staat inmitten einer Wirtschaftskrise die Ausgaben 
kürzt. Dies verschärft in der Regel die Rezession. Der Staat sollte stattdessen die 
Ausgaben mit Konjunkturprogrammen steigern, um die gesunkene private Nachfrage 
auszugleichen. Der IWF räumt mittlerweile ein, dass die schwere Rezession in Grie-
chenland auch durch die massiven Ausgabenkürzungen eskaliert ist. Man habe beim 
Design der Kreditkonditionen die Staatsausgabenmultiplikatoren (fiscal multipliers) 
unterschätzt.127

2.  Senkung der öffentlichen Personalkosten und  
Arbeitsmarktreformen 

Eine weit verbreitete Maßnahme zur Senkung der Staatsausgaben ist die 
Reduzierung oder zumindest Begrenzung der Personalkosten im öffent-
lichen Dienst. Dies geschieht auf zweifache Weise: Zum einen werden 
die Gehälter für öffentliche Angestellte und Beamten gekürzt oder nicht 
adäquat erhöht; zum anderen wird Personal entlassen oder nicht im erfor-
derlichen Umfang eingestellt. 

Dies hat besonders gravierende Auswirkungen in den Bereichen Gesund-
heit und Bildung.

In seiner Untersuchung von 26 Kreditprogrammen des IWF in den Jah-
ren 2016 und 2017 kommt Eurodad zu dem Ergebnis, dass in 21 Pro-
grammen Reformen bei den Personalkosten gefordert wurden, aber nur 
sieben Kreditprogramme explizite Schutzvorkehrungen enthielten, um 
prioritäre Sektoren (wie Gesundheit und Bildung) vor Personalkürzun-
gen zu bewahren.128

In Gabun, einem der ärmsten Länder der Welt, forderte der IWF eine 
Senkung der Personalkosten im öffentlichen Sektor, einschließlich einer 
Gehaltskürzung für Ärzte.129 Die Interessenvertretungen der Ärzte er-
wogen daraufhin einen unbefristeten Streik, wodurch sich die medizini-
sche Versorgung zusätzlich dramatisch verschlechterte. Auch in anderen 
Ländern mit IWF-Kreditprogrammen streikte das Gesundheitspersonal 
wegen der schlechten Bezahlung und der miserablen Arbeitsbedingun-
gen, darunter in Benin, Jamaika, Kenia, Mauretanien, Togo und Tune-
sien.

127  https://www.washingtonpost.com/news/wonk/wp/2013/01/03/an-amazing-mea-culpa-from-
the-imfs-chief-economist-on-austerity/. Der Staatsausgabenmultiplikator gibt an, um wieviel das 
Bruttoinlandsprodukt steigt oder sinkt, wenn die Staatsausgaben erhöht oder gesenkt werden.

128 Brunswijck (2018), S. 14.

129 Ebd., S. 19.

https://www.washingtonpost.com/news/wonk/wp/2013/01/03/an-amazing-mea-culpa-from-the-imfs-chief-economist-on-austerity/
https://www.washingtonpost.com/news/wonk/wp/2013/01/03/an-amazing-mea-culpa-from-the-imfs-chief-economist-on-austerity/
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In einigen Ländern hatte die Forderung der Gläubiger, die Staatsausgaben 
zu senken, auch im Bildungsbereich Konsequenzen. Das betrifft nicht 
nur die armen Länder. So hatten beispielsweise in Portugal infolge jahre-
langer Austeritätspolitik bis 2016 mehr als ein Viertel aller Lehrer*innen 
ihren Job verloren.130 Auch in Griechenland wurden im Zuge der Struk-
turanpassungsprogramme tausende Lehrkräfte entlassen; Neueinstellun-
gen erfolgten meist nur mit schlecht bezahlten Zeitverträgen.131

Noch gravierender sind die Folgen der Sparpolitik im Bildungssektor von 
Ländern des Globalen Südens. So hat beispielsweise die Regierung Ecua-
dors im März 2019 eine Kreditvereinbarung mit dem IWF über 4,2 Mil-
liarden US-Dollar getroffen, in deren Folge sie sich u.a. verpflichtet, die 
Personalkosten im öffentlichen Sektor bis 2021 um ca. zehn Prozent zu 
reduzieren (mehr zu Ecuador in Kasten 4).132 Geschehen soll dies durch 
Gehaltskürzungen, Entlassungen und die Entscheidung, nur jede zweite 
vakante Stelle neu zu besetzen. Betroffen davon sind bis zu 140.000 öf-
fentliche Bedienstete, u.a. auch im Bildungsbereich.

Derartige Sparmaßnahmen stehen in direktem Widerspruch zu den Ver-
pflichtungen, die die Regierungen in SDG 3 (Gesundheit) und SDG 4 
(Bildung) eingegangen sind. Insbesondere vereinbarten sie, „die Gesund-
heitsfinanzierung und die Rekrutierung, Aus- und Weiterbildung und 
Bindung von Gesundheitsfachkräften in den Entwicklungsländern und 
insbesondere in den am wenigsten entwickelten Ländern und den klei-
nen Inselentwicklungsländern deutlich [zu] erhöhen“ (SDG 3.c), sowie 
„bis 2030 das Angebot an qualifizierten Lehrkräften unter anderem durch 
internationale Zusammenarbeit im Bereich der Lehrer*innenausbildung 
in den Entwicklungsländern und insbesondere in den am wenigsten ent-
wickelten Ländern und kleinen Inselentwicklungsländern wesentlich [zu] 
erhöhen“ (SDG 4.c).

Die Auflagen des IWF zielen aber nicht nur auf die Senkung oder Be-
grenzung der Lohnkosten des öffentlichen Sektors. Häufig sollen durch 
die geforderten Reformen die Arbeitsmärkte liberalisiert und die Arbeit 
insgesamt flexibilisiert werden. Derartige Arbeitsmarktreformen sollen 
die Wettbewerbsfähigkeit erhöhen und Unternehmen in der Rezession 
unterstützen.133 Derzeit sind in 79 Ländern derartige Reformen geplant, 
darunter in Brasilien, Indien, Indonesien, den Philippinen und Südafrika. 

130 https://worldsofeducation.org/en/detail/3609/portugal-teachers-hit-hard-by-austerity

131  https://www.derstandard.de/story/2000096454171/griechische-lehrer-demonstrieren-
fuerfestanstellung

132 ITUC (2019b).

133 Ortiz/Cummins (2019), S. 35.

https://worldsofeducation.org/en/detail/3609/portugal-teachers-hit-hard-by-austerity
https://www.derstandard.de/story/2000096454171/griechische-lehrer-demonstrieren-fuerfestanstellung
https://www.derstandard.de/story/2000096454171/griechische-lehrer-demonstrieren-fuerfestanstellung
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Zu den diskutierten Arbeitsmarktreformen gehören häufig die Lockerung 
der Kündigungsvorschriften, die Beschränkung des Mindestlohns, die 
Begrenzung der Gehaltsanpassungen, die Dezentralisierung der Tarifver-
handlungen und die Erleichterung der Einstellung von Arbeitnehmern 
mit befristeten/atypischen Verträgen. Damit laufen derartige Reformen 
allerdings nicht selten Gefahr, Gewerkschaftsrechte und ILO-Standards 
zu untergraben. 

3. Abbau von Subventionen 

Einen wesentlichen Bestandteil nahezu jedes Sparprogramms, sei es im 
Globalen Norden oder Süden, bilden die Kürzungen oder Streichungen 
von Subventionen. Auch in der Agenda 2030 verpflichten sich die Regie-
rungen, schädliche Subventionen zu reduzieren bzw. ganz abzuschaffen, 
insbesondere alle Formen von Agrarexportsubventionen (SDG 2.b), die 
Subventionierung fossiler Brennstoffe (SDG 12.c) sowie bestimmte For-
men der Fischereisubventionen (SDG 14.6). Während in der Agenda 2030 
diese Ziele vor allem sozial und ökologisch motiviert sind, dominiert bei 
den Konditionalitäten des IWF und anderer Gläubiger das rein fiskalische 
Motiv der Ausgabenkürzung (nicht zuletzt, um zu gewährleisten, dass 
ausreichende Mittel für den Schuldendienst zur Verfügung stehen). Auf 
regressive Verteilungseffekte und negative soziale Folgen wurde dabei 
bisher meist wenig Rücksicht genommen. 

In der Konsequenz sind gerade arme Haushalte vom Subventionsabbau 
besonders stark betroffen. Ein besonders offensichtliches Beispiel ist der 
Abbau von Subventionen für Grundnahrungsmittel. Als Folge der da-
durch gestiegenen Preise sind in den letzten Jahren in vielen Ländern 
Proteste ausgebrochen, darunter in Algerien, Bangladesch, Burkina Faso, 
Ägypten, Indien, Jordanien, Marokko, Mosambik, Nigeria, Syrien, Tu-
nesien, Uganda, Jemen, im Senegal und im Irak. Immer wieder haben 
Regierungen die Nahrungsmittelsubventionen ausgerechnet zu einem 
Zeitpunkt gestrichen, zu dem sie aufgrund hoher Rohstoffpreise beson-
ders dringend benötigt wurden.134 

In vielen Fällen ist der Abbau von Subventionen dringend geboten. Das 
gilt insbesondere für staatliche Beihilfen, die umweltschädliches Verhal-
ten fördern, wie zum Beispiel die Subventionierung von Benzin, Kerosin 
und anderen fossilen Brennstoffen. Aus klimapolitischer Sicht ist die Be-
seitigung aller direkten und indirekten Subventionen in diesem Bereich 
unerlässlich. Aber auch hier führen die damit verbundenen Preisstei-
gerungen zu einer überproportionalen Belastung der ärmeren Bevöl-
kerungsschichten, wenn keine ausreichende Kompensation stattfindet. 

134 Ortiz/Cummins (2019), S. 36f.
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Gerade in ärmeren Ländern sind viele Menschen auf fossile Brennstoffe 
nicht nur für den Transport angewiesen, sondern auch für das Heizen, 
Kochen und die Beleuchtung. Preissteigerungen gefährden sie in ihrer 
gesamten Existenz und lösen entsprechend vehementen Widerstand aus. 

In Ecuador führte bereits die Ankündigung, die staatlichen Subventionen 
für Benzin und Diesel abzuschaffen, im Oktober 2019 zu Großdemon-
strationen (siehe Kasten 4). 

In Haiti hatte die dortige Regierung bereits im Juli 2018 nach gewalt-
samen Protesten ihre Ankündigung von drastischen Erhöhungen der 
Treibstoffpreise zurückgenommen. Die vom IWF geforderten Anhebun-
gen um 38 Prozent für Benzin und 47 Prozent für Diesel wurden zu-
nächst ausgesetzt.135 Im März 2019 kündigte der IWF einen neuen drei-
jährigen Hilfskredit für Haiti in Höhe von 229 Millionen US-Dollar an. 
Nach seinen Angaben zielen die damit verbundenen Bedingungen auf die 
Förderung sozialer Sicherung, wie z. B. Ausgaben für Schulspeisungen, 
die Bekämpfung der Korruption, zugleich aber auch auf die Reduzierung 
des Haushaltsdefizits.136 Im September 2019 verschärfte sich die Situation 
erneut, nachdem Venezuela die Lieferung verbilligten Erdöls an Haiti 
eingestellt hatte.137

Auch im Iran gab es im November 2019 in mehreren Städten Proteste, 
nachdem die Regierung die bisher stark subventionierten Benzinpreise 
massiv erhöht hatte. Dies geschah vor dem Hintergrund der schwierigen 
wirtschaftlichen Lage infolge der US-Sanktionen. Die Preise stiegen un-
vermittelt um 50 Prozent, von 10.000 auf 15.000 Rial pro Liter.138 Auch 
wenn der Literpreis mit umgerechnet 32 Eurocent weiterhin zu den nied-
rigsten der Welt gehört, belastet der Anstieg die Bevölkerung erheblich. 
Der iranischen Regierung sind die negativen sozialen Effekte offensicht-
lich durchaus bewusst. Ihre Ankündigung, die Mehreinnahmen aus den 
Benzinpreiserhöhungen zur Unterstützung von 18 Millionen iranischen 
Familien zu verwenden, kam aber zu spät, um Proteste zu verhindern.139

Es ist erstaunlich, dass die Regierungen aus den negativen Erfahrungen 
mit fehlgeschlagenen Fiskalreformen, bei denen die sozialen Folgen zu 
wenig bedacht wurden, keine Lehren gezogen haben. Denn ähnliche 
Versuche hatten beispielsweise in Indonesien schon Ende der 1990er Jahre 

135  https://www.reuters.com/article/us-haiti-protests/haiti-should-make-plan-to-gradually-lower-fuel-
subsidies-imf-idUSKBN1K22IQ

136  https://www.imf.org/en/News/Articles/2019/03/08/pr1970-haiti-imf-staff-completes-2019-article-
iv-mission-and-reaches-staff-level-agreement

137 https://www.dw.com/de/heftige-anti-regierungs-proteste-in-haiti/a-50525130

138  https://uk.reuters.com/article/us-iran-gasoline-rationing/iran-gasoline-rationing-price-hikes-draw-
street-protests-idUKKBN1XO2ZE

139 Ebd.

https://www.reuters.com/article/us-haiti-protests/haiti-should-make-plan-to-gradually-lower-fuel-subsidies-imf-idUSKBN1K22IQ
https://www.reuters.com/article/us-haiti-protests/haiti-should-make-plan-to-gradually-lower-fuel-subsidies-imf-idUSKBN1K22IQ
https://www.imf.org/en/News/Articles/2019/03/08/pr1970-haiti-imf-staff-completes-2019-article-iv-mission-and-reaches-staff-level-agreement
https://www.imf.org/en/News/Articles/2019/03/08/pr1970-haiti-imf-staff-completes-2019-article-iv-mission-and-reaches-staff-level-agreement
https://www.dw.com/de/heftige-anti-regierungs-proteste-in-haiti/a-50525130
https://uk.reuters.com/article/us-iran-gasoline-rationing/iran-gasoline-rationing-price-hikes-draw-street-protests-idUKKBN1XO2ZE
https://uk.reuters.com/article/us-iran-gasoline-rationing/iran-gasoline-rationing-price-hikes-draw-street-protests-idUKKBN1XO2ZE
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zu massivem Widerstand in der Bevölkerung geführt. Und auch in Boli-
vien scheiterte der Abbau von Subventionen für fossile Kraftstoffe 2010 
am Protest der Bevölkerung. 

Auf dem Papier sind sich die Regierungen durchaus im Klaren über diese 
Zusammenhänge. In der Agenda 2030 verpflichten sie sich ausdrücklich, 
beim Abbau umweltschädlicher Subventionen die Situation der Entwick-
lungsländer und mögliche negative soziale Effekte besonders zu berück-
sichtigen. Darin heißt es (im für die internationale Diplomatie typischen 
Jargon): 

„Wir bekräftigen die Verpflichtung, die ineffiziente Subventionie-
rung fossiler Brennstoffe, die zu verschwenderischem Verbrauch 
verleitet, durch Beseitigung von Marktverzerrungen entsprechend 
den nationalen Gegebenheiten zu rationalisieren, unter anderem 
durch eine Umstrukturierung der Besteuerung und die allmähliche 
Abschaffung dieser schädlichen Subventionen, wo sie bestehen, um 
ihren Umweltauswirkungen Rechnung zu tragen, wobei die be-
sonderen Bedürfnisse und Gegebenheiten der Entwicklungsländer 
in vollem Umfang berücksichtigt und die möglichen nachteiligen 
Auswirkungen auf ihre Entwicklung in einer die Armen und die be-
troffenen Gemeinwesen schützenden Weise so gering wie möglich 
gehalten werden.“ 140

Kasten 4

Austeritätspolitik in Ecuador

Im März 2019 verkündetet Ecuadors Präsident Lenín Moreno ein Abkommen  seines 
Landes mit dem IWF über einen Kredit in Höhe von 4,2 Milliarden US-Dollar.  Darüber 
hinaus hat Ecuador weitere Darlehen im Umfang von 6 Milliarden US-Dollar von an-
deren internationalen Finanzinstitutionen wie der Weltbank und der Interamerikani-
schen Entwicklungsbank erhalten.141 Die Gelder sollen nach Angaben des IWF dem 
Ausgleich des Haushaltsdefizits und der Schuldentilgung dienen, Arbeitsplätze schaf-
fen und wirtschaftliches Wachstum ermöglichen.142 Wie alle IWF-Kredite sind sie 
mit strikten Konditionen verknüpft, deren Einhaltung vom IWF regelmäßig überprüft 
wird. Sie zielen in erster Linie auf Haushaltskonsolidierung und Deregulierung und 
sollen so das Vertrauen ausländischer Investoren in die Wirtschaft Ecuadors wieder-
herstellen.143 

140 United Nations (2015b), Pkt. 31.

141 Valencia (2019).

142 International Monetary Fund (2019d), S. 1f und https://www.imf.org/en/News/Articles/2019/03/20/
NA032119-Ecuador-New-Economic-Plan-Explained. 

143 Weisbrot/Arauz (2019).

https://www.imf.org/en/News/Articles/2019/03/20/NA032119-Ecuador-New-Economic-Plan-Explained
https://www.imf.org/en/News/Articles/2019/03/20/NA032119-Ecuador-New-Economic-Plan-Explained
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Obwohl der IWF durchgängig betont, dass als Teil der Anpassungsmaßnahmen auch 
die sozialen Sicherungssysteme gestärkt werden sollen, bleiben die zu erwartenden 
sozio-ökonomischen Effekte der verordneten Maßnahmen insgesamt zu wenig be-
achtet.

Das prominenteste Beispiel der mit dem IWF vereinbarten Sparmaßnahmen war die 
geplante Abschaffung der staatlichen Subventionen (umgerechnet 1,3 Milliarden 
US-Dollar pro Jahr) für Benzin und Diesel im Oktober 2019.144

Der IWF betonte noch im Juli 2019, dass die sozialen Folgen dieser Subventionskür-
zungen gering seien.145 Ein großer Teil der Bevölkerung Ecuadors sah dies offen-
sichtlich anders. Als Reaktion auf Morenos Ankündigung kam es im Oktober 2019 
zu Massen protesten und Großdemonstrationen unter großer Beteiligung der indige-
nen Bevölkerung, in deren Konsequenz Präsident Moreno das Dekret zurücknehmen 
musste.

Andere Elemente der Kreditvereinbarung mit dem IWF wurden dagegen umgesetzt. 
Dazu gehört eine vom Kongress im Dezember 2019 beschlossene Steuerreform, die 
u.a. eine Verschiebung der Besteuerung von direkten zu indirekten Steuern zur Folge 
hat. Beschlossen wurde beispielsweise eine spezielle Verbrauchssteuer für die Nut-
zung ausländischer digitaler Dienste wie Netflix und Spotify und eine Steuer auf Han-
dyverträge.146

Das Abkommen mit dem IWF sieht weiterhin vor, die öffentlichen Personalkosten zu 
senken und dafür bis zu 140.000 Arbeitskräfte zu entlassen147 sowie Gehaltskürzun-
gen im öffentlichen Sektor vorzunehmen.148 Ecuador soll außerdem Bestimmungen 
für eine Deregulierung des Arbeitsmarktes erlassen und Handelsliberalisierungen auf 
den Weg bringen.149 Zusätzlich hat Ecuador sich verpflichtet, die Privatisierung von 
staatlichen Anbietern für Grundversorgung wie Wasser, Strom und Telekommunika-
tion voranzutreiben. Es ist zu befürchten, dass eine erhebliche Preissteigerung dieser 
Güter für die Bevölkerung die Folge sein wird.150

Als Gegengewicht zu diesen Maßnahmen sollen Ecuadors grundlegende Sozialaus-
gaben mindestens 0,4 Prozent des BIP betragen und gezielter zur Unterstützung der 
Armen eingesetzt werden. Dies wird jedoch nicht ausreichen, um die Auswirkungen 
der Sparpolitik auszugleichen.151 

Schon jetzt zeichnen sich die negativen sozio-ökonomischen Folgen der Austeri-
tätspolitik ab. Der IWF selbst prognostiziert für 2019 einen Rückgang des BIP um 
0,5 Prozent. Die Arbeitslosigkeit hat sich erhöht (nur 37,9 Prozent der Erwerbsbevöl-
kerung haben eine angemessene Beschäftigung, d.h. mit Gehältern über dem Min-
destlohn, Stand Juni 2019). Die Armutsquote ist von 35,3 Prozent im Dezember 2014 

144 BBC News (2019).

145 International Monetary Fund (2019c).

146  https://www.bloomberg.com/news/articles/2019-12-08/ecuador-congress-plans-to-hold-final-vote-
on-tax-bill-on-monday 

147 Weisbrot/Arauz (2019), S. 3.

148 International Monetary Fund (2019d), S. 16. 

149 Ebd., S. 23.

150 Weisbrot/Arauz (2019), S. 3.

151 Ebd.

https://www.bloomberg.com/news/articles/2019-12-08/ecuador-congress-plans-to-hold-final-vote-on-tax-bill-on-monday
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Tabelle 4

Auslandsverschuldung von Ecuador (in Mio. US-Dollar)

 48 Die SDGs im Schatten drohender Finanzkrisen

auf 43,8 Prozent im Juni 2019 gestiegen – das bedeutet, dass 7,6 Millionen Ecuado-
rianer*innen (bei einer Gesamtbevölkerung von 17,3 Millionen) in Armut leben.152

Die durch den IWF erzwungene Austeritätspolitik knüpft an eine Fiskalpolitik an, die 
schon seit Jahren durch hohe Schulden und enorme Haushaltsdefizite gekennzeichnet 
war. Der Verfall der Ölpreise im Jahr 2014 trug wesentlich zu verminderten Einnah-
men Ecuadors bei, da rund 41 Prozent der Exporterlöse des Landes auf dem Verkauf 
von Erdöl und Erdölerzeugnissen basieren (im Jahr 2018).153 Als Folge davon hatte 
sich Ecuadors Auslandsverschuldung in den letzten Jahren stark erhöht (s. Tabelle 
4). Das Verhältnis von Schuldendienst zu Exporterlösen hat sich zwischen 2008 und 
2018 versechsfacht. 

Die landesweiten Demonstrationen gegen die Benzinpreiserhöhungen vom Oktober 
2019 können daher auch als eine Reaktion auf viel tieferliegende soziale und ökono-
mische Missstände verstanden werden, die das Land schon seit längerem belasten. 
Es ist zu befürchten, dass die vom IWF verordneten Sparmaßnahmen diese Krise nicht 
lösen, sondern die strukturellen Probleme und die wachsende Ungleichheit im Land 
eher noch verschärfen werden. 

Wilma Salgado, ehemalige Wirtschaftsministerin des Landes, resümiert:

„While the most powerful economic interests in the country have been 
enjoying debt reduction and tax exemptions, the current administration 
has been punishing the middle and working classes by cutting government 
spending under the agreement signed with the IMF.“154

152 Salgado (2019).

153 Wirtschaftskammer Österreich (2019).

154 Salgado (2019).

Quelle: World Bank (2019).

 2008 2014 2015 2016 2017 2018

Gesamte Auslandsverschuldung 19.024 24.994 28.389 35.374 41.106 45.019

Langfristige Auslandsverschuldung  13.330 17.587 20.155 25.572 31.617 35.567 
des öffentlichen Sektors

Langfristige Auslandsverschuldung des Privatsektors 3.990 6.144 6.940 8.394 7.833 7.935

Kurzfristige Auslandsschulden 1.654 845 895 668 873 751

IWF-Kredite 51 418 400 739 783 765

Auslandsschulden/Exporterlöse (in %) 90 86 132 179 187 181

Auslandsschulden/BNE (in %) 32 25 29 36 40 43

Schuldendienst/Exporterlöse (in %) 12 14 24 27 30 72
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4. Erhöhung von Verbrauchssteuern

Spiegelbildlich zur Senkung der Subventionen auf der Ausgabenseite 
sehen viele Regierungen als probates Mittel der Haushaltskonsolidierung 
auf der Einnahmenseite die Erhöhung von Verbrauchssteuern. Ortiz und 
Cummins zählen in ihrer Untersuchung 73 Länder, die die Erhöhung 
konsumbasierter Steuern derzeit planen oder bereits vollzogen haben.155 
Eine wichtige Rolle spielt dabei die Erhöhung von Umsatz- oder Mehr-
wertsteuern. Sie ist unter sozialen Gesichtspunkten besonders problema-
tisch, weil diese Steuern in der Regel regressiv wirken, das heißt die 
Steuerzahlerinnen entrichten mit zunehmendem Einkommen einen ge-
ringeren prozentualen Anteil ihres Einkommens als Steuer. Mit anderen 
Worten: Die Armen werden überproportional belastet. 

Dennoch haben auf Rat des IWF Länder wie Kolumbien, Costa Rica 
oder Sri Lanka die Mehrwertsteuer signifikant erhöht.156 Juan Pablo Bo-
hoslavsky verweist in seinem Länderbericht über Sri Lanka 2019 auf die 
negativen Folgen der Mehrwertsteuererhöhung für die Ärmsten in dem 
südasiatischen Land.157 Nach den Präsidentschaftswahlen am 16. Novem-
ber 2019 hat der neue Präsident Gotabaya Rajapaksa als eine seiner ers-
ten Amtshandlungen angekündigt, den Mehrwertsteuersatz von 15 auf 8 
Prozent zu senken. Er begibt sich damit auf direkten Kollisionskurs mit 
dem IWF.158

Auch in Frankreich sollte im Herbst 2018 auf Betreiben von Präsident 
Macron eine erhöhte Besteuerung der Treibstoffpreise ohne soziale Aus-
gleichsmaßnahmen durchgesetzt werden. Die Folge waren massive lan-
desweite Proteste und das Entstehen der „Gelbwestenbewegung“. Bereits 
nach drei Wochen zog die französische Regierung die Steuerpläne im 
Dezember 2018 wieder zurück.

Dabei könnten Verbrauchssteuern auch so ausgestaltet werden, dass sie die 
Reichen stärker belasten, etwa in Form von Steuern auf Luxusgüter, oder 
für ärmere Bevölkerungsschichten Ausnahmeregelungen enthalten, etwa 
in Form von reduzierten Steuersätzen für Grundnahrungsmittel. 

Ein neuer Trend zeichnet sich mit der Besteuerung der Nutzung des Inter-
nets und von Mobiltelefonen ab. Aber auch diese Steuern belasten die 
unteren und mittleren Einkommensschichten überproportional. Ein Bei-
spiel ist die „WhatsApp-Steuer“, die im Oktober 2019 im Libanon einge-

155 Ortiz/Cummins (2019), S. 40f.

156 United Nations General Assembly (2019b), Pkt. 54.

157 Bohoslavsky (2019b), Pkt. 26. 

158 https://www.ft.com/content/2848219a-1122-11ea-a7e6-62bf4f9e548a

https://www.ft.com/content/2848219a-1122-11ea-a7e6-62bf4f9e548a
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führt werden sollte, aber dort auf massiven Widerstand der Bevölkerung 
stieß (s. Kasten 5). 

In Uganda wurde bereits im Sommer 2018 eine neue Steuer für die 
Handy- Nutzung sozialer Medien wie Facebook, WhatsApp oder Twitter 
eingeführt.159 Die Steuer hatte allerdings nicht den erwarteten Effekt, 
weil viele Ugander seitdem Virtuelle Private Netzwerke (VPN) nutzen, 
die das anonyme Surfen im Internet ermöglich. Die Zahl der erfassten 
Internetnutzer ist innerhalb eines Jahres um 30 Prozent gesunken und 
die Einnahmen aus der Social-Media-Steuer beliefen sich auf nur rund 
17 Prozent des erwarteten Betrags.160

Aus ökologischen Gründen ist die höhere Besteuerung des Umwelt- bzw. 
Ressourcenverbrauchs und jeder Art von umweltschädlichem Konsum 
nicht nur sinnvoll, sondern auch dringend geboten. Aber ebenso wie 
beim Abbau umweltschädlicher Subventionen müssen dabei die sozialen 
Folgen bedacht und negative Verteilungswirkungen vermieden werden. 

Kasten 5

Die geplante „Whats-App-Steuer“ im Libanon –  
der Tropfen, der das Fass zum Überlaufen brachte

Im Oktober 2019 brachen Massenproteste in der libanesischen Hautstadt Beirut aus, 
die sich rasch über das gesamte Land ausbreiteten. Sie richteten sich gegen Kostener-
höhungen im öffentlichen Dienst und im Energiesektor, gegen die Korruption im Land 
und speziell gegen den damaligen Regierungschef Saad Hariri. Auslöser der Proteste 
waren die inzwischen aufgegebenen Pläne der Regierung, neue Steuern zu erheben, 
unter anderem auf WhatsApp-Telefonate. 

Mit ihren Steuerplänen reagierte die Regierung auf die massiv verschlechterte wirt-
schaftliche Lage des Landes. Das Haushaltsdefizit war 2018 auf 11 Prozent des BIP 
gestiegen, das BIP pro Kopf sank 2019 auf den niedrigsten Stand seit 2008, und 
die Schuldenquote erreichte nach Schätzungen des IWF Ende 2019 mit 155 Prozent 
ihren höchsten Stand seit 2008.161 Die Auslandsschulden des Landes waren 2018 auf 
349 Prozent der Exporterlöse gestiegen (s. Tabelle 5).

Infolgedessen haben internationale Ratingagenturen die Bewertung libanesischer 
Staatsanleihen herabgestuft. Die Kombination aus wirtschaftlichem Abschwung des 
importabhängigen Landes und der Fortsetzung der Dollar-Bindung, die seit 1997 
besteht, führte zu einem weiteren Anstieg des Haushaltsdefizits. Gleichzeitig voll-
zog sich ein Abbau der Devisenreserven der Zentralbank zur Aufrechterhaltung der 
Währungsbindung. Eine verschärfte Dollarknappheit Ende 2019 wirkte sich zusätzlich 

159 https://www.dw.com/en/uganda-one-year-of-social-media-tax/a-49672632

160 Ebd.

161 International Monetary Fund (2019i).

https://www.dw.com/en/uganda-one-year-of-social-media-tax/a-49672632
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negativ auf die Wirtschaft aus, da Importunternehmen und Bürger*innen nicht mehr 
in der Lage waren, Dollars zum offiziellen Kurs zu erwerben, und ein Schwarzmarkt 
entstand. 

Die von Saad Hariri geführte Koalitionsregierung reagierte auf die wirtschaftlichen 
Probleme mit einem Sparprogramm aus allgemeinen Steuererhöhungen und Ausga-
benkürzungen. Sie hatten das Ziel, das Staatsdefizit zu verringern und gleichzeitig die 
Bindung an den US-Dollar zu erhalten. Die Reduzierung des Haushaltsdefizits war 
auch eine Bedingung für die Auszahlung eines Pakets von 10,2 Milliarden US-Dollar 
an Krediten und 860 Millionen US-Dollar an Zuschüssen, das 2018 u.a. mit der Welt-
bank, der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung und Saudi-Arabien 
vereinbart worden war.162

Die Proteste der Bevölkerung entbrannten im Hebst 2019, weil das simultane Auftre-
ten verschiedener Krisen die Menschen immer mehr belastete. Die Lage eskalierte, 
als zu der verschärften Dollarkrise und den geplanten Steuererhöhungen auch noch 
diverse Tankstellenstreiks und über 100 Waldbrände aufgrund von Misswirtschaft 
und fehlender Wartung von Feuerlöschhubschraubern kamen. Die Ankündigung der 
sogenannten „WhatsApp-Steuer“ brachte Mitte Oktober 2019 das Fass zum Über-
laufen.163 

Infolge der Proteste erklärte Premierminister Hariri am 29. Oktober 2019 seinen 
Rücktritt. Die Proteste hielten jedoch weiterhin an, während die wirtschaftliche Krise 
sich weiter verschärfte. Der IWF reagierte auf die wirtschaftlichen und sozialen Miss-
stände mit den üblichen Ratschlägen: Unter anderem sollten Mehrwertsteuer und 
Kraftstoffsteuern erhöht, die Subventionen für Elektrizität beseitigt, die Personalkos-
ten und die Ausgaben für Pensionen im öffentlichen Sektor reduziert, bürokratische 
Hürden für die Wirtschaft abgebaut und Korruption bekämpft werden.164 Die Auste-
ritätsmaßnahmen sollten kompensiert werden durch Mehrausgaben im Bildungsbe-
reich und für die soziale Sicherung. 

Dies würde aber nach Ansicht von zivilgesellschaftlichen Organisationen wie dem 
Arab NGO Network for Development (ANND) bei weitem nicht ausreichen. Sie for-
dern weit grundsätzlichere Reformen, um Korruption, Misswirtschaft und Nepotis-
mus zu überwinden und die Kluft zwischen Arm und Reich im Libanon zu verkleinern. 
Dazu zählen Maßnahmen zur Rückführung gestohlenen Vermögens aus dem Ausland 
und umfassende Fiskalreformen, einschließlich der Einführung einer progressiven Ver-
mögenssteuer.165

162  Vgl. die Gemeinsame Erklärung der Pariser Geberkonferenz vom 6. April 2018 (Conférence 
économique pour le développement, par les réformes et avec les entreprises, CEDRE):  
https://www.diplomatie.gouv.fr/IMG/pdf/cedre_statement-en-_final_ang_cle8179fb.pdf. 

163  https://www.tagesspiegel.de/politik/whatsapp-steuer-als-ausloeser-libanon-erlebt-die-groessten-
proteste-seit-jahren/25132672.html 

164 International Monetary Fund (2019i), S. 11f.

165  Vgl. verschiedene Artikel und Stellungnahmen unter http://www.annd.org/english/itemId.
php?itemId=749#sthash.Ex7bNeL8.dpbs. 

https://www.diplomatie.gouv.fr/IMG/pdf/cedre_statement-en-_final_ang_cle8179fb.pdf
https://www.tagesspiegel.de/politik/whatsapp-steuer-als-ausloeser-libanon-erlebt-die-groessten-proteste-seit-jahren/25132672.html
https://www.tagesspiegel.de/politik/whatsapp-steuer-als-ausloeser-libanon-erlebt-die-groessten-proteste-seit-jahren/25132672.html
http://www.annd.org/english/itemId.php?itemId=749#sthash.Ex7bNeL8.dpbs
http://www.annd.org/english/itemId.php?itemId=749#sthash.Ex7bNeL8.dpbs


Tabelle 5

Auslandsverschuldung des Libanon (in Mio. US-Dollar)

Quelle: World Bank (2019).

 2008 2014 2015 2016 2017 2018

Gesamte Auslandsverschuldung 44.018 64.337 67.707 70.577 73.993 79.345

Langfristige Auslandsverschuldung  20.739 25.232 26.724 27.703 29.985 33.070 
des öffentlichen Sektors

Langfristige Auslandsverschuldung des Privatsektors 20.078 30.820 32.336 34.760 34.969 40.459

Kurzfristige Auslandsschulden 3.077 8.006 8.379 7.854 8.764 5.547

IWF-Kredite 124 280 268 260 275 269

Auslandsschulden/Exporterlöse (in %) 177 302 310 331 343 349

Auslandsschulden/BNE (in %) 148 135 137 140 139 145

Schuldendienst/Exporterlöse (in %) 18 63 64 70 78 72
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5. Privatisierungen und PPPs

Austeritätspolitik beschränkt sich nicht auf Ausgabenkürzungen und 
Steuererhöhungen. Eine zusätzliche Komponente in den meisten Re-
formprogrammen und Strukturanpassungsmaßnahmen ist die Privatisie-
rung von Staatsvermögen und öffentlichen Dienstleistungen sowie die 
Finanzierung staatlicher Aufgaben im Rahmen von PPPs. Die diversen 
Formen von Privatisierung erfolgten weltweit seit den 1970er Jahren in 
mehreren Wellen, zuletzt seit etwa 2010 als Reaktion auf die globale 
Wirtschafts- und Finanzkrise und den daraus resultierenden Finanzbe-
darf vieler Regierungen.166

Mit der Verabschiedung der Agenda 2030 im September 2015 hat sich 
dieser Finanzbedarf nochmals erhöht. Denn eine so umfassende Agenda 
kann nur mit zusätzlichen finanziellen Mitteln realisiert werden. Die 
multilateralen Entwicklungsbanken hatten dazu im Frühjahr 2015 unter 
Federführung der Weltbank ein vielbeachtetes Papier mit dem pro-
grammatischen Titel From Billions to Trillions – Transforming Development 
 Finance veröffentlicht. Seine Kernaussage lautet: Anstelle der Milliarden 
US-Dollar, die für die Verwirklichung der Millenniumsentwicklungs-
ziele (MDGs) veranschlagt wurden, werden für die Verwirklichung der 
SDGs Billionen US-Dollar benötigt.167 Die öffentlichen Kassen könnten 
aber nur einen Teil des geschätzten Finanzbedarfs decken. Erforderlich 

166  Vgl. dazu z.B. den Bericht des UN-Sonderberichterstatters zu extremer Armut und Menschenrechten 
Philip Alston (2018) zum Thema Privatisierung. 

167 World Bank et al. (2015).
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sei es daher, privates Kapitel für Zwecke nachhaltiger Entwicklung nutz-
bar zu machen. Dies soll mit Hilfe von Investitionsanreizen, staatlichen 
Garantien, diversen Formen der Mischfinanzierung (blending) und PPPs 
geschehen.

Seitdem verfolgt die Weltbank unter dem Motto Maximizing Finance for 
Development eine offensive Strategie, „that prioritizes private financing 
and sustainable private sector solutions to help countries achieve the Sus-
tainable Development Goals by 2030.“168

Unter der Bezeichnung „Kaskaden-Ansatz“ fordert sie die Regierungen 
auf, privaten Lösungen der Entwicklungsfinanzierung den Vorrang ein-
zuräumen, und nur dann Vorhaben mit öffentlichen Mitteln zu finanzie-
ren, wenn sich politische und regulatorische Hürden und unternehmeri-
sche Risiken auch mit Weltbankunterstützung nicht bewältigen lassen.169 

Der UN-Sonderberichterstatter zu extremer Armut und Menschenrech-
ten Philip Alston kritisiert den Weltbank-Ansatz deutlich: 

„The voluminous materials promoting this entirely one-sided solu-
tion to development financing make no mention of the human rights 
implications of the resulting public/private division of labour, and 
the implications for those living in poverty are given short shrift.“170

Das Ausmaß der diversen Kooperationen zwischen öffentlichen Stellen 
und privaten Unternehmen ist enorm. In den Ländern des Globalen Sü-
dens zählt die Weltbank allein im Infrastrukturbereich (Strom-, Gas- und 
Wasserversorgung, Straßenbau, Häfen, Flughäfen, u.a.) zwischen 1990 
und Mitte 2019 7.981 Projekte mit einem Investitionsvolumen von insge-
samt 1,918 Billionen US-Dollar.171 

In der Europäischen Union wurden laut einer Studie des Europäischen 
Rechnungshofs seit den 1990er Jahren Finanzierungsverträge für 1.749 
PPPs im Gesamtwert von 336 Milliarden Euro zum Abschluss gebracht. 
Die meisten PPPs wurden in den Bereichen Verkehr, Gesundheitsversor-
gung und Bildung umgesetzt.172 

Das „Privatisierungsbarometer“, das von der Fondazione Eni Enrico Mat-
tei (FEEM) und KPMG zuletzt 2017 veröffentlicht wurde, stellt fest, dass 
die Regierungen durch Privatisierungsverkäufe in den Jahren 2015 und 

168 http://ieg.worldbankgroup.org/blog/creating-markets-are-ppps-answer

169 World Bank (2017), S. 2.

170 Alston (2018), Pkt. 20.

171  Vgl. die Private Participation in Infrastructure-Datenbank der Weltbank: https://ppi.worldbank.org/
en/ppi. 

172 Europäischer Rechnungshof (2018), S. 11.

http://ieg.worldbankgroup.org/blog/creating-markets-are-ppps-answer
https://ppi.worldbank.org/en/ppi
https://ppi.worldbank.org/en/ppi
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2016 Einnahmerekorde erzielt hatten. 2015 lagen die Privatisierungser-
löse bei 320 Milliarden US-Dollar, 2016 waren es rund 266 Milliarden 
US-Dollar.173 Davon entfielen über 50 Prozent allein auf China (2015: 
173 Milliarden US-Dollar, 2016: 148 Milliarden US-Dollar). 

Und der Trend ist ungebrochen. Ortiz und Cummins zählen rund 60 
Länder, in denen derzeit die Privatisierung von Staatsbetrieben und 
öffent lichen Diensten auf der Tagesordnung steht.174 

Juan Pablo Bohoslavsky berichtet nach einem Besuch der Ukraine, dass 
von den dortigen 3.300 staatseigenen Unternehmen im Jahr 2015 mehr 
als 200 auf einer Privatisierungsliste standen. Nach mehrfachen Verzöge-
rungen sollten 23 von ihnen im Jahr 2018 privatisiert werden.175

In Brasilien hat die Regierung des rechtspopulistischen Präsidenten Jair 
Messias Bolsonaro für die kommenden Jahre ein massives Privatisierungs-
programm angekündigt. Wirtschaftsminister Paulo Guedes hat zu diesem 
Zweck in seinem Ministerium ein spezielles Sekretariat für Privatisierung 
und Desinvestition eingerichtet. Es soll durch den Verkauf von staat lichen 
Unternehmen wie dem brasilianischen Post- und Telekommunikations-
konzern Telebras, von Tochtergesellschaften und Nicht-Kernbeteili-
gungen u.a. des Ölkonzerns Petrobras und der größten staatlichen Ban-
ken wie der Banco do Brasil sowie von Immobilienvermögen mehr als 
125 Milliarden US-Dollar an Privatisierungserlösen erzielen.176

Zu den treibenden Kräften des Privatisierungstrends gehört auch der 
IWF. Philip Alston berichtet, dass eine Untersuchung der zehn aktuells-
ten Artikel-IV-Berichte über afrikanische Länder zeigt, dass der IWF in 
sechs Fällen aktiv für die Privatisierung eintrat (Algerien, Angola, Côte 
d’Ivoire, Mali, Mosambik und Nigeria), während sich in allen anderen 
Fällen die Regierungen selbst zur Förderung von PPPs bekannten (Ko-
moren, Gambia, Liberia und Malawi).177

Angesichts all dieser Trends überall auf der Welt kommt Philip Alston zu 
dem Schluss:

„There is a real risk that the waves of privatization experienced to 
date will soon be followed by a veritable tsunami.“ 178

173 Privatization Barometer (2017).

174 Ortiz/Cummins (2019), S. 41ff.

175 Bohoslavsky (2018), Pkt. 83ff.

176  https://home.kpmg/xx/en/home/insights/2019/03/brazils-infrastructure-and-privatization-market-is-
heating-up.html

177 Alston (2018), Pkt. 19.

178 Ebd., Pkt. 12.

https://home.kpmg/xx/en/home/insights/2019/03/brazils-infrastructure-and-privatization-market-is-heating-up.html
https://home.kpmg/xx/en/home/insights/2019/03/brazils-infrastructure-and-privatization-market-is-heating-up.html
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Nicht nur Menschenrechtsexpert*innen weisen auf die Risiken hin, die 
mit der Privatisierung öffentlicher Güter und Dienstleistungen verbun-
den sind. Auch Ökonomen warnen vor möglichen negativen Folgen der 
Privatisierung. Ortiz und Cummins nennen insbesondere die Gefahr 
steigender Preise für privatisierte Dienstleistungen bei zum Teil sinkender 
Qualität, negative Auswirkungen für Arbeitsplätze und Löhne, höhere 
Marketing- und Verwaltungskosten sowie langfristige Einnahmeausfälle 
für die öffentlichen Kassen.179

Ähnliche Probleme gibt es auch bei den diversen Formen öffentlich-pri-
vater Partnerschaften. Inzwischen belegen zahlreiche Studien, dass PPPs 
unverhältnismäßig hohe Risiken und Kosten für den öffentlichen Sektor 
mit sich bringen können. Sie bergen die Gefahr, die öffentliche Verschul-
dung auf Kosten zukünftiger Generationen zu erhöhen, Ungleichheiten 
zu verschärfen und den gerechten und diskriminierungsfreien Zugang zu 
öffentlichen Dienstleistungen (etwa im Bereich der Wasserversorgung) 
zu erschweren.180 

Da die privaten Investoren in PPPs finanzielle Erträge erwarten, ist durch 
PPPs geschaffene Infrastruktur oft mit Nutzungsgebühren verbunden, 
zum Beispiel wird Maut für Straßen und Brücken verlangt, oder es wer-
den Gebühren für Bildungs- und Gesundheitsdienste erhoben. Derartige 
Preisbarrieren erschweren oder verhindern sogar den Zugang für ärmere 
Menschen, da diese über weniger Kaufkraft verfügen. Dies widerspricht 
dem Leitmotiv der Agenda 2030, bei der Umsetzung der SDGs nieman-
den zurückzulassen („leave no one behind“).181

Der Europäische Rechnungshof kommt 2018 in einem Sonderbericht 
über PPPs in der EU zu dem Ergebnis, dass weitverbreiteten Defiziten 
nur begrenzte Vorteile gegenüberstünden (siehe Kasten 6). Er empfiehlt 
der EU unmissverständlich, keine intensivere und breitere Nutzung von 
PPPs zu fördern, solange die ermittelten Probleme nicht angegangen 
wurden.182

Aber trotz aller Kritik scheint sich der Privatisierungstrend auch in den 
Jahren 2020ff fortzusetzen. Dies birgt die Gefahr einer Verschärfung so-
zialer Ungleichheit und gesellschaftlicher Spannungen und wird die lang-
fristige Verwirklichung der globalen Nachhaltigkeitsziele eher erschwe-
ren.

179 Ortiz/Cummins (2019), S. 41f.

180 Vgl. dazu z.B. Eurodad (2018).

181 Ebd. 

182 Europäischer Rechnungshof (2018), S. 14.
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Kasten 6

„Weitverbreitete Defizite und begrenzte Vorteile“ –  
Ergebnisse des Sonderberichts des Europäischen Rechnungshofes 
über PPPs in der EU

Der Europäische Rechnungshof untersuchte 2018 zwölf von der EU kofinanzierte 
PPPs in Frankreich, Griechenland, Irland und Spanien in den Bereichen Straßenver-
kehr und Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT). Seine Erkenntnisse 
fasste er folgendermaßen zusammen: 

»  „PPP ermöglichten es den Behörden, die Auftragsvergabe für große Infrastruk-
turen über ein einziges Verfahren abzuwickeln, erhöhten jedoch auch das Risiko 
eines unzureichenden Wettbewerbs und schwächten dadurch die Verhandlungs-
position der öffentlichen Auftraggeber. 

»  Die Vergabe von PPP-Projekten erfordert in der Regel die Verhandlung von Aspek-
ten, die gewöhnlich nicht Teil konventioneller Vergabeverfahren sind, sodass der 
Zeitaufwand größer ist als bei konventionellen Projekten. […]. 

»  Ähnlich wie bei konventionellen Projekten traten auch bei der Mehrzahl der ge-
prüften PPP-Projekte erhebliche Ineffizienzen in Form von Verzögerungen in der 
Bauphase und beträchtlichen Kostensteigerungen auf. […]

»  Was noch wichtiger ist: In Griechenland […] waren bei drei geprüften Autobah-
nen die Kosten je Straßenkilometer um bis zu 69 % gestiegen, während gleichzei-
tig der Umfang der einzelnen Projekte um bis zu 55 % verringert wurde. Grund 
hierfür waren vor allem die Finanzkrise und eine unzureichende Vorbereitung der 
Projekte durch den öffentlichen Partner, die zu verfrühten und nicht ausreichend 
wirksamen Verträgen mit privaten Konzessionären geführt hat. 

»  Der große Umfang, die hohen Kosten und die lange Laufzeit von typischen Inf-
rastruktur-PPP erfordern besondere Sorgfalt. Der Hof stellte jedoch fest, dass die 
Vorab-Analysen auf übermäßig optimistischen Szenarien in Bezug auf die künftige 
Nachfrage und Nutzung der geplanten Infrastruktur basierten, was dazu führte, 
dass die Nutzungsraten bei Projekten um bis zu 69 % (IKT) und 35 % (Autobah-
nen) unterhalb der prognostizierten Werte lagen. Das Risiko einer viel zu gerin-
gen Nutzung der Autobahnen in Griechenland nach deren Fertigstellung ist dabei 
nicht eingerechnet.

»  Positiv zu vermerken ist, dass neun abgeschlossene geprüfte Projekte ein gutes 
Dienstleistungs- und Instandhaltungsniveau aufweisen und das Potenzial besit-
zen, dieses Niveau während der verbleibenden Projektlaufzeit aufrechtzuerhalten.

»  Bei den meisten geprüften Projekten wurde die PPP-Option ohne vorherige ver-
gleichende Analyse alternativer Optionen – etwa durch einen Wirtschaftlichkeits-
vergleich – gewählt. Somit wurde nicht nachgewiesen, dass es sich um die Option 
handelte, die das beste Kosten-Nutzen-Verhältnis aufwies und das öffentliche 
Interesse schützte, indem gleiche Wettbewerbsbedingungen zwischen PPP und 
konventionellen Vergabeverfahren sichergestellt wurden.
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»  Die Risikozuweisung zwischen öffentlichen und privaten Partnern war oftmals 
nicht angemessen, nicht kohärent und nicht wirksam, während hohe Vergütungs-
sätze (bis zu 14 %) für das Risikokapital des privaten Partners nicht immer den 
übernommenen Risiken entsprachen. […]“ 183

183  Europäischer Rechnungshof (2018), S. 12f. Die deutsche Fassung des Berichts verwendet als 
Abkürzung für öffentlich-private Partnerschaften „ÖPP“. Aus Gründen der Einheitlichkeit wird in 
dieser Publikation durchgängig das Akronym „PPP“ verwendet.
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III.  Es geht auch anders: Politische Lösungs-
ansätze zur SDG-kompatiblen Prävention 
und Bewältigung globaler Finanzkrisen 

In seinem jährlichen Bericht über Schuldentragfähigkeit und Entwick-
lung konstatiert der UN-Generalsekretär 2019, dass sich die Auslands-
verschuldung vieler Entwicklungsländer weiter verschlechtert habe. Das 
weltwirtschaftliche Umfeld sei geprägt von den Sorgen über die Auswir-
kungen der Niedrigzinspolitik auf die Finanzstabilität, über die schwache 
Gesamtnachfrage, die wachsenden Ungleichheiten und die Unsicherhei-
ten, die sich aus eskalierenden Handelskonflikten und instabilen Ölmärk-
ten ergeben. Die Lage habe noch nicht den Punkt erreicht, um von einer 
globalen Finanzkrise zu sprechen, aber die internationale Gemeinschaft 
müsse bedenken, dass in den nächsten Jahren in den Entwicklungslän-
dern ein Berg von Schulden („a wall of developing country debt“) fällig 
werde, und es bislang keine klar koordinierten politischen Pläne gebe, 
um darauf zu reagieren.184

Der UN-Generalsekretär fordert vor diesem Hintergrund einschnei-
dende Maßnahmen:

„[…] in order to ensure the timely achievement of the Sustainable 
Development Goals while avoiding deepening debt and financial 
distress across developing countries, additional and more drastic in-
ternational policy action should be considered as a matter of urgency, 
including Sustainable Development Goal-related debt relief initia-
tives and increased official development assistance, with a focus on 
Goal-related investment requirements.“ 185

Die Regierungen haben bei der globalen Finanzkrise 2008/2009 unter 
Beweis gestellt, dass sie unter akutem Handlungsdruck zu raschen und 
weitreichenden politischen Entscheidungen fähig sind. Sie haben damals 
binnen weniger Wochen Konjunkturprogramme von über zwei Billio-
nen US-Dollar beschlossen und in noch größerem Umfang Rettungs-
pakte für den Bankensektor geschnürt. Die Maßnahmen blieben in ihrer 
Reichweite jedoch beschränkt und dienten in erster Linie der Reparatur 
und Stabilisierung des bestehenden Finanzsystems – und damit dessel-
ben Systems, das die Krise erst ermöglicht hatte. Die wirtschaftlichen 
und politischen Ungleichgewichte zwischen armen und reichen Ländern 
bzw. zwischen Überschuss- und Defizitländern wurden zwar als eine der 

184 United Nations Secretary-General (2019), Pkt. 45.

185 Ebd., Pkt. 47.
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Ursachen für die damalige Krise identifiziert, zu ihrer Überwindung 
wurde aber wenig getan. 

Stattdessen ist seit einigen Jahren eine weltweite Renaissance neolibe-
raler Austeritätspolitiken festzustellen. Sie setzen in vielen Ländern auf 
restriktive Fiskalpolitik, Deregulierung und die Privatisierung öffentli-
cher Güter und Dienstleistungen. Wie viele empirische Untersuchungen 
zeigen, bergen diese Politiken jedoch die Gefahr, sozio-ökonomische 
Disparitäten zu vergrößern, den Schutz der Menschenrechte zu unter-
minieren und damit auch die Verwirklichung der SDGs zu gefährden. 
Dass viele Reformprogramme inzwischen auch Schutzklauseln und Aus-
gleichsmaßnahmen zur gezielten Armutsbekämpfung, zur Förderung der 
Geschlechtergerechtigkeit oder zur sozialen Sicherung enthalten, reicht 
meist nicht aus, um die negativen Effekte zu kompensieren. Die Welle 
von Massenprotesten gegen die Auswirkungen dieser Austeritätspolitiken 
in verschiedenen Regionen der Welt ist die Folge.

Aber es gibt Alternativen. Was getan werden muss, um zu verhindern, 
dass die Agenda 2030 und ihre Nachhaltigkeitsziele einer neuen globa-
len Finanzkrise und inadäquatem Krisenmanagement zum Opfer fallen, 
haben Wissenschaftler*innen, UN-Gremien und zivilgesellschaftliche 
Organisationen in zahlreichen Berichten und Stellungnahmen zum Aus-
druck gebracht.186 Viele beziehen sich dabei in jüngster Zeit wieder auf 
das Konzept eines Green New Deals, das bereits im Zusammenhang mit 
der Finanzkrise 2008/2009 diskutiert worden war.187 Zu den prominen-
testen Fürsprecher*innen gehören die Publizist*innen Naomi Klein188 
und Jeremy Rifkin189 sowie die US-Kongressabgeordnete Alexandra 
Ocasio-Cortez.190 Und auch auf UN-Ebene gibt es dafür Unterstützung. 
UNCTAD formuliert es in seinem Trade and Development Report 2019 
folgendermaßen:

„If we want to reverse the polarization of income within and across 
countries, create a stable financial system that serves the productive 
economy, mitigate the threats and seize the opportunities associated 
with new technologies, and undertake massive investments in clean 
energy, transportation and food systems, we need a Global Green 
New Deal.“ 191

186  Vgl. dazu z.B. die zivilgesellschaftlichen Berichte Spotlight on Sustainable Development 2017, 2018 
und 2019 (www.spotlight2030.org). 

187 Vgl. UNEP (2009) und French et al. (2009).

188 Vgl. Klein (2019)

189 Vgl. Rifkin (2019).

190 Vgl. https://www.congress.gov/116/bills/hres109/BILLS-116hres109ih.pdf. 

191 UNCTAD (2019), S. II.

http://www.spotlight2030.org
https://www.congress.gov/116/bills/hres109/BILLS-116hres109ih.pdf
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In der Vergangenheit betonten die Konzepte eines Green New Deal vor 
allem die ökologische Dimension wirtschaftlicher Entwicklung, während 
die soziale Dimension unterbelichtet blieb. Im Gegensatz dazu stellen 
Menschenrechtsexpert*innen wie Juan Pablo Bohoslavsky die sozialen 
Aspekte in den Mittelpunkt, indem sie die universellen Menschenrechte 
zur normativen Grundlage jedes wirtschaftlichen Reformprogramms er-
klären. Bohoslavsky fordert:

„Obligations under human rights law should guide all efforts to de-
sign and implement economic policies. The economy should serve 
the people, not vice versa.“ 192

Die Herausforderung besteht nun darin, Konzepte einer umwelt- und 
klimagerechten Wirtschaftspolitik mit Lösungsansätzen zur SDG-kom-
patiblen Prävention und Bewältigung von Finanzkrisen und dem Pri-
mat der Menschenrechte zu verbinden. Ziel muss ein menschenrechts
basierter globaler Green New Deal sein. Grundvoraussetzung dafür 
ist eine aktivere Rolle des öffentlichen Sektors, der auf allen Ebenen ord-
nungspolitischen Gestaltungsspielraum (zurück-)gewinnen muss. Dazu 
muss das Rad nicht neu erfunden werden. Ein entsprechender Maß-
nahmenkatalog besteht überwiegend aus konventionellen Politikinstru-
menten, die aber nun systematisch an den Zielen und Prinzipien eines 
menschenrechtsbasierten globalen Green New Deals ausgerichtet werden 
müssen. Sie können unter folgenden neun Überschriften zusammenge-
fasst werden:193

1. Öko-soziale Steuerreformen

Um Haushaltsdefizite zu reduzieren, Entwicklung auf Pump zu vermei-
den und mehr Mittel für die Verwirklichung der SDGs zu mobilisieren, 
ist eine Steigerung der Steuereinnahmen unerlässlich. Das gängige Re-
zept einer Erhöhung der Mehrwertsteuer ist aufgrund seiner regressiven 
Wirkung aber kontraproduktiv. Sinnvoller sind öko-soziale Steuerrefor-
men, die eine höhere Besteuerung der reicheren Einkommensschichten 
und des Ressourcenverbrauchs zum Ziel haben. Wichtige Elemente einer 
solchen Reform mit progressiver Wirkung sind Steuern auf Vermögen, 
Grundbesitz, Erbschaften, Kapitaleinkünfte und Unternehmensgewinne. 
Auch in der Aktionsagenda von Addis Abeba, quasi dem Finanzierungs-
programm für die Agenda 2030, betonen die Regierungen in allgemei-
ner Form die Notwendigkeit eines progressiven und gerechteren Steuer-
systems:

192 United Nations General Assembly (2018), Pkt. 2.

193  Vgl. dazu auch Ortiz/Cummins (2019), S. 50ff, die einen ähnlichen Maßnahmenkatalog als 
Alternative zur Austeritätspolitik formuliert haben.
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„Wir verpflichten uns darauf, die Verwaltung der öffentlichen Ein-
nahmen durch modernisierte, progressive Steuersysteme, eine ver-
besserte Steuerpolitik und eine effizientere Steuererhebung zu stär-
ken. Wir werden daran arbeiten, unsere Steuersysteme gerechter, 
transparenter, effizienter und wirksamer zu machen […].“ 194 

Ein Schlüsselelement jeder öko-sozialen Steuerreform ist die Besteuerung 
des Ressourcenverbrauchs. Gemäß dem Verursacherprinzip sollen da-
durch die Preise für Verschmutzung, für die Nutzung fossiler Brennstoffe 
und anderer nicht erneuerbarer Energieträger sowie für Treibhausgase-
missionen erhöht werden. Solche Steuern können eine „doppelte Divi-
dende“ erbringen, weil sie dazu beitragen, einerseits den Material- und 
Energieverbrauch zu reduzieren und andererseits die Staatseinnahmen zu 
erhöhen. Da derartige Steuern aber arme Haushalte tendenziell stärker 
belasten als reiche, ist es zwingend erforderlich, gleichzeitige Kom
pensationsmaßnahmen einzuführen, um die regressiven Wirkungen 
auszugleichen und die gesellschaftliche Akzeptanz der Reformen zu ge-
währleisten. Dies kann zum Beispiel durch die Subventionierung öffentli-
cher Infrastruktur (beispielsweise öffentlicher Verkehrsmittel), gestaffelte 
Preise für öffentliche Dienstleistungen oder direkte Bargeldzuwendun-
gen (cash transfers) an ärmere Haushalte geschehen.

Wenn öko-soziale Steuerreformen intelligent ausgestaltet werden, kön-
nen sie gleichermaßen zur Reduzierung von Umweltzerstörung, zur Er-
wirtschaftung öffentlicher Einnahmen und zur Veränderung des Kon-
sumverhaltens beitragen, ohne dass die Armen davon negativ betroffen 
sind.

Steuern können aber auch direkt zur Krisenvermeidung beitragen. Das ist 
ein wesentlicher Zweck der seit vielen Jahren diskutierten Finanztrans-
aktionssteuer. Die Kampagne „Steuer gegen Armut“ hat argumentiert, 
dass bereits ein geringer Steuersatz von 0,05 Prozent einen Teil der spe-
kulativen Kapitalbewegungen unterbinden würde und damit maßgeblich 
zur Finanzmarktstabilität beitrüge.195 Als positiver Nebeneffekt könnte 
die Steuer hohe Einnahmen zur Schließung der SDG-Finanzierungslü-
cke generieren. 

Der vom Bundesfinanzminiserium im Dezember 2019 vorgelegte Geset-
zesvorschlag für eine Finanztransaktionssteuer wird dem Namen aller-
dings nicht gerecht, da er lediglich eine Steuer auf den Handel mit Aktien 

194 United Nations (2015a), Pkt. 22.

195 https://www.steuer-gegen-armut.org/

https://www.steuer-gegen-armut.org/
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von Unternehmen, die einen Kapitalwert von mindestens einer Milliarde 
Euro haben, vorsieht.196 Eine echte Finanztransaktionssteuer müsste da-
gegen auf alle Finanzprodukte, d. h. auf Devisen, Aktien und Anleihen 
sowie den Handel mit Derivaten erhoben werden, um zur Krisenpräven-
tion wirksam beizutragen.197

2. Reallokation der Staatsausgaben 

Parallel zur Einnahmeseite sind Reformen auch auf der Ausgabenseite der 
öffentlichen Haushalte erforderlich. Denn mit der Entscheidung über die 
Verwendung der Staatseinnahmen können Regierungen sowohl soziale 
(Um-)Verteilungs- als auch ökologische Steuerungswirkungen erzielen. 

Aber allzu oft werden öffentliche Gelder weiterhin für schädliche oder 
zumindest fragwürdige Zwecke ausgegeben, seien es exzessive Mili-
tärausgaben oder umweltschädliche Subventionen. Eine zentrale Heraus-
forderung besteht darin, den Subventionsabbau so zu gestalten, dass er 
keine negativen sozialen Auswirkungen hat, sondern im Gegenteil zur 
Armutsbekämpfung und Überwindung sozialer Disparitäten beiträgt. 

Um zu überprüfen, welche ökologischen, ökonomischen und sozialen 
Wirkungen Subventionen haben, müssen sie einem umfassenden Nach
haltigkeitsCheck unterzogen werden. Dabei geht es nicht nur um die 
direkten negativen Umweltwirkungen, sondern auch um die sozialen 
(Neben-) Wirkungen der jeweiligen Subventionen bzw. eines mögli-
chen Subventionsabbaus. Außerdem müssen im Zusammenhang mit der 
Streichung von Subventionen von vorneherein Ausgleichsmaßnahmen zu 
Kompensation negativer Einkommenseffekte für die ärmere Bevölkerung 
in die Planung einbezogen werden. Dadurch muss gewährleistet werden, 
dass die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Menschenrechte der 
betroffenen Bevölkerung nicht negativ berührt werden.

Darüber hinaus ist ein systematischer Nachhaltigkeits-Check des gesam-
ten Staatshaushalts notwendig, um zu überprüfen, ob er mit den Ver-
pflichtungen und Zielen der Agenda 2030 übereinstimmt. Dies schließt 
auch den Etat für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(Stichwort: 0,7-Prozentziel) ein. 

196  https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Schlaglichter/
Steuergerechtigkeit/2019-12-10-Gesetzesvorschlag-Finanztransaktionsteuer.html

197  Vgl. zur Kritik am Entwurf des BMF z.B. die Pressemitteilung von Attac vom 10. Dezember 2019 
(https://www.attac.de/presse/detailansicht/news/finanztransaktionssteuer-scholz-entwurf-ist-
augenwischerei-1/).

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Schlaglichter/Steuergerechtigkeit/2019-12-10-Gesetzesvorschlag-Finanztransaktionsteuer.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Schlaglichter/Steuergerechtigkeit/2019-12-10-Gesetzesvorschlag-Finanztransaktionsteuer.html
https://www.attac.de/presse/detailansicht/news/finanztransaktionssteuer-scholz-entwurf-ist-augenwischerei-1/
https://www.attac.de/presse/detailansicht/news/finanztransaktionssteuer-scholz-entwurf-ist-augenwischerei-1/
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Wenn Regierungen ihre Ausgabenprioritäten entsprechend neu definie-
ren, können kombinierte Finanzreformen eine fiskalische, ökologische 
und soziale „Dreifachdividende“ erbringen, das heißt öffentliche Mittel 
freisetzen (und damit auch den Zwang zur Kreditaufnahme reduzieren), 
ökologische Steuerungswirkungen erzielen und die Einkommenskluft 
zwischen Arm und Reich verringern – und damit auch einen wichtigen 
Beitrag zur Verwirklichung der SDGs leisten.198

3. Soziale Grundsicherung für Alle

Der Zugang zu sozialer Sicherung ist ein Menschenrecht (Art. 22 und 25 
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und Art. 9 des Interna-
tionalen Paktes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (WSK-
Pakt) und auch in der Agenda 2030 verankert. In SDG 1.3 verpflichten 
sich die Regierungen, „den nationalen Gegebenheiten entsprechende So-
zialschutzsysteme und -maßnahmen für alle um[zu]setzen, einschließlich 
eines Basisschutzes, und bis 2030 eine breite Versorgung der Armen und 
Schwachen [zu] erreichen.“

Dies ist gerade in Krisenzeiten auch eine ökonomische und politische 
Notwendigkeit, denn ein funktionierendes System sozialer Sicherung 
reduziert Armut, stärkt die Kaufkraft der Bevölkerung, und damit die 
Binnennachfrage, und beugt sozialen Spannungen und gesellschaftlichen 
Konflikten vor. Die ILO hat dazu das Konzept einer globalen sozialen 
Grundsicherung (Global Social Protection Floor) entwickelt, das auf vier 
Eckpfeilern basiert:199 

»  Universeller Zugang zu öffentlicher Gesundheitsversorgung für Alle.

»  Garantierte staatliche Mindestzuwendungen für jedes Kind. Auf diese 
Weise soll für alle Kinder und Jugendlichen die Verwirklichung der 
Rechte auf Nahrung, Bildung und Wohnraum sichergestellt werden.

»  Universelle staatliche Grundrente für alle alten Menschen und Men-
schen mit Behinderungen.

»  Garantierte staatliche Unterstützung für Arbeitslose und Unter-
beschäftigte, die in Armut leben. Dies kann z.B. in Form direkter Bar-
geldzuwendungen (cash transfers) oder in Rahmen von öffent lichen Be-
schäftigungsprogrammen (public work programs) geschehen.

198 Siehe dazu auch Martens (2017).

199  Vgl. dazu die ILO-Empfehlung 202 von 2012 (https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_
norm/---normes/documents/normativeinstrument/wcms_r202_de.pdf). 

https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---normes/documents/normativeinstrument/wcms_r202_de.pdf
https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---normes/documents/normativeinstrument/wcms_r202_de.pdf
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Ein solches Minimalset sozialer Grundsicherung sollte in jedem Land 
existieren und wäre eine notwendige Voraussetzung, um zu verhindern, 
dass Menschen infolge ökonomischer Krisen in die Armut abstürzen. Die 
Privatisierung der sozialen Grundsicherung wäre dabei aber der falsche 
Weg.

Die Global Coalition for Social Protection Floors (GCSPF), in der über 
100 zivilgesellschaftliche Organisationen aus allen Regionen der Welt 
zusammenarbeiten, weist zurecht darauf hin, dass es eine menschenrecht-
liche Verpflichtung des Staates sei, ein System sozialer Grundsicherung 
zu gewährleisten.200 Umfassende empirische Untersuchungen zeigten, 
dass dies auch für ärmere Länder finanziell möglich sei, wenn sie ex-
terne Unter stützung erhielten.201 Eine Grundvoraussetzung ist allerdings, 
dass die öffentlichen Sozialausgaben Priorität erhalten und im Falle von 
Schuldenkrisen nicht dem Spardiktat zum Opfer fallen (s. Punkt 7).

4.  Eindämmung von Steuervermeidung und illegalen  
Finanzflüssen

Den finanziellen Handlungsspielraum der Staaten zu erweitern, erfordert 
auch, effektive Gegenmaßnahmen gegen Steuerflucht und Steuervermei-
dung zu ergreifen. Denn durch das weltweite Netz von Steuer oasen und 
Schattenfinanzzentren entgehen den Staaten weltweit jedes Jahr Ein-
nahmen in dreistelliger Milliardenhöhe. Allein die Verluste durch die 
Steuervermeidungspraktiken transnationaler Unternehmen werden auf 
mindestens 500 Milliarden US-Dollar pro Jahr geschätzt.202

Angesichts des Ausmaßes der Probleme haben viele Regierungen ihre 
Aktivitäten in diesem Bereich in den letzten Jahren verstärkt. Es entstan-
den neue internationale Initiativen zur Verbesserung der Steuerkoopera-
tion und zur Bekämpfung von missbräuchlichen Steuergestaltungsstra-
tegien durch transnationale Konzerne. Ein Beispiel ist das BEPS-Projekt 
(Base Erosion and Profit Shifting) der OECD, das Maßnahmen gegen die 
Aushöhlung der Steuerbasis und die Gewinnverlagerung von Unterneh-
men formulierte.203 All diese Initiativen haben aber bislang nicht dazu 
geführt, dem globalen Schattenfinanzsystem seine Grundlagen zu entzie-
hen und die weltweiten Steuervermeidungspraktiken zu stoppen. 

200 Global Coalition for Social Protection Floors (2019).

201 Bierbaum/Schildberg/Cichon (2017).

202 Vgl. dazu z.B. Cobham/Janský (2017).

203  Vgl. dazu z.B. die Informationen des Bundesfinanzministeriums unter https://www.
bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/2017-06-07-beps-
gewinnkuerzung-und-gewinnverlagerung.html. 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/2017-06-07-beps-gewinnkuerzung-und-gewinnverlagerung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/2017-06-07-beps-gewinnkuerzung-und-gewinnverlagerung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/2017-06-07-beps-gewinnkuerzung-und-gewinnverlagerung.html
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Notwendig ist ein Bündel nationaler und internationaler Maßnahmen, 
um die öffentlichen Finanzen zu stärken, Steuerschlupflöcher zu stopfen 
und Kapitalflucht zu verhindern. Dazu zählen u. a.:

»  Erweiterte Transparenzanforderungen für Unternehmen, u.a. durch 
öffentliche länderspezifische Berichtspflichten (public country- 
by-country reporting – pCbC). Diese sollen Unternehmen verpflichten, 
für sich und alle Tochtergesellschaften bestimmte Informationen wie 
Umsatz, Gewinn, Mitarbeiterzahl und Steuerzahlungen aufgegliedert 
nach den Ländern ihrer Tätigkeit zu veröffentlichen.204

»  Effektive Maßnahmen gegen Gewinnverlagerungstricks von Unter-
nehmen, unter anderem durch Einführung einer Gesamtkonzern
steuer, verbunden mit einem Mindeststeuersatz. Bei dieser Steuer 
werden die Gewinne eines transnationalen Konzerns zusammengefasst 
(„konsolidiert“) und über eine Formel auf alle Länder, in denen der 
Konzern aktiv ist, verteilt. Die Verteilungsformel sollte auf Umsätzen, 
Beschäftigten und physischen Anlagen beruhen, aber keine immateri-
ellen Werte enthalten.205

»  Die Stärkung der globalen Steuerkooperation unter dem Dach der 
Vereinten Nationen, um koordinierte Maßnahmen gegen schädlichen 
Steuerwettbewerb und den damit verbundenen Steuerwettlauf nach 
unten zu vereinbaren und Regierungen beim Aufbau leistungsfähiger 
und gerechter Steuersysteme zu unterstützen.

5. Zusätzliche Mittel zur Klimafinanzierung

Immer mehr Länder stecken in einem Teufelskreis von Klimaschäden 
und Verschuldung, der sich mit jedem Jahr weiter verschärft. Besonders 
gefährdet sind die kleinen Inselstaaten der Karibik und des Pazifik. Not-
wendig sind ein Schuldenmoratorium und effektive Umschuldungsver-
handlungen für die betroffenen Länder, um nach einer Katastrophe drin-
gend benötigte Mittel für Nothilfe und Wiederaufbau schnell zu mobi-
lisieren. Die Bereitstellung von Finanzhilfen in Form von Krediten ist 
dagegen kontraproduktiv und bestraft die betroffenen Länder doppelt. 

Erforderlich ist zusätzlich eine massive Aufstockung der öffentlichen Mit-
tel für die Finanzierung von Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Redu-
zierung von Treibhausgas-Emissionen und zur Anpassung an die Folgen 

204  https://netzwerksteuergerechtigkeit.files.wordpress.com/2019/05/c396ffentliche-
lc3a4nderbezogene-berichterstattung.pdf

205  https://www.blog-steuergerechtigkeit.de/2019/05/ranking-der-schaedlichsten-
unternehmenssteuerwuesten/

https://netzwerksteuergerechtigkeit.files.wordpress.com/2019/05/c396ffentliche-lc3a4nderbezogene-berichterstattung.pdf
https://netzwerksteuergerechtigkeit.files.wordpress.com/2019/05/c396ffentliche-lc3a4nderbezogene-berichterstattung.pdf
https://www.blog-steuergerechtigkeit.de/2019/05/ranking-der-schaedlichsten-unternehmenssteuerwuesten/
https://www.blog-steuergerechtigkeit.de/2019/05/ranking-der-schaedlichsten-unternehmenssteuerwuesten/
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der globalen Erwärmung. Die Länder des Globalen Nordens hatten sich 
bereits bei der Klimakonferenz in Kopenhagen 2009 verpflichtet, ab dem 
Jahr 2020 100 Milliarden US-Dollar pro Jahr aus öffentlichen und pri-
vaten Quellen für Klimaschutzmaßnahmen in den Ländern des Globa-
len Südens bereit zu stellen. Ein Teil dieser Mittel soll über den zu die-
sem Zweck geschaffenen Green Climate Fund abgewickelt werden. Im 
Rahmen der ersten Wiederauffüllungsrunde im Oktober 2019 erhielt der 
Fonds aber lediglich Finanzierungszusagen in Höhe von 9,8 Milliarden 
US-Dollar – für den Vierjahreszeitraum 2020–2023.206 Die Bundesregie-
rung hat davon rund 17 Prozent (1,5 Milliarden Euro) zugesagt. 

Nach Schätzungen der OECD wurden 2017 insgesamt etwa 71 Milli-
arden US-Dollar an öffentlichen und privaten Mitteln für die Klima-
finanzierung mobilisiert.207 Damit besteht noch immer eine substantielle 
Finanzierungslücke, die bis zum Jahr 2020 geschlossen werden muss. 

6. Neue Verschuldungsspirale verhindern

In den letzten Jahren hat sich in zahlreichen Ländern die Gefahr der 
Überschuldung erhöht. Den Ländern als Antwort auf die Krise Finanz-
hilfen in Form von Krediten zur Verfügung zu stellen, wie es unter ande-
rem der IWF tut, verschärft ihre Verschuldungssituation weiter. Darüber 
hinaus schränken die damit verbundenen höheren Schuldendienstzah-
lungen in Verbindung mit gesunkenen Staatseinnahmen den finanziellen 
Handlungsspielraum der Regierungen erheblich ein. Dringend benötig-
tes Geld für Gesundheit, Bildung, Umwelt- und Sozialausgaben fehlt. Die 
Agenda 2030 beschränkt sich in ihrem Ziel 17.4 zur Schuldentragfähig-
keit auf die Pflichten der Schuldnerländer. Pflichten der Gläubiger wer-
den nicht erwähnt. Dabei haben die diversen Schuldenkrisen der letzten 
Jahre, von Argentinien bis Griechenland, deutlich gemacht, dass Über-
schuldung nicht nur das Ergebnis verfehlter Kreditaufnahmen, sondern 
auch von unverantwortlicher Kreditvergabe ist. Um eine neue weltweite 
Schuldenkrise zu verhindern und Überschuldungsprobleme dauerhaft zu 
lösen, sind vor allem folgende drei Schritte notwendig:

»  Illegitime Schulden streichen und Gläubigermitverantwortung 
rechtlich verankern. Kreditgeber sollten grundsätzlich das Prinzip der 
Gläubigermitverantwortung und das Konzept der illegitimen Schulden 
anerkennen. Sie sollten sich dafür einsetzen, international anerkannte 
rechtsverbindliche Standards für die verantwortungsvolle Vergabe und 

206  https://www.greenclimate.fund/documents/20182/1429983/
Replenishment+Summary+Report+%28GCF-1%29.pdf/8572d949-0e62-f249-f759-62259c3faae1

207  https://www.oecd.org/environment/climate-finance-for-developing-countries-reached-usd-71-
billion-in-2017.htm

https://www.greenclimate.fund/documents/20182/1429983/Replenishment+Summary+Report+%28GCF-1%29.pdf/8572d949-0e62-f249-f759-62259c3faae1
https://www.greenclimate.fund/documents/20182/1429983/Replenishment+Summary+Report+%28GCF-1%29.pdf/8572d949-0e62-f249-f759-62259c3faae1
https://www.oecd.org/environment/climate-finance-for-developing-countries-reached-usd-71-billion-in-2017.htm
https://www.oecd.org/environment/climate-finance-for-developing-countries-reached-usd-71-billion-in-2017.htm
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  Aufnahme von Krediten zu vereinbaren. Die UNCTAD Principles on 
Promoting Responsible Sovereign Lending and Borrowing können dafür die 
Grundlage bilden.208 

»  Neue Indikatoren der Schuldentragfähigkeit definieren. Die 
von IWF und Weltbank verwendeten makroökonomischen Indikato-
ren für Schuldentragfähigkeit dienen vor allem dazu, im Interesse der 
Gläubiger die Zahlungsfähigkeit der Schuldner sicherzustellen. Eine 
Neudefinition von Schuldentragfähigkeit sollte demgegenüber auch 
soziale, ökologische und menschenrechtliche Kriterien einbeziehen. 
Der UN-Menschenrechtsrat hat das Primat der Menschenrechte über 
den Schuldendienst 2012 mit den „Guiding Principles on External 
Debt and Human Rights“ anerkannt.209 Regierungen sind demnach 
aufgefordert, ihre Budgets so zu gestalten, dass sie menschenrechts-
relevanten Ausgaben Priorität gegenüber Transfers an Gläubiger ein-
räumen.210 Der UN-Generalsekretär hatte bereits 2005 vorgeschla-
gen, Schuldentragfähigkeit neu zu definieren als „the level of debt that 
 allowed a country to achieve the Millennium Development Goals and 
reach 2015 without an increase in debt ratios.“211 Analog dazu sollte 
nun jede neue Schuldentragfähigkeitsanalyse berücksichtigen, dass die 
SDGs ohne eine Verschlechterung der Schuldenindikatoren realisiert 
werden können.

»  Faires und transparentes Staateninsolvenzverfahren  einführen. 
Viele Länder werden die SDGs nur finanzieren können, wenn sie ihre 
Schuldenlast reduzieren. Für Staaten ist es allerdings schwierig, ihre 
Schulden so umzustrukturieren, dass sie wieder tragfähig werden, 
auch weil es derzeit kein Insolvenzrecht für staatliche Schuldner gibt. 
Die immer komplexere Schuldenstruktur vieler Länder hat die Situa-
tion noch komplizierter gemacht. Bessere Institutionen zur Prävention 
und Lösung von Schuldenkrisen sind daher dringend nötig.212 Zur 
Lösung von Überschuldungsproblemen sollten die Regierungen unter 
dem Dach der Vereinten Nationen das Modell eines fairen und trans-
parenten Schiedsverfahrens zur Schuldenumwandlung entwickeln, 
wie es u.a. vom Wirtschaftsnobelpreisträger Joseph Stiglitz und von 
Papst Franziskus unterstützt wird. Ein solches Verfahren sollte die Be-
teiligung aller staatlichen und privaten Gläubiger vorsehen und einen 
unparteiischen Entscheidungsprozess garantieren.213 Der Wirtschafts-

208 UNCTAD (2012).

209  Vgl. die Resolution des UN-Menschenrechtsrates A/HRC/RES/20/10 vom 5. Juli 2012 (https://
documents-dds-ny.un.org/doc/RESOLUTION/GEN/G12/162/01/PDF/G1216201.pdf?OpenElement).

210 United Nations General Assembly (2011) Pkt. 49.

211 United Nations Secretary-General (2019), Pkt. 39.

212 Vgl. Ellmers (2016).

213 Mehr dazu bei erlassjahr.de unter https://erlassjahr.de/themen/staateninsolvenzverfahren/. 

https://documents-dds-ny.un.org/doc/RESOLUTION/GEN/G12/162/01/PDF/G1216201.pdf?OpenElement
https://documents-dds-ny.un.org/doc/RESOLUTION/GEN/G12/162/01/PDF/G1216201.pdf?OpenElement
http://erlassjahr.de
https://erlassjahr.de/themen/staateninsolvenzverfahren/
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  und Sozialrat der Vereinten Nationen (ECOSOC) sollte dazu im Rah-
men seines Forums zur Entwicklungsfinanzierung (Forum on Finan-
cing for Development follow-up – FfD Forum) eine zwischenstaatliche 
Arbeitsgruppe einsetzen, um einen entsprechenden rechtlichen Rah-
men für die Prävention und Lösung von Schuldenkrisen auszuarbeiten.

7.  Menschenrechts-Check von Wirtschaftsreformen und  
Konditionalitäten

Die Umsetzung der Agenda 2030 und ihrer Nachhaltigkeitsziele sowie 
der Verpflichtungen, die sich für die Regierungen aus den Menschen-
rechtspakten der Vereinten Nationen ergeben, darf gerade in Krisenzei-
ten nicht durch prozyklische Auflagen ausländischer Geldgeber, insbe-
sondere des IWF, verhindert werden. 

Antizyklische Investitionsprogramme, wie sie für Länder wie Deutsch-
land, die USA oder China als richtige Antwort auf die Finanzkrise 
2008/2009 angesehen wurden, dürfen ärmeren Ländern nicht verwehrt 
werden. 

Alle austeritätspolitischen Maßnahmen müssen daher grundsätzlich auf 
den Prüfstand gestellt werden. Das gilt insbesondere für die Konditio-
nalitäten im Zusammenhang mit Krediten des IWF und der Weltbank. 
Eine wichtige Rolle können dabei in Zukunft die Leitprinzipien für die 
Bewertung der menschenrechtlichen Auswirkungen von Wirtschafts-
reformen (Guiding principles on human rights impact assessments of 
economic reforms) spielen.214 Sie wurden im Dezember 2018 vom Un-
abhängigen Experten der Vereinten Nationen zu Auslandsverschul-
dung und Menschen rechten, Juan Pablo Bohoslavsky, vorgelegt, und 
vom UN-Menschenrechtsrat am 21. März 2019 „mit Anerkennung zur 
Kenntnis genommen.“ 215 Der Menschenrechtsrat ermutigt in der Reso-
lution ausdrücklich, wenn auch vorsichtig formuliert, die Regierungen, 
UN-Gremien und andere zwischenstaatliche Organisationen, 

„to consider taking into account the guiding principles in the for-
mulation and implementation of their economic reform policies and 
measures.“ 216

214  United Nations General Assembly (2018) und https://www.ohchr.org/EN/Issues/Development/
IEDebt/Pages/DebtAndimpactassessments.aspx. 

215  Vgl. UN Dok. A/HRC/RES/40/8, Pkt. 2 (http://daccess-ods.un.org/access.nsf/Get?Open&DS=A/
HRC/RES/40/8&Lang=E). Die Resolution wurde mit der Mehrheit von 27 Ratsmitgliedern aus dem 
Kreis der G77 gegen 14 Stimmen der Mitglieder der EU sowie Australiens, Japans, der Ukraine und 
Brasiliens bei sechs Enthaltungen angenommen. 

216 UN Dok. A/HRC/RES/40/8, Pkt. 3.

https://www.ohchr.org/EN/Issues/Development/IEDebt/Pages/DebtAndimpactassessments.aspx
https://www.ohchr.org/EN/Issues/Development/IEDebt/Pages/DebtAndimpactassessments.aspx
http://daccess-ods.un.org/access.nsf/Get?Open&DS=A/HRC/RES/40/8&Lang=E
http://daccess-ods.un.org/access.nsf/Get?Open&DS=A/HRC/RES/40/8&Lang=E
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Die Leitprinzipien können somit als Richtschnur dienen, um zu überprü-
fen, ob wirtschaftspolitische Maßnahmen im Einklang mit den interna-
tionalen Menschenrechtsverpflichtungen stehen. Dies gilt für Reformen 
im Fall akuter Wirtschafts- und Finanzkrisen (reaktive Funktion), aber 
auch für die Bewertung wirtschaftspolitischer Maßnahmen in weniger 
schwierigen Zeiten (präventive Funktion). 

8.  Rekommunalisierung/Deprivatisierung öffentlicher Güter 
und Dienstleistungen

Den ordnungspolitischen Gestaltungsspielraum des öffentlichen Sektors 
(wieder) zu erweitern, setzt auch voraus, den Teufelskreis aus Privatisie-
rung und Schwächung des Staates zu durchbrechen. Denn in der Vergan-
genheit hat die Kombination aus neoliberaler Ideologie, Wirtschaftslob-
byismus, unternehmensfreundlicher Finanzpolitik sowie Steuervermei-
dung und -hinterziehung in vielen Ländern zu einer Schwächung des 
öffentlichen Sektors und seiner Fähigkeit geführt, lebenswichtige Güter 
und Dienstleistungen bereitzustellen. Dies haben die Verfechter von Pri-
vatisierung und PPPs genutzt, um den Privatsektor als die bessere Al-
ternative darzustellen und seine weitere Stärkung zu fordern – was den 
öffentlichen Sektor weiter geschwächt hat … und so fort.

Mittlerweile sind als Reaktion auf die Erfahrungen mit den negativen 
Wirkungen von Privatisierung und PPPs aber in vielen Teilen der Welt 
Gegenbewegungen entstanden. In den letzten 15 Jahren ist die Zahl der 
Städte und Gemeinden, die privatisierte Dienstleistungen wieder in die 
öffentliche Hand zurückgeführt haben, beträchtlich gestiegen, insbe-
sondere im Bereich der Wasser- und Energieversorgung. Der 2017 vom 
Transnationale Institute veröffentlichte Bericht „Reclaiming Public Ser-
vices“ zeigt, dass es seit dem Jahr 2000 weltweit mindestens 835 Beispiele 
für die Rekommunalisierung öffentlicher Dienstleistungen gegeben hat, 
an denen mehr als 1.600 Kommunen in 45 Ländern beteiligt waren.217 
Viele Beispiele zeigen, dass durch die Rekommunalisierung die Kosten 
der öffentlichen Güter und Dienstleistungen reduziert, die Qualität ver-
bessert und die Partizipation der betroffenen Bevölkerung gesteigert wer-
den konnte.

Zweifellos ist die Rückführung von Gütern und Dienstleistungen in 
die öffentliche Hand kein Patentrezept, sondern unterliegt einer Reihe 
von Erfolgsbedingungen. Die Kommission Öffentliche Güter der Hein-
rich-Böll-Stiftung hat dazu 2015 Zehn Leitlinien für eine neue Po
litik der öffentlichen Güter formuliert, mit denen unter anderem die 

217 Kishimoto/Petitjean (Hrsg.) (2017).
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garantierte Teilhabe, faire Verteilung, solide Finanzierung und ausrei-
chende Qualität der öffentlichen Güter gesichert werden sollen.218

Die kritische Auseinandersetzung mit den Folgen der Privatisierung darf 
sich aber nicht auf die kommunale Ebene beschränken. Konsequenzen 
müssen auch auf nationaler Ebene gezogen werden. So empfiehlt bei-
spielsweise der Europäische Rechnungshof in seinem Sonderbericht über 
PPPs unter anderem, dass die Mitgliedstaaten der EU solide vergleichende 
Analysen durchführen und die PPP-Option nur dann wählen sollten, 
wenn diese auch in pessimistischen Szenarien das beste Kosten-Nut-
zen-Verhältnis böte. Grundsätzlich sollte die EU aber keine intensivere 
und breitere Nutzung von PPPs fördern, solange die diversen bestehen-
den Probleme der PPPs nicht angegangen worden sind.219

9. Effektive Regeln für den globalen Schattenbankensektor

Nach der globalen Finanzkrise 2008/2009 haben die Regierungen neue 
Regeln für das Finanzsystem geschaffen. Sie beschränkten sich dabei aber 
weitgehend auf den formalen Bankensektor, für den sie u.a. die Trans-
parenz- und Eigenkapitalvorschriften verschärften. Für institutionelle 
Investoren, Vermögensverwalter und andere Finanzmarktakteure außer-
halb des formalen Bankensektors gelten die strikteren Regeln dagegen 
nicht. Sie haben aber in den letzten zehn Jahren enorm an Bedeutung 
gewonnen und drängen zunehmend in das klassische Finanzgeschäft von 
Kreditinstituten. Aus Sicht des Financial Stability Board (FSB) dürfen die 
damit verbundenen Risiken nicht außer Acht gelassen werden:

„Non-banks play a growing role in the financial system, and their 
share of the financial system is the largest on record. They are 
becoming important players in areas where banks traditionally 
have played dominant roles. Authorities need to remain vigilant in 
addressing financial stability risks that emerge as a result of non-bank 
financing through enhanced data collection, improved risk analysis 
and implementing appropriate policy measures, including the FSB’s 
policy recommendations for addressing structural vulnerabilities 
from asset management activities.“ 220

218 Kommission Öffentliche Güter der Heinrich-Böll-Stiftung (2015), S. 47ff.

219 Europäischer Rechnungshof (2018), S. 58ff.

220  So Klaas Knot, Vorsitzender des FSB Standing Committee on Assessment of Vulnerabilities, bei der 
Veröffentlichung des Global Monitoring Report on Non-Bank Financial Intermediation 2018  
(https://www.fsb.org/2019/02/fsb-publishes-global-monitoring-report-on-non-bank-financial-
intermediation-2018/). 

https://www.fsb.org/2019/02/fsb-publishes-global-monitoring-report-on-non-bank-financial-intermediation-2018/
https://www.fsb.org/2019/02/fsb-publishes-global-monitoring-report-on-non-bank-financial-intermediation-2018/
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Auch der IWF fordert in seinem Global Financial Stability Report vom 
Oktober 2019 explizit, die Risiken bei institutionellen Anlegern durch 
verstärkte Überwachung und Offenlegung zu bewältigen.221 

Handlungsbedarf besteht unter anderem mit Blick auf die bessere Regu-
lierung von Investmentfonds, insbesondere ETFs, und die erhöhte Trans-
parenz von Anbietern wie BlackRock.

Grundsätzlich muss die Überwachung und Risikobewertung der Akti-
vitäten der globalen Vermögensverwalter substantiell verbessert werden. 
Nach der letzten globalen Finanzkrise lautete ein Slogan „Too big to fail 
= too big to allow“. Unternehmen und Banken sollten nicht so groß 
werden dürfen, dass ihr Scheitern ein Risiko für das globale Wirtschafts-
system bedeutete. Dies muss auch für die mächtigsten Vermögensverwal-
ter der Welt, allen voran BlackRock, gelten.

10. Fazit

Der UN-Generalsekretär hat angesichts der unbewältigten globalen Pro-
bleme in seinem SDG-Report 2019 konstatiert:

„Es ist völlig klar, dass eine viel tiefere, schnellere und ehrgeizigere 
Reaktion erforderlich ist, um den sozialen und wirtschaftlichen 
Wandel in Gang zu setzen, der zur Erreichung der 2030-Ziele  
erforderlich ist.“ 222

Die Staats- und Regierungschefs haben bei ihrem SDG-Gipfel im Sep-
tember 2019 darauf reagiert. In ihrer politischen Erklärung unter dem 
Titel „Gearing up for a Decade of Action and Delivery for Sustainable 
Development“ betonen sie die „dringende Notwendigkeit beschleunig-
ten Handelns auf allen Ebenen“ und versprechen ein „höheres Ambi-
tionsniveau“ bei der weiteren Umsetzung der SDGs.223 

Dies müsste sich auch in der Wirtschafts- und Finanzpolitik der Regie-
rungen und der zuständigen internationalen Finanzinstitutionen wider-
spiegeln. Aber dort haben Nachhaltigkeitsziele und Menschenrechte bis-
lang meist keine Priorität. 

Angesichts einer neuen Welle von Schulden- und Finanzkrisen stehen 
die Regierungen zu Beginn der 2020er Jahre an einem Scheideweg: Ent-
weder sie folgen weiterhin dem Kurs konventioneller Austeritätspolitik, 

221 International Monetary Fund (2019f), S. ix.

222 United Nations (2019b), S. 2 (Übersetzung JM).

223 United Nations General Assembly (2019a).
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verabschieden sich damit de facto von den Zielen und Grundsätzen der 
Agenda 2030 und nehmen angesichts der absehbaren sozialen Folgen wei-
tere Massenproteste und gesellschaftliche Destabilisierung in Kauf. Oder 
sie schaffen mit konzertierten Strategien eines menschenrechtsbasierten 
globalen Green New Deal die Grundlage dafür, dass die 2020er Jahre 
tatsächlich zu der versprochenen Dekade des Handelns auf dem Weg zu 
einer sozial-ökologischen Transformation unserer Welt werden.
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Wegen ihrer Zuständigkeit für wichtige Politikfelder spielen die Bundesländer 
bei der Umsetzung der 2030-Agenda in und durch Deutschland eine zentrale 

Rolle. Ganz im Sinne der im September 2015 in New York verabschiedeten 
Nachhaltigkeitsagenda sind davon prinzipiell alle Sektoren betroffen, von der 

Sozial- über die Landwirtschafts-, Bildungs- und Umweltpolitik bis hin zur 
Wirtschafts- und Industriepolitik.

Dabei gilt, dass es weniger ein Problem sein dürfte, innerhalb der 
Nachhaltigkeitsstrategien der Länder auf Diskurse aus dem wirtschafts-, 
sozial- oder umweltpolitischen Bereich zu rekurrieren. Vielmehr wird es 

darum gehen müssen, den Leitgedanken des Konzepts „Nachhaltigkeit“ auch 
dort Geltung zu verschaffen, wo sie bislang nur eine untergeordnete Rolle 
spielen, oder es offenkundige Zielkonflikte gibt. Das gilt beispielsweise für 

die wirtschafts- und industriepolitischen Strategien einzelner Bundesländer.

Das vorliegende Arbeitspapier gibt eine Übersicht über die Strategien und 
Strukturen, die die Bundesländer unter den Stichworten „Nachhaltigkeit“ 
und „Entwicklungszusammenarbeit“ bislang geschaffen haben. Es liefert 

keine lexikalisch vollständige Aufzählung, sondern beschränkt sich bewusst 
auf einige zentrale Beispiele, aus denen sich unterschiedliche Ansätze, aber 

auch gemeinsame Trends ablesen lassen.

Hier dargestellt sind erste Steinchen dessen, was im Endergebnis ein großes 
Mosaik der Nachhaltigkeitspolitik auf Ebene der Bundesländer bilden sollte. 

Dieses Arbeitspapier dient dem Einstieg in die Debatte, ob die Länder mit 
ihren bisherigen Maßnahmen auf dem richtigen Weg sind, die umfassende 

Nachhaltigkeitsagenda der UN bei sich umzusetzen, und wo weiterer 
Handlungsbedarf besteht. 
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Die 2030-Agenda der Vereinten Nationen und ihre Ziele für nachhaltige 
Entwicklung (SDGs) messen Partnerschaften zwischen öffentlichen und 

privaten Akteuren eine wichtige Rolle bei. Das Spektrum dieser Partnerschaften 
ist groß. Es reicht von öffentlich-privaten Projektkooperationen zwischen 

einzelnen Regierungen und Unternehmen bis hin zu globalen Partnerschaften, 
an denen zum Teil hunderte von Regierungen, internationalen Organisationen, 

Unternehmen, philanthropischen Stiftungen und zivilgesellschaftlichen 
Gruppen beteiligt sind. 

Einen besonderen Boom erlebten in den letzten Jahren Partnerschaften 
zwischen Einrichtungen des UN-Systems und privaten Unternehmen sowie 

globale Partnerschaften, vor allem in den Bereichen Gesundheit, Ernährung 
und Energie.

Dem Partnerschaftsboom liegt die Annahme zugrunde, Regierungen seien 
weder strukturell noch finanziell in der Lage, die globalen Probleme alleine zu 
bewältigen. Dabei geht es bei vielen Partnerschaften nicht ausschließlich um 

die Mobilisierung zusätzlicher Finanzmittel. Insbesondere die größeren 
globalen Partnerschaften sollen auch zu einer besseren Koordination zwischen 
den verschiedenen Akteuren, dem Wissensaustausch, der Bewusstseinsbildung 

und gelegentlich auch der Standardsetzung beitragen.

Eine wachsende Zahl zivilgesellschaftlicher Organisationen und manche 
Regierungen sehen in dem Trend allerdings auch eine Reihe von Risiken.  

Sie fürchten, dass unter dem Dach von Partnerschaftsinitiativen der Einfluss 
transnationaler Unternehmen und ihrer Interessenvertreter auf den 

gesellschaftlichen Diskurs und die politischen Entscheidungen wächst.  
Zudem wird die Gefahr einer weiteren Zersplitterung des internationalen 

Institutionengefüges durch unzählige neue Partnerschaften gesehen.  
Dies erhöht den Koordinationsbedarf und die Transaktionskosten für die 

Regierungen und schwächt die zuständigen Organisationen des UN-Systems. 

Das Arbeitspapier gibt einen Überblick über den derzeitigen 
Partnerschaftsboom und diskutiert die damit einhergehenden Risiken und 

Nebenwirkungen. Es nimmt drei globale Partnerschaften aus den Bereichen 
Ernährung, Gesundheit und Energie genauer unter die Lupe:  

Scaling Up Nutrition, Every Woman Every Child und Sustainable Energy for All. 
Aus den Ergebnissen werden im letzten Teil einige Schlussfolgerungen für 

Politik und Zivilgesellschaft abgeleitet. 
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„Wir haben uns zu einem Zeitpunkt versammelt, in dem die nachhaltige 
Entwicklung vor immense Herausforderungen gestellt ist. Milliarden unserer 

Bürger leben nach wie vor in Armut, und ein Leben in Würde wird ihnen 
verwehrt. Die Ungleichheiten innerhalb der Länder und zwischen ihnen  

nehmen zu. Es bestehen enorme Unterschiede der Chancen, des Reichtums 
und der Macht.“

So heißt es in Paragraph 14 der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung, 
verabschiedet von den Mitgliedern der Vereinten Nationen im September 
2015. Konsequenterweise haben die Regierungen ein eigenständiges Ziel 
zur Reduzierung von Ungleichheiten sowohl innerhalb als auch zwischen 

Ländern in den Katalog der 17 SDGs aufgenommen – eine der größten 
qualitativen Neuerungen der Agenda 2030 gegenüber den MDGs.  

SDG 10 ist damit Ausdruck des in den letzten Jahren enorm gesteigerten 
Interesses in Wissenschaft, Wirtschaft und Politik am komplexen Phänomen 

der sozialen wie ökonomischen, der horizontalen und intersektionalen 
Ungleichheiten.

Auf internationaler Ebene hat beispielsweise Oxfam dazu beigetragen mit 
seinen Berechnungen, nach denen inzwischen die acht reichsten Männer 
der Erde über ebenso viel Vermögen verfügen wie die ärmere Hälfte der 

Weltbevölkerung zusammen. Selbst das Weltwirtschaftsforum bezeichnet 
die wachsenden Disparitäten bei Einkommen und Vermögen als größte 
Herausforderung für die globale Entwicklung der nächsten zehn Jahre.

Mit dem vorliegenden Arbeitspapier werden SDG10 und die daraus zu 
ziehenden Schlussfolgerungen genauer unter die Lupe genommen.  

Es beschreibt die verschiedenen Formen ökonomischer, sozialer und 
politischer Ungleichheiten und die damit verbundenen Indikatoren.  

Und es erörtert, welche Ansatzpunkte und Politikinstrumente es gibt, um 
Ungleichheit zu reduzieren – und damit der Verwirklichung der Agenda 
2030 einen Schritt näher zu kommen. Denn ohne die Verringerung von 
Ungleichheiten innerhalb und zwischen Ländern werden sich auch die 

anderen Ziele der Agenda 2030 kaum realisieren lassen.

Ungleichheiten verringern!
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Seitdem die Agenda 2030 mit ihren Zielen für nachhaltige Entwicklung 
(SDGs) im September 2015 verabschiedet wurde, entstanden in bislang 

mehr als 40 Ländern zivilgesellschaftliche SDG-Bündnisse. Manche haben 
zum Ziel, die Agenda und ihre SDGs in der Öffentlichkeit bekannt zu 

machen. Andere begannen, mit eigenen Projekten zur praktischen 
Umsetzung der SDGs beizutragen. Wieder andere konzentrieren sich darauf, 

die Politik ihrer Regierungen zu beobachten, Forderungskataloge zu 
formulieren und in Schattenberichten die Fort- bzw. Rückschritte und 

politischen Hindernisse bei der Umsetzung der SDGs zu analysieren.

Parallel dazu boomen in vielen Ländern aber auch rechtsnationale oder 
fundamentalreligiöse Bewegungen, deren Botschaften im diametralen 

Gegensatz zum Geist und zu den Zielen der Agenda 2030 stehen.

Angesichts dieser widersprüchlichen Trends untersucht dieses Arbeitspapier, 
welche (zivil-) gesellschaftliche Mobilisierungswirkung die Agenda 2030 
und die SDGs haben. Kann der Umsetzungsprozess der Agenda 2030 zur 
Stärkung fortschrittlicher zivilgesellschaftlicher Organisationen (auch als 

Gegengewicht zu nationalistischen und fremdenfeindlichen Bewegungen) 
und der dauerhaften Bildung neuer gesellschaftlicher Bündnisse führen?

Hat sich durch die Agenda 2030 die Rolle zivilgesellschaftlicher 
Organisationen in den Vereinten Nationen verändert? Wie sehen ihre 

praktischen Mitwirkungsmöglichkeiten aus? Welche Gruppen und 
Organisationen bestimmen den Diskurs? Und welches sind ihre 

Hauptbotschaften?

Mit welchen Problemen und Dilemmata sind zivilgesellschaftliche 
Organisationen im Umsetzungsprozess der Agenda 2030 konfrontiert?  

Und welche Bedingungen sollten erfüllt sein, damit die Bildung 
zivilgesellschaftlicher SDG-Allianzen Aussicht auf Erfolg hat?

Zivilgesellschaft und Agenda 2030
Neue Allianzen für die sozial-ökologische Transformation?
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Mit der Agenda 2030 und ihren Zielen für nachhaltige Entwicklung (SDGs) 
haben die Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen ambitionierte Schritte 

auf dem Weg zu einer sozial, ökonomisch und ökologisch gerechteren Welt 
vereinbart. Eine zentrale Frage lautet nun, wie die Umsetzung der  

SDGs finanziert werden soll und welche Rolle dabei die öffentlichen  
Haushalte spielen.

Grundsätzlich ist die Fiskalpolitik ein Schlüsselinstrument der Regierungen, 
um die Agenda 2030 und die SDGs in die Praxis umzusetzen. Ansatzpunkte 
bestehen für sie dabei sowohl in der Steuerpolitik als auch in der Haushalts-

politik. Das gilt auch für die Umsetzung der SDGs in Deutschland.

Wenn Bundesregierung und Bundestag ihre Prioritäten im Einklang mit dem 
Geist und den Zielen der globalen Nachhaltigkeitsagenda definieren,  

kann die Haushaltspolitik ein wichtiges Instrument sein zur Verringerung 
sozialer Ungleichheiten, zur Beseitigung von Diskriminierung und zur  

Förderung des Übergangs zu nachhaltigen Produktions- und Konsumweisen 
– und damit auch zur Verwirklichung der SDGs.

Mit anderen Worten: Die Umsetzung der Sustainable Development  Goals  
erfordert Sustainable Development Budgets. Aber bisher wird die 

„SDG-Tauglichkeit“ des Bundeshaushalts in der Finanzplanung der  
Bundesregierung nicht systematisch geprüft.

Bundesregierung, Bundestag und zivilgesellschaftliche Organisationen 
 haben unterschiedliche Rollen, Verantwortlichkeiten und entsprechend 

 unterschiedliche Einflussmöglichkeiten, um den Bundeshaushalt  
„SDG-konform“ zu machen. Im Verlauf der verschiedenen Phasen des  

Budgetzyklus gibt es für sie eine Vielzahl von Handlungs- und Interventions-
möglichkeiten, die sie stärker als bisher nutzen sollten.

Agenda 2030, Nachhaltigkeitsziele  
und Haushaltspolitik

Schritte für Politik und Zivilgesellschaft  
zu einem SDG-konformen Bundeshaushalt

Die Agenda 2030, Nachhaltigkeitsziele und  
Haushaltspolitik – 
Schritte für Politik und Zivilgesellschaft zu  
einem SDG-konformen Bundeshaushalt

Arbeitspapier

Autor: Jens Martens

Herausgeber: Global Policy Forum Europe 

Bonn, Dezember 2017

Wolfgang Obenland

Das High-level Political Forum 
on Sustainable Development

Reformoptionen und -notwendigkeiten

Das High-level Political Forum 
on Sustainable Development – 
Reformoptionen und -notwendigkeiten

Arbeitspapier

Autor: Wolfgang Obenland

Herausgeber: Global Policy Forum Europe

Bonn, Januar 2019



Jens Martens

ISBN 978-3-943126-439-5

In vielen Ländern des Globalen Südens hat sich die Finanzlage in letzter 
Zeit erheblich verschlechtert. Bereits heute besteht nach Angaben des 

Internationalen Währungsfonds für 33 der ärmeren Länder ein hohes Risiko 
der Überschuldung oder sie sind bereits zahlungsunfähig. 

Aber auch reichere Länder sind von neuen Finanzkrisen bedroht.  
Hier ist es insbesondere der Privatsektor, von dem die Risiken ausgehen. 

Private Unternehmen haben billiges Geld und niedrige Zinsen genutzt, 
 um sich massiv zu verschulden. 

Die Gefahr ist groß, dass sich die Lage in den kommenden Jahren  
weiter zuspitzt. In einer alarmierenden Zahl von 130 Ländern sind  

als Folge davon Kürzungen der Staatsausgaben oder andere 
Sparmaßnahmen zu erwarten. Der Handlungsspielraum vieler Regierungen 

wird dadurch erheblich eingeschränkt – und damit auch ihre Möglichkeit, 
die Agenda 2030 und ihre globalen Nachhaltigkeitsziele (SDGs) zu  

verwirklichen. Denn die Verwirklichung der SDGs erfordert massive  
öffentliche Investitionen in Bereichen wie Gesundheit und Bildung,  

soziale Sicherung, Infrastruktur und Klimaschutz. 

Durch den Teufelskreis von Auslandsverschuldung und Austeritätspolitik 
drohen viele Länder, sich von den SDGs eher zu entfernen als sie bis 2030 

zu verwirklichen.

Aber es gibt Alternativen: Die Herausforderung besteht darin, Konzepte 
einer umwelt- und klimagerechten Wirtschaftspolitik mit Lösungsansätzen 

zur SDG-kompatiblen Prävention und Bewältigung von Finanzkrisen und 
dem Primat der Menschenrechte zu verbinden. 

Ziel muss ein menschenrechtsbasierter globaler Green New Deal sein. 
Grundvoraussetzung dafür ist eine aktivere Rolle des öffentlichen Sektors, 

der auf allen Ebenen politischen Gestaltungsspielraum  
(zurück-)gewinnen muss.
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